Der Reichsſtudentenführer Dr. Scheel 

Mit Wirkung vom 1. 3. 1937 wird angeordnet, daß alle Bauftudentenführungen und Setfihen 
Studentenführungen ſowie die Stammhäuſer und Studentifhen Kameraoͤſchaften den Reichs ſchulungs⸗ 
brief der Sd Ap beziehen. 

Der Reichs ſchulungsbrief iſt das einzige amtliche weltanſchauliche Schulungs organ der Partei. 
Es wird daher allen mit politiſcher Erziehung und Schulung beauftragten ſtuoͤentiſchen Dienſtſtellen 


zur Pflicht gemacht, ſich auch über den Rahmen des Befehls hinaus für eine TEN des Reichs⸗ 


ſchulungs briefes einzuſetzen. 


Gauleiter Mutſchmann, Gau Sachſen 

Im Januar 1937 begann der Reichs ſchulungsbrief ſeinen vierten were In 1 
Arbeit ift es gelungen, die Auflage zahl im Reich auf eine höhe von 1 600 000 Stück (z. It. 1 850 ooo) 
zu bringen. Hierbei iſt der Gau Sachſen ein erfolgreicher Mitarbeiter geweſen, denn allein 200 000 
jächſiſche Bezieher konnten im Monat März gezählt werden, Damit wird alſo jedes achte Heft 
von der Geſamtauflage des RSB. in unferem Gaugebiet vertrieben! 

Bei dieſer Zahl wollen wir jedoch nicht ſtehenbleiben. Es muß gelingen, den Leſerkreis des 
RSB. in Sachſen noch mehr zu vergrößern. 200 o00 Bezieher haben wir uns ſchon erkämpft. Nun 
ringen wir um das dritte Hund erttauſend. Der Einſatz aller Kräfte zur Verbreitung diejer ſcharfen 
Waffe in unſerem Kampfe um den deutſchen Menſchen wird uns den Sieg ſichern helfen. Unſer 
Ziel muß fein: Kein Parteigenoſſe, kein Volksgenoſſe ohne den Reichsfhulungsbrief! 


Gauobmann Wohlleben der DAS., Bau Kurmark 

Ein vorzüglicher Helfer, um in das nationalſozialiſtiſche Joͤeengut einzudringen, ift die monat⸗ 
lich erſcheinenoͤe Zeitſchrift „Der Reihsfhulungsbrief‘. Sie bietet für einen wirklich billigen Preis 
eine allgemein verftändlihe und autorisierte Darſtellung des geſamten nationalſozlaliſtiſchen 
Geoͤankengutes. 

Ich empfehle daher insbefondere jedem Obmann der Deutſchen Arbeitsfront, aber auch jedem 
deutfchen Arbeiter und jeder deutſchen Arbeiterin den Bezug dieſer ausgezeichneten Jeitſchrift. Ich 
erwarte, daß insbefondere die hauptamtlichen und ehrenamtlichen Mitarbeiter der Deutſchen Arbeits⸗ 
front ſich immerwährend für die Verbreitung der Reichsſchulungsbriefe einſetzen. 
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Es mag einer tatig ſein wo immer - er ſoll und darf 
nicht vergeffen, daß fein Volksgenoſſe, oer genau wie 
er ſeine Pflicht erfüllt, unentbehrlich iſt, daß die Nation 
nicht beſteht durch die Arbeit einer Regierung, einer 
bestimmten hlaſſe oder durch das Werk ihrer Intelli⸗ 
genz/ ſondern, daß fie nur lebt durch die gemeinſame 


hurmoniſche Arbeit aller! 
icht was er ſchafft, 

ſondern wie er ſchafft, das allein ift entſcheio end für 

ben deutſchen Menſthen. Adolf Hitler 


Nach der hiſtoriſchen Entſcheidung von 1866 
wandte ſich die Habsburger Monarchie von ihrer 
deutſchen Aufgabe im Südoſten Europas end⸗ 
gültig ab. | | | 

Sowohl die herrſchende Partei der Deutſch⸗ 
Liberalen, als auch die in den Alpenländern 
dominierenden Katholiſch⸗Klerikalen ver⸗ 
ſuchten jedes nationale Empfinden der Deutſchen 
Alt⸗Oſterreichs auszulöſchen. Dieſe Zeit war die 
Geburt der Idee vom „öſterreichiſchen Men⸗ 
ſchen“ . 5 

Die Vorausſetzung für die Züchtung eines völlig 
internationaliſierten Lebens ſchien die denkbar beſte: 
Der Materialismus des wirtſchaftlich aufſtreben⸗ 
den Bürgertums, die völlige völkiſche und ſoziale 
Gleichgültigkeit der das ganze Wirtſchaftsleben be⸗ 
herrſchenden Liberalen war ebenſo wie der den Hof 
und die inneröſterreichiſchen Länder beherrſchende 
Klerikalismus an der Arbeit, jedes nationale Emp⸗ 
finden zu unterdrücken. 

Mit den Ungarn hatten die Habsburger ihren 
Frieden gemacht und im „Deéakſchen Ausgleich“ 
(Denk, ungariſcher Staatsmann, 1803 — 1876, 
Haupt der gemäßigten nationalen Partei, die 1867 
den Dualismus und die Autonomie Ungarns durch⸗ 
ſetzte) den Magyaren die Alleinherrſchaft im 
Reiche der „Heiligen Stephanskrone“ geſichert. 


Während ſo in Ungarn die politiſche Macht 
in den Händen eines Volkes, nämlich der ungari⸗ 
ſchen Nation lag, befanden ſich die politiſchen Ver⸗ 
hältniſſe in der öſterreichiſchen Reichshälfte in völli⸗ 
ger Verwirrung. Immer mehr und mehr erlangten 
die ſlawiſchen Teile Einfluß. Oſterreich hätte 
nur dann auf die Dauer deutſch regiert werden 
und ſich dauernd erhalten können, wenn ſich Wien 
entſchloſſen hätte, dem Königreich Galizien und 
der Bukowina eine Sonderſtellung einzu⸗ 
räumen, und dieſen Landesteilen eine eigene auto⸗ 
nome Verwaltung geſichert hätte. Dazu beſtand 
aber in Wien keinerlei Bereitſchaft. So ſtanden 
ſich am Ende dieſer Entwicklung 37 Prozent 
Deutſch⸗Oſterreicher und 50 Prozent Slawen 
(23 Prozent Tſchechen, 14 Prozent Polen und 


- 13 Prozent Ukrainer) gegenüber, und es mußte 


der Zeitpunkt kommen, in dem die harte 
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Ein Schialiſt ohne Furcht und Tad 


Hans Rrebs: 


önerer 


Tatſache dieſer Zahlen ihre politiſche 
Wirkung ausübte. Dennoch wäre die Stellung 
der Deutſchen in Oſterreich als entſcheidender poli⸗ 


tiſcher Machtfaktor haltbar geweſen. Aber ſelbſt 


die Bildung des „Eiſernen Rings“, der unter 
dem Miniſterpräſidenten Taaffe nach 1879 die 


Katholiſch⸗Klerikalen, die Tschechen und die Polen 


zu einer Regierungs⸗Koalition zuſammenfaßte, 
brachte die maßgeblichen Kreiſe nicht mehr in Be⸗ 
wegung. Sie hatten jegliche Fühlung mit den 
breiten Maſſen des deutſchen Volkes verloren. 


In dieſer Zeit ſtand ein Mann auf, der ſeinen 
Namen in die politiſche Entwicklung der deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Geſchichte mit ehernem Griffel ein⸗ 
trug: Georg Ritter von Schönerer (geb. 
17. Juli 1842; geſt. 14. Auguſt 1921). 


Eine unantaſtbar reine und große Perſönlichkeit 
ſtellte ſich aus tiefſter ſeeliſcher Verpflichtung an 
die Spitze einer völkiſchen und nachdrücklich 
ſozialpolitiſchen Bewegung und brachte die breite 
Maſſe des Deutſch⸗Oſterreichertums in Bewegung. 
Nichts Geringeres als der Zuſammenſchluß 
aller Deutſchen in einem großen Natio⸗ 
nalſtaat wurde gefordert. Schönerer erkannte 
die prinzipielle Bedeutung des politiſchen Problems, 
das in Oſterreich vorlag. Er war ein gründlicher 
und klarer politiſcher Denker, eine eindrucksvolle 
Perſönlichkeit, die ihrer Zeit weit vorausgeeilt 
war. Er predigte die große geſchichtliche Sen⸗ 
dung der Deutſchen in Europa. Er ſah die 
Bedeutung des Donauraumes für das Ge⸗ 
ſamtdeutſchtum, und er forderte die Schaffung einer 
national wie ſozial konſequenten Volksgemeinſchaft, 
die nicht mehr in Bürger und Arbeiter, in Städter 
und Bauern, in Beſitzende und Beſitzloſe geſchieden 
war. d 

Georg Ritter von Schönerer, aus dem mitt⸗ 
leren Großgrundbeſitz entſproſſen, kannte die ſchick⸗ 
ſalhafte Bedeutung von Blut und Boden. Er 
ſtammte aus jenem Grenzlande im niederöſter⸗ 
reichiſchen Waldviertel nördlich der Donau, dem 
auch die Ahnen Adolf Hitlers entſproſſen ſind. 
Schon in jungen Jahren wandte er ſich der poli⸗ 
tiſchen Arbeit zu und war erſt 30 Jahre alt, als 
ihn der Bauernwahlkreis Waidhofen⸗Zwettl 
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an der ſüdmähriſch⸗niederöſterreichiſchen Grenze in 
das öſterreichiſche Abgeordnetenhaus entſandte, 
deſſen Mitglied er von 1873 - 1907 war. 
Völlig auf ſich allein geſtellt, ohne Anlehnung 
an eine andere Gruppe, begann er ſeine ſpäter 
im politiſchen Märtyrertum habsburgiſcher Kerker⸗ 
haft endende politiſche Laufbahn. „Ich bin nicht 
ins Parlament gekommen, um für mich 
etwas zu erreichen, ſondern um ein⸗ 
zutreten für meine nationale Über⸗ 
zeugung und für die Intereſſen des 
deutſchen Volkes in Oſterreich.“ 


Dieſe erſten Worte im Reichsrat wirkten wie ein 
Fanal. Kurz nach ſeinem erſten parlamentariſchen 
Auftreten empfand Schönerer die Notwendigkeit 
der Sammlung aller Gleichgeſinnten in einer Or⸗ 
ganiſation, die die Maſſen des erwachenden deut⸗ 
ſchen Volkes in Oſterreich zuſammenfaſſen und 
ſchulen ſollte. Er erließ einen Aufruf zur Grün⸗ 
dung des erſten nationalen Vereins der Deutſch⸗ 


Oſterreicher. Dieſes aufrüttelnde Dokument zeigt, 


wie klar und weitſchauend Georg Ritter von 
Schönerer die politiſchen Notwendigkeiten erkannte. 


Die in dem Aufruf enthaltenen programmatiſchen 
Darlegungen erſcheinen uns auch heute noch zeit⸗ 
gemäß. Wie revolutionär wirkten ſie aber in den 
achtziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts, 
damals, als das öſterreichiſche Parlament noch kein 
allgemeines Wahlrecht kannte, als der Arbeiter noch 
in tiefſter Abhängigkeit und Not lebte und nicht die 
geringſten bürgerlichen Rechte beſaß, als auch noch 
große Teile des Kleinbauerntums von der Ausübung 
ihrer politiſchen Rechte ausgeſchloſſen waren und 
nur das ſtädtiſche Bürgertum und der Adel die 
politiſche Macht untereinander teilten. In dieſer 
Zeit rief Schönerer nach der ſozialen Sicherung der 
Bauern und Arbeiter, nach wirtſchaftlichen und 
politiſchen Schutzmaßnahmen und ſozialen Einrich⸗ 
tungen, und er erkannte klar, welche Bedeutung die 
weltanſchaulichen Fragen für das Deutſchtum 
hatten, wie verhängnisvoll ſich die katholiſch⸗kleri⸗ 
kalen Parteien einerſeits und das Judentum 
andererſeits im Leben des deutſchen Volkes aus⸗ 
wirkten. Wie ein befreiender Blitzſtrahl aus 
gewitterſchwangeren Wolken trafen ſeine kühnen 
Reden die Feinde des deutſchen Volkes. Seine 
Reden waren Offenbarungen für die breite Maſſe 
und von weittragender, revolutionierender Bedeu⸗ 
tung. In feinem alldeutſchen Programm vom 
Jahre 1883, das nach der oberöſterreichiſchen 


Hauptſtadt Linz, in der es entſtanden war, das 


Linzer Programm genannt wurde, forderte 
er u. a.: 


Einführung eines allgemeinen und glei⸗ 
chen Wahlrechts für alle Volksvertretungen 
und Säuberung des Parlamentarismus von den 
Intereſſen⸗ Vertretungen wirtſchaftspolitiſcher 
Cliquen. = 
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Beſeitigung der Machtſtellung des Bank. 
und Börſenkapitals, Einführung gerechter 
Steuern für alle ſchaffenden Stände und aus⸗ 
giebige Beſteuerung der Bank⸗ und Börjen- 
geſchäfte. ä 

Schaffung einer Zollunion zwiſchen Oſter⸗ 
reich⸗Ungarn und dem Deutſchen Reich unter 
Heranziehung der Donau⸗ und Balkanländer. 


Verſtaatlichung der Eiſenbahn und 
der Lebensverſicherungen und Einführung einer 
allgemeinen Alters⸗ und Unfallverſiche⸗ 
rung. 

Soziale Fabrikgeſetzgebung und Beſchränkung 
der Kinder⸗ und Frauenarbeit. 


Bildung und Förderung eines ſtarken und 
geſicherten Bauernſtandes, und endlich 


Beſeitigung des jüdiſchen Einfluſſes auf allen 
Gebieten des öffentlichen Lebens. 


Dieſes Programm, das die politiſchen Kämpfe 
des öſterreichiſchen Deutſchtums jahrzehntelang be⸗ 
herrſchte, iſt in ſeinen weſentlichen Grundſätzen 
durchaus nationalſozialiſtiſch, wenn auch im Ein⸗ 
zelnen oft noch unvollkommen. 


Im Sinne dieſes Programms machte er immer 
wieder Eingaben oder ſtellte Anträge, die z. B. die 
Bildung von Arbeitskammern, Schaf⸗ 
fung von Arbeiterinvaliden⸗ und Alters⸗ 
verſorgungskaſſen, einer Arbeiterunfall⸗ 
verſicherung, Feſtlegung einer Normal⸗ 


dienſtzeit und einer Mindeſtentlohnung, 


Sonntagsruhe, Haftpflicht der Unter⸗ 
nehmer für Unfälle, Ein führung von 
Fabrikinſpektoren, Schaffung eines Ar⸗ 
beitsminiſteriums, einer Arbeiterſchutz⸗ 
geſetzgebung verlangten. Er beantragte Geſetze 
über geſundheitliche Zuſtände in den Fabriken, 
über Krankenunterſtützung, ländliche Wohlfahrts⸗ 
pflege, genoſſenſchaftlichen Selbſtſchutz. Er forderte 
die Einſchränkung des Raten⸗ und Hauſiererhandels, 
die Beſchränkung der Güterſchlächterei, Schutz dem 
Handwerker gegen Bewucherung und dem Bauer 
gegen Exekution. Er verlangte „Geſetze zum Schutze 
der ehrlich und produktiv arbeitenden Stände und 
der wirtſchaftlich ſchwachen Staatsbürger gegenüber 


Ausbeutung und Korruption“. Er kämpfte gegen 


die vornehmlich durch Juden betriebene Monopoli⸗ 
ſierung wichtiger Geſchäftszweige. Er warb für 


Landſiedlung im Gegenſatz zum Maſſengrab 


der Großſtadt; er hatte auch erkannt, daß ein ge⸗ 
ſunder Bauernſtand die Grundlage jedes Staats⸗ 
weſens ſein müſſe. In einer großen Bauernver⸗ 
ſammlung im Sophienſaale zu Wien im Jahre 1886 
kam Schönerer auf den unheilvollen Einfluß des 
Judentums auf das Bauerntum zu ſprechen. Im 
Anſchluß an das Schillerwort aus Wilhelm Tell: 
„Unſer iſt durch lauſendjährigen Beſitz der Boden!“ 
führte er aus: „Und unſer Grund und Boden ſoll 
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auch weiter im Beſitz der Deutſchen bleiben und 
nicht in das Eigentum nomadiſierender Völker⸗ 
ſchaften übergehen!“ Schönerer war das als 
unangenehm empfundene, unerbittlich mahnende 
Gewiſſen des Parlaments. Als er z. B. einmal 
bei der Beratung der Zivilliſte für den „Aller⸗ 
höchſten Hofſtaat“ von 4650000 Gulden der 
Zivilliſte gern eine Million vom Kaiſer Franz 
Joſeph, für den dies ein verhältnismäßig geringes 
Opfer geweſen wäre (Franz Joſeph gehörte mit 
dem ruſſiſchen Zaren zu den reichſten Männern 
Europas!), als Gründungsfonds und ſpäter als 
jährlichen Beitrag für eine Arbeitsinvaliden⸗ 
und Altersverſorgungskaſſe zur Verfügung 
geſtellt wiſſen wollte, erntete er für dieſe „Takt⸗ 
loſigkeit“ nur die flammende Entrüſtung ſämtlicher 
„Volksvertreter“. 


Es iſt erklärlich, daß Schönerer angeſichts ſeiner 
makelloſen ſozialen Geſinnung unzählige dankbare 
Arbeiterherzen zujubelten, während er von den 
jüdiſchen Führern der bald nach Schönerers Auf- 
treten gegründeten Sozialdemokratie und deren 


jüdiſchen Preſſe mit allen Mitteln bekämpft wurde. 


Als anläßlich des Hinſcheidens Kaiſer Wilhelms J. 
die jüdiſche Wiener Preſſe durch Falſchmeldung aus 
dieſem Tod ein ekelhaftes Geſchäft für ſich machte, 
verprügelte Schönerer aus gerechter Entrüſtung 
mit einigen Freunden die Schriftleitung eines 
ſolchen Judenblattes. Dies nahmen ſeine Gegner 
zum willkommenen Anlaß, ihm einen Fallſtrick zu 
drehen. Unter (wie auch ſeine Gegner eingeſtehen 
mußten) offenem Rechtsbruch wurde er am 7. Mai 
1888 „zur ſchweren Kerkerſtrafe in der 
Dauer von vier Monaten, verſchärft 
durch zwei Faſttage im Monat, zum Erſatz 
der Koſten des Strafverfahrens ver⸗ 
urteilt und gegen ihn der Adelsverluſt 
ausgeſprochen!“ Schönerer wurde ferner auch 
ſeines Reichsratsmandats für verluſtig erklärt 
und ihm das aktive und paſſive Wahlrecht auf die 
Dauer von fünf Jahren für alle öffentlichen 
Körperſchaften uſw. entzogen. c 


»Im Grunde war Schönerers Kampf ein gewal- 
tiges Ringen um eine neue Weltanſchauung. Das 
ſpürten ſeine Gegner mehr oder minder bewußt. 
Das war auch der tiefſte Grund der Ablehnung 
ſeitens der Juden, des Liberalismus, des Legitimis⸗ 
mus, des Klerikalismus und alles ſonſtigen Un⸗ 
deutſchen. Sogar von den Kanzeln herab wurde 
den Männern und im Beichtſtuhl den Frauen 
die „Verderblichkeit“ und die „Gefährlichkeit“ der 
Schönererſchen Ziele gepredigt. Während Schönerer 
im Kerker ſchmachtete und dann fünf Jahre lang 
der bürgerlichen Ehrenrechte verluſtig war, be⸗ 
gannen verſchiedene Perſönlichkeiten ſich von ſeiner 
Bewegung abzulöſen und unter teilweiſer Benutzung 
ſeiner Ideen eigene Parteien zu gründen, wie z. B. 
die Chriſtlich-ſoziale Partei (unferer Zen⸗ 
trumspartei entſprechend), die u. a. auch einen 
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verwäſſerten Taufbecken ⸗Antiſemitismus vertrat. 
Damit war die Schönererſche Bewegung in ihrer 
Stoßkraft für die Folgezeit geſchwächt, wenn ſie 
ſich auch noch viele Jahre lang behaupten konnte. 
Ein grundſätzlicher Fehler Schönerers war es, daß 
er ſich zu ſehr auf die „bürgerlichen Kreiſe“ 
ſtützte und ſich auf ſie verließ; an ihnen, die als 
Beſitzende jedem Radikalismus abhold waren, iſt 
er dann auch hauptſächlich geſcheitert. 


Der Führer hat in ſeinem Werke „Mein 
Kampf“ die Urſache des Verſagens der Alldeut⸗ 
ſchen Bewegung Schönerers in Oſterreich gründ- 
lich unterſucht. Als Adolf Hitler in der Vor⸗ 
kriegszeit in jungen Jahren nach Wien kam, 
ſtanden ſeine Sympathien voll und ganz auf ſeiten 
der Alldeutſchen Partei. Allein ſein ſcharfes Auge 
ſah die Schwächen und die Urſachen des Verfalls 
dieſer Bewegung, und der Vorgang des Werdens 
und Vergehens dieſer Partei wurde für ihn ein 
klaſſiſches Studienobjekt von tiefſter Bedeutung: 
„Allein wenn Schönerer die Probleme 
ihrem inneren Weſen nach erkannte, dann 
irrte er ſich um ſo mehr in den Menſchen.“ 
„Was Schönerer wollte, gelang ihm 
nicht, was er befürchtete, traf aber leider 
in furchtbarer Weiſe ein.“ Er hatte immer 
recht, aber ſeine Gegner hatten den Erfolg. Es 
fehlte dieſer glänzenden und kämpferiſchen Perſön⸗ 
lichkeit das Letzte, das einen großen Führer aus⸗ 
zeichnet: das Gefühl für die Einſatzbereit⸗ 
ſchaft der Maſſen. | 


Aber noch im Zerfall hinterließ die Bewegung 
dem deutſchen Volke in Öfterreih zwei wunder⸗ 
bare Geſchenke: vor allem die völkiſche Idee 
ſchlechthin, die fortan alle nationalpolitiſchen Strö⸗ 
mungen der Deutſchöſterreicher beherrſchte, und als 
zweites die völkiſche Arbeiter-Bewegung, 


aus deren Wurzeln die erſten Anfänge einer 


nationalſozialiſtiſchen Bewegung Alt-Öfterreichs 
hervorgehen ſollten. 


Während ſich im Deutſchen Reiche der Vor— 
kriegszeit nirgends nationalſozialiſtiſche Grund⸗ 
ſätze, ja nicht einmal die antiſemitiſche Idee durch— 
zuringen vermochte, entzündeten ſich an den Volks⸗ 
tumsgrenzen des öſterreichiſchen Deutſchtums im 
Ringen mit anderen Völkern die nationalen 
Kämpfe, die jene Organiſationen hervorbrachten, 


die als die erſten Vorläufer der nationalſozialiſti⸗ 


ſchen Bewegung gelten können: die von Schönerer 
begründete alldeutſche Bewegung und die aus ihr 
um die Jahrhundertwende entſtandene „Deutſche 
Arbeiterpartei“. 


Als nach dem Ende des Weltkrieges die Not im 


Deutſchen Reiche da und dort ähnliche Bewegungen 
aufflackern ließ, ſchien es, als ob ſie nach kurzen 
Anfangserfolgen zu dauernder Bedeutungsloſigkeit 
verurteilt werden ſollten. Erſt mit Adolf Hitler 
erhielten dieſe Beſtrebungen endgültige Bedeutung. 
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Nicht gehorchen, nicht verehten, nicht lieben 


„Wir waren die erſten, die einſt dem Volke die Worte Freiheit, Gleichheit, Brüder- 
lichkeit hinwarfen, Worte, die die Wohlfahrt der Welt, die wahre perſönliche Freiheit, 
nur zerſtörten. Menſchen, die ſich für geſcheit hielten, erkannten nicht den verborgenen 
Sinn diefer Worte, fühlten nicht den Wioͤerſpruch heraus. Sie ſahen nicht, daß es in 
der Natur keine Gleichheit gibt, daß die Natur ſelbſt die Ungleichheit des Verſtandes, 
des Charakters, der Intelligenz in Abhängigkeit von ihren Geſetzen hat“ 


* 


Vorwort der Schriftleitung: 
H. St. Chamberlains große völkiſche Sehergabe haben wir 


in den Schulungsbriefen ſchon wiederholt erwähnt und aus 


berufenſter Feder begründen laſſen (Sch.⸗Br. Folge 9, 1935, 
und Folge 1, 1936). Gerade aber das Hauptthema dieſer 
vorliegenden Folge der Schulungsbriefe: „Weſen und Weg 
des deutſchen Sozialismus“ gibt den beſonderen Anlaß, auch 
Chamberlains tiefgründige Betrachtungsweiſe und ſeine pro⸗ 
phetiſche Sehergabe einmal unmittelbar mit zu Worte 
kommen zu laſſen. Handelt es ſich in der hier folgenden 
Unter ſuchung der bekannten liberaliſtiſchen Kampfparole des 
internationalen Judentums auch um eine Arbeit aus der 
Anfangszeit des Weltkrieges, wo insbeſondere die Kraft des 
deutſchen Volksaufbruchs vieles Trennende überſehen ließ 
und andererſeits weder der Zuſammenbruch von 1918 noch 
die heute vom Führer feſtgelegten außenpolitiſchen Grund⸗ 
ſätzlichkeiten bekannt waren, ſo zeigt die Arbeit in ihren 
Gedanken doch wertvolle und zum Teil == bereits praktiſch 
beſtätigte Geſi chtspunkte und Erkenntniſſe, deren Verſtändnis 
zugleich auch eine Vertiefung des deutſchen Sozialismus und 
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(Aus „Zioniſt Prot.“ 1, 28) 


der deutſchen Auffaſſung von Gemeinnutz, Freiheit und 
Leiſtungsanerkennung bedeutet. 

Vor allen Dingen iſt die nordiſche Perſönlichkeit des in 
Frankreich erzogenen vielgereiſten Engländers und begeiſter⸗ 
ten Wahldeutſchen Chamberlain gerade in den hier folgen⸗ 
den Ausführungen ein überragender Beweis für die alle 
nordiſch⸗germaniſchen Völker angehende Tragweite unſerer 
ſchon von Chamberlain in ihren Grundzügen geahnten und 
als lebensnotwendig geforderten „Neuen Ideale“. So ifl 
dieſe Arbeit auch heute noch ein Zeugnis für die europäiſche 
Vedeutung unſeres antiliberaliſtiſchen und antibolſchewiſtiſchen 
Gedankengutes und ſo auch ein unbeabſichtigter, aber gerade 
deshalb beſonders überzeugender Beweis gegen die bekannte 
Behauptung, daß das neue Deutſchland ſich von ſeinen Nach⸗ 
barländern iſoliere. 


Dieſes Ideal „Freiheit, Gleichheit, Brüderlich⸗ 
keit“ — verſtanden, wie es von der Franzöſiſchen 
Revolution verſtanden wurde, und wie es in den 
Köpfen von Millionen ſeitdem dogmatiſche Geltung 
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gewonnen hat — iſt das weite, im bleibenden Feuer⸗ 
werk von zehntauſend Phraſen erſtrahlende Tor, der 
„Triumphbogen“, durch den die Menſchheit auf 
kürzeſtem Wege ins Chaos einmarſchiert. Und zwar 
darum, weil alle drei Teile dieſes Ideals Lügen 
ſind, Lügen im unbeſchränkten Sinne des Wortes, 
womit ich ſagen will: Behauptungen, die der Wahr⸗ 
heit der Natur direkt widerſprechen. Ich leugne 
nicht, daß dieſer Verſuch des Menſchen, der ewigen 
Natur entgegenzuwollen, ihr zu ſagen, „Du willſt 
ſo, ich will anders“, vorübergehend zur Bewunde⸗ 
rung reizen kann; wer der Macht trotzt, kann ſicher 
ſein, Sympathien zu gewinnen; geht man jedoch 
der Sache auf den Grund, ſo entdeckt man einfach 
galliſche Frechheit, weiter nichts; Frechheit, geboren 
aus ſchalem Denken, gepaart mit zügelloſem Be⸗ 
gehren. Die hiſtoriſchen Urſachen der Revolution, 
die Unerträglichkeiten des ausgearteten Einherrſcher⸗ 
tums, die Überbeſteuerung der ländlichen Arbeit, die 
Zerrüttung der Finanzen, die Verderbnis des 
Heeres haben hier weniger zu ſagen: denn nicht das 
eigentliche Volk — das leidende — hat dieſes 
Ideal erfunden; das Volk wollte Brot, weiter 
nichts; Winkeladvokaten und oberflächliche Gelehrte 
find die Urheber, und der Bürgerſtand .. unterſtützt 
von dem an den Bürgerſtand grenzenden Kleinadel, 
iſt hier der Träger der Revolution. Dieſes Ideal 
iſt nicht aus dem Boden hervorgeſproſſen als ein 
Erzeugnis der mit Notwendigkeit wirkenden Natur; 
denn dann beſäße es tief hinabreichende Wurzeln 
und würde auf jeder Stufe — ſelbſt mitten im 
Vernichtungswerk — ſchöpferiſche Kraft verraten, 
wogegen die unbedingte Sterilität dieſes Ideals ſich 
zu jeder Zeit und an jedem Ort in erſchreckender 
Weiſe kundgetan hat. 


Zunächſt ſind nun, wie geſagt, alle drei Be⸗ 
hauptungen Lügen gegen die Wahrheit der Natur. 
„Les hommes naissent et demeurent libres“ 
— die Menſchen ſind von Geburt frei und bleiben 
frei: das iſt doch ein Hohn auf alle Wirklichkeit. 
Kein Tier auf Erden tritt ſo elend hilfsbedürftig 
ins Leben wie der Menſch: nackt, waffenlos, unbe⸗ 
haart, zwanzig Jahre hingebende Pflege erhei⸗ 
ſchend, ehe er daran denken kann, für ſich ſelbſt 
einzuſtehen. Der Menſch iſt nicht frei geboren, 
ſondern in unbedingter Abhängigkeit geboren. Da⸗ 
mit nicht genug, iſt der Menſch infolge ſeiner 
Schwäche, ſeiner Entblößung, ſeiner Inſtinktarmut 
unfähig, in der Einſamkeit zu beſtehen; die Ver⸗ 
geſellſchaftung iſt eine Bedingung ſeines Daſeins 
auf Erden; und Vergeſellſchaftung bedeutet immer 
gegenſeitige Verpflichtung und ſomit Beſchränkung 
der Willkür des Einzelnen; und da die Eigenſucht 
ein angeborener Trieb iſt, ſo tritt ſchon in den ein⸗ 
fachſten der uns bekannten Staatsformen die Be⸗ 
ſchränkung rückſichtslos hart auf. Weder Vorge⸗ 
ſchichte noch Geſchichte weiß irgend etwas von 
einem „freien“ Menſchen zu berichten. Dagegen 
iſt Freiheit ein zu erſtrebendes Ziel, ein letztes Ziel, 
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das nur ein ſittlich hochſtehender Staat ſich ſtellen 
kann, und das einzig nach Analogie mit Goethes 
Wort „äußerlich begrenzt, innerlich unbegrenzt“ 
erreichbar vorgeſtellt werden kann; dem Menſchen 
unbegrenzte moraliſche Freiheit zu ſichern, wäre die 
höchſte Errungenſchaft eines ſtarken, ſtreng geglie⸗ 
derten Staates; nirgends wird von jeher wahre 
Freiheit ſo ſchlecht geſchützt wie in allen demokrati⸗ 
ſchen Staaten. Dieſen Begriff dagegen zum poli⸗ 
tiſchen Ausgangspunkt des Staates zu machen 
— wie dies das Revolutionsideal will — iſt ein 
reiner Blödſinn, da er die Grundlage jeglichen 
Staates aufhebt. 


Nicht an Wahrheit größer, doch mehr in die 
Augen fallend, iſt die Stupidität der zweiten Be⸗ 
hauptung: „Tous les hommes sont égaux par 


la nature“ — alle Menſchen ſtellt die Natur als 


Gleiche hin. Nicht etwa handelt es ſich alſo um 
Gleichheit vor dem Rechte oder Gleichheit in bezug 
auf Laſten und Pflichten, nein: die Natur hat 
alle Menſchen einander gleichgemacht! Daß die 
Menſchen in keiner Beziehung untereinander gleich 
find, cela cr&ve les yeux, wie der Franzoſe ſagt, 
„das drückt die Augen ein“. Weder in bezug auf 
Größe, noch auf Farbe, noch auf Körperkraft, noch 
auf Geſichtszüge, noch auf Begabung, noch auf 
Willensgewalt, noch auf Herzensreichtum beſteht 
Gleichheit zwiſchen den Menſchen, vielmehr weichen 
ſie faſt unermeßlich voneinander ab. Die Lehr⸗ 
meiſter der Revolution berufen ſich ausdrücklich auf 
Jean Jacques Rouſſeau, doch mit Unrecht; 
denn war er auch ein kühner Phantaſt, es iſt ihm 
niemals eingefallen, etwas ſo Unſinniges zu be⸗ 
haupten. Die Theſe ſeines berühmten Werkes 
„Discours sur P'origine de l'inegalite parmi 
les hommes“ lautet: zwar ſeien die Menſchen 
von Geburt an ungleich, doch leide der Menſch im 
primitivſten Naturzuſtande darunter nicht, weil 
dort die Ungleichheit nicht zur Geltung komme; und 
nun zeigt er, daß jede Vergeſellſchaftung des Men⸗ 
ſchen — ſchon die einfachſte Familienbildung — 
und jede Entwicklung ſeiner geiſtigen Fähigkeiten, 
gar erſt jede Staatsbildung, die angeborene Un⸗ 
gleichheit mit unentrinnbarer Notwendigkeit immer 
ſtärker herauslocke und an Bedeutung gewinnen 
laſſe; woraus er folgert, der nackte Wilde, der kaum 
die einfachſten Anſätze zu einer Sprache beſitzt und 
weder die Mutter ſeiner Kinder noch, „wenn er 
ihnen im Walde begegnet“, ſeine eigenen Kinder 
erkennt, ſei der glücklichſte Menſch. Haben alſo die 
Vertreter des modernen politiſchen Ideals den 
Mut der Folgerichtigkeit, ſo müſſen ſie die Auf⸗ 
löſung jedes Staates, jeder Geſellſchaft, jeder 
Kultur fordern; täten ſie das, ſie könnten ihrem 
Ideal wenigſtens die Wahrhaftigkeit zuſchreiben, 
da ſie es aber nicht tun, ſo bleibt es unbedingte 
Lüge. — Die Brüderlichkeit iſt ſchon eher geeignet, 


empfindſame Seelen zu beſtechen. Doch ſehr mit 
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Unrecht; denn nicht Liebe, ſondern Pflicht liegt dem 
Staatsbegriff zugrunde. Es kann ſehr gut ein 
Staat ohne Liebe beſtehen, namentlich ohne die 


kommuniſtiſche Brüderlichkeit, kein Staat kann 


aber ohne Pflichterfüllung, Unterordnung, Gehor⸗ 
ſam beſtehen. Auch hier wieder, wie bei Freiheit 
und Gleichheit, handelt es ſich um ein Ideal, das 
ein erſtrebenswertes Ziel bildet, nicht aber um 
eine mögliche politiſche Grundidee. 


Soviel über die innere Unwahrhaftigkeit der 
drei Begriffe, die dieſe ideale Trikolore zuſammen⸗ 
ſetzen und die ſo viele Millionen Köpfe um ihren 
politiſchen Verſtand gebracht haben. Nun folgt 
aber eine zweite wichtige Überlegung. 


Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit 
find von den Verfechtern des Revo⸗ 
lutionsideals nie bejahend, ſondern in 
Wirklichkeit ſtets nur verneinend ge⸗ 
meint worden! Hiſtoriſch entſtehen ſie ja als 
Verneinungen, und ihre Erfinder ſchreiten ſofort 
zur Unterdrückung, Maſſenmord und Völkerkrieg. 


Freiheit 


im Munde des Franzoſen und aller von ihm 


Belehrten beſitzt überhaupt keinen poſitiv faßbaren 
Sinn; der Begriff ſchillert in allen Farben; und 
da es (wie ſchon geſagt) das Weſen jedes Staates 
iſt, da es überhaupt den Begriff eines „Staates“ 
ausmacht, die Willkür des Einzelnen zugunſten 
aller einzuſchränken, ſo hieße ein Bekenntnis kurz⸗ 


weg zu „Freiheit“ einfach die Verkündung der 
Anarchie. So weit dachten dieſe Leute aber nicht 


und auch ihre Nachbeter nicht, vielmehr beſitzt das 
Wort Freiheit für ſie den ſehr einfachen, faßbaren 
Sinn: Ich will nicht gehorchen. Freiheit 
heißt hier Auflehnung gegen jegliche 
ſtaatsordnende Gewalt und im weiteren 
Sinne gegen alles, was Bedeutung und infolge⸗ 
deſſen auch Würde und Macht beſitzt. 


Ebenſo verhält es ſich mit dem Worte 
„Bleichheit“ 


Die Revolutionsführer dachten und denken nicht 


daran, den Staat, ihre Melkkuh — zu zerſtören, 
wie es Jean Jacques Rouſſeau, der Träumer, 
gewünſcht hatte; vielmehr bedeutet für ſie das 
Feldgeſchrei „Gleichheit“ ebenfalls einfach eine leicht 
verſtändliche Verneinung: Ich will keine Ehr⸗ 
erbietung bezeigen. Mag ein Mann noch ſo 
aufopfernd, noch fo verdienſtvoll, noch fo heroiſch 
ſein, mag ſeine Begabung noch ſo leuchten und 
alles Gewöhnliche überſtrahlen, mag er das Vater⸗ 
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land in der Stunde der Gefahr erretten und im 
Frieden durch ſeine Werke unſterblich machen: Ich, 
der erſte beſte Plattkopf und Faulkopf, ich feiger, 
niedrig geſinnter Eigenſüchtler bin entſchloſſen, keine 
Dankbarkeit zu bezeigen. Wie genau hiermit die 
wahre Bedeutung des Wortes getroffen iſt, zeigte 
die Franzöſiſche Revolution, indem ſie die bedeutend⸗ 
ſten Gelehrten und Naturforſcher Frankreichs aus 
ihren friedlichen Arbeitsſtätten riß und ſie der 
Guillotine übergab: Erſt im Tode ſind wir wirklich 
alle gleich. | > 


Und nun die 


„Brüderlichkeit“, 


die Liebe! Jeder, der die Geſchichte der Franzöſiſchen 
Revolution kennt, muß laut auflachen bei dem 
Gedanken, die „Liebe“ ſolle eine ihrer Schutzgöttin⸗ 
nen geweſen ſein. Einer, den die Menſchen, die ihn 
geſehen und gehört hatten, nicht anders denn als 
Sohn Gottes zu bezeichnen wußten, hat das Weſen 
echter Liebe in einem ewigen Worte zuſammen⸗ 
gefaßt: „Liebet eure Feinde!“ Liebe iſt Geben, nicht 
Nehmen. Ganz anders iſt das „fraternité“ 
der alten und neuen Revolutionäre gemeint, näm⸗ 
lich im Sinne einer Verneinung: Ich liebe 
keinen, der nicht genau ſo denkt wie ich. 


Überſetzen wir alſo das „heilige Original“ der 
ſtolzen Fanfare „Freiheit, Gleichheit, Brüderlich⸗ 
keit“ in unſer geliebtes, redliches Deutſch, ſo lautet 
es: „Nicht gehorchen, nicht verehren, nicht 
lieben“; kräftiger geſprochen: „Ungehorſam, 
Unehrerbietigkeit, Haß“. 


Immer lohnt es ſich, den Dingen auf den Grund 
zu gehen und nicht zu ruhen, bis man ſie vollkommen 
klar erblickt, durchſchaut und umfaßt hat. Jetzt 
bedarf es für uns keiner umſtändlichen Erörterun⸗ 
gen mehr: Kennen wir das Ideal, aus welchem 
in allen Staaten, die an die Franzöſiſche Revo⸗ 
lution anknüpfen, die Grundſätze hergeleitet werden, 
ſo wiſſen wir auch ſofort, welche Wege dieſe Staaten 
notwendig wandeln müſſen: Aus dem Dreibund 
Ungehorſam, Unehrerbietigkeit, Haß entſteht mit 
Naturnotwendigkeit Tyrannei, Mittelmäßig⸗ 
keit, Herzloſigkeit; womit ich ſagen will: 
deſpotiſche Regierung, Unterdrückung des Bedeu⸗ 
tenden, Abſtumpfung des öffentlichen Weſens gegen 
Ungerechtigkeit und überhaupt gegen Unrecht und 
gegen Leiden. 


Die Franzöſiſche Revolution gab uns gleich die 
Probe für die Richtigkeit der Rechnung: den 
maßloſeſten Mißbrauch deſpotiſcher Herrſchergelüſte, 
den je die Geſchichte geſehen. Doch könnten Un⸗ 
belehrbare noch einwerfen, es handele ſich da um 


Übergriffe des erſten Augenblicks, um Mißbrauch 


des Revolutionsideals, ehe dieſes Zeit gehabt hatte, 
ſich auszugeſtalten. Die Folge hat uns jedoch eines 
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Beſſeren belehrt. Man braucht nur auf die heutige 
franzöſiſche Regierung zu ſchauen (gemeint iſt die 
Regierung von 1914/15! Schriftlig.): Unter der 
Deviſe „liberté, égalité, fraternité“ wird das 


Land von einer Clique gewiſſenloſer Berufs- 


politiker beherrſcht, die — wie der Franzoſe und 
Republikaner Guſtave Le Bon im Jahre 1913 
ſchreibt — „unter dem Wort Freiheit das Recht 
verſtehen, ihre Gegner nach Belieben zu verfolgen“, 
die, wenn mal zufällig ein wahrhaft begabter und 
unbeſtechlicher Politiker auftritt, den unbequemen 
Sonderling einfach durch Mord wegräumen, und 
die ſo gänzlich ohne Intereſſen für Notleidende ſind, 
daß Frankreich noch nicht die beſcheidenſten 
Anfänge zu einer Alters- und Invaliden⸗ 
fürſorge beſitzt und es nach Italien das Land 
Europas iſt, in welchem am wenigſten für Zwecke 
der Wohltat geſpendet wird. Ebenſo ergeht es aber 
den anderen Ländern, die ſich dieſem Ideal ver- 
ſchrieben haben. Während es noch gute, verträumte 
Deutſche gibt, die von „engliſcher Freiheit“ ſchwär⸗ 
men, gleicht in Wirklichkeit das engliſche Regie⸗ 
rungsprinzip täglich mehr einer Diktatur. Schon 
vor zwanzig Jahren und mehr nannte der klar— 
blickende Seeley (Engliſcher Schriftſteller; 1834 
bis 1895) den engliſchen Premierminiſter einen 
„König“, und zwar einen „faſt abſoluten“; aller- 
dings, er kann durch das Parlament geſtürzt 
werden; doch erſtens iſt die Parteidiſziplin drakoniſch 
ſtreng und die kleinſte Majorität genügt, ihm das 
ganze Volk zu unterwerfen; zweitens aber: Wechſelt 
die Majorität, ſo tritt ein anderer Tyrann auf — 
weiter nichts; ſodann kann durch den ſogenannten 
„Guillotine-Paragraphen“ der Hausordnung in 
jedem Augenblick jeder Debatte im Parlament ein 
Ende gemacht werden, und das Parlament wird 
ſchließlich eine bloße Abſtimmungsvorrichtung, deren 
Ergebniſſe im voraus bekannt ſind; das Oberhaus 


iſt nur mehr ein dekorativer Schmuck, beraubt 


ſeiner politiſchen Befugniſſe, und der König beſitzt 
kein Vetorecht. Im Laufe des 19. Jahrhunderts — 
namentlich unter dem Einfluß des Juden Disraeli 
— begann England immer mehr, ſeinen alten poli⸗ 
tiſchen Idealen, die es ein halbes Jahrhundert lang, 
trotz aller Zeitenſtürme, vor Schiffbruch bewahrt 
und ihm zu ſteter Weiterentwicklung gedient hatten, 
untreu zu werden; 
Köngis Eduard VII. warf ſich die herrſchende 
Partei den franzöſiſchen Revolutionsidealen vollends 
in die Arme. Wie in allen demokratiſchen Staaten: 
Männer von hervorragender Bedeutung finden im 
engliſchen politiſchen Leben heute (das iſt bereits 
zur Zeit der Abfaſſung dieſer Arbeit, alſo ſchon zu 
Beginn des Weltkrieges! Schriftltg.) keinen Spiel⸗ 
raum mehr, keine Anerkennung, keine Wirkungs⸗ 
möglichkeit und ziehen ſich zurück, eitlen und — wie 
der Marconi-⸗Skandal gezeigt hat — manchmal 
ibon korrupten Demagogen den Platz laſſend. Die 
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ſeit der Thronbeſteigung des 


ungeheuren Sun die jede Wahl in England 
jetzt koſtet, zeigen, daß die Methode der Vereinigten 
Staaten ſich einbürgert: die Stimmen zu kaufen. 
Und dabei darf man nicht vergeſſen, daß England 
das „konſervativſte“, an Althergebrachtem am 
zäheſten feſthaltende Volk war; ins ganze Volk iſt 
darum dieſe Bewegung noch entfernt nicht gedrun⸗ 
gen; doch geht die hinabrollende Bewegung raſend 
ſchnell. 


Mehr will ich hierüber nicht ſagen; das Fiasko 
des Revolutionsideals iſt zu offenkundig; man 
braucht bloß die Augen aufzutun und um ſich zu 
blicken. Wenige aber dringen bis zu den Urſachen 
durch und gewinnen die Einſicht, daß der 
politiſche Verfall die unausbleibliche 
Folge falſcher politiſcher Ideale iſt und 
überall auf der Welt, wo dieſe Ideale Eingang 
finden, ſich notwendigerweiſe ſtets einſtellen wird. 
Die ſogenannte „Freiheit“ löſt die Menſchen in 
Atome auf, die „Gleichberechtigung“ macht 
ſie zu phyſiognomieloſen Rechenpfennigen, ſo daß 
man fie nur mehr nach Gewicht der Geldbörſe ein- 
ſchätzt, die „Brüderlichkeit“ löſcht Liebe und 
Mitleid aus. Der Franzoſe iſt nicht ein „ſchlech⸗ 
terer“ Menſch als der Deutſche, vielmehr beſitzt er 
außer einer durchſchnittlich guten Begabung vortreff- 
liche Eigenſchaften; nicht Verderbtheit und nicht 
Unfähigkeit haben den Niedergang ſeines Staates 


veranlaßt, ſondern letzten Endes die Hingabe an 


grundverkehrte politiſche Ideale, die allen geſun⸗ 
den Staatsideen in den Köpfen der Bürger ent⸗ 
gegenwirken. Gerade zur Revolutionszeit hat das 
ſonſt nüchterne und vorſichtige franzöſiſche Volk 
Schwärmer, Fanatiker, Idealiſten hervorgebracht, 
Leute, die allen Ernſtes die Welt zu reformieren, 
die Menſchheit zu beglücken glaubten. Mit Natur⸗ 
notwendigkeit und mit elementarer Kraft wirken 
aber Ideen, ſobald ſie wirklich den Weg in Kopf 
und Herz von Millionen gefunden haben: Und ſo 
zeugte denn das Feldgeſchrei der „Freiheit“ die 
Guillotine, das Feldgeſchrei „Gleichheit“ die 
Proſkriptionen, das Feldgeſchrei „Brüderlichkeit“ 
— um nur ein Beiſpiel zu nennen — die gänzliche 
Verwüſtung der Rheinpfalz, wobei nicht etwe 
allein Schlöſſer und Stifte, ſondern namentlich 
alles Gut und Habe der Bauern bis auf den letzten 
Stumpf ausgetilgt wurden, und wo der „befehl⸗ 
führende Genoſſe“ denen, die ihn anflehten, die 
Weltbeglücker ſollten doch wenigſtens die Armen 
ſchonen, zurie: „Uns gehört alles! Euch 
laſſen wir nur die Augen zum Weinen 
übrig!“ Das ſind die notwendigen Folgen falſcher 
Ideale! Und ebenſowenig wie die Franzoſen von 
Hauſe aus moraliſch minderwertige Menſchen ſind, 
ebenſowenig ſind es die deutſchen Sozialdemokraten; 
daß fie es nicht find, haben fie jetzt (1914!) in 
großartigſtem Maßſtab zu beweiſen die Gelegenheit 
benutzt; ſie ſind aber Anhänger des verhängnisvoll 
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falſchen franzöſiſchen Ideals und wirken dadurch auf 
den Untergang des deutſchen Staates hin, unbelehrt 
durch die ſo deutliche Sprache der Geſchichte und 
unbelehrt — ſo höre ich — durch ihre Erfahrung 
in dieſem blutigen Kriege, wo ſie gegen eine Welt 
von Grauſamkeit, Zügelloſigkeit, Lüge, Haß im 
Felde ſtehen, vor Feinden, die ihre Al cht, ganz 
Deutſchland zu plündern, zu zerſtören, einer Wüſte 
gleichzumachen, offen ausſprechen, und wo ſie ſich 
doch ſagen müßten, daß dieſe verrohte Welt einzig 
und allein aus dem Einfluß der franzöſiſchen Revo⸗ 
lutionsideale hervorgegangen iſt, welche im Laufe 
eines Jahrhunderts aus wackeren Menſchen halbe 
Beſtien an Neid und Geſinnungsniedertracht 
gemacht haben. Man darf doch hoffen, daß dieſer 
Krieg dazu beitragen wird, die deutſche Arbeiter⸗ 
ſchaft aus dem verhängnisvollen Wahn, in den ſie 
durch Fremdlinge und Sendlinge hineingetrieben 
worden iſt, aufzurütteln. 


In einem Augenblick wie dem jetzigen halte ich 
es nicht allein für würdig, ſondern für in hohem 
Grade praktiſch, die Niederungen der Tagespolitik 
und ihrer ewigen Halbheiten zu verlaſſen, um ſich 
über ſolche grundſätzliche Fragen zu verſtändigen; 
denn dieſe ſind es, die auf Jahrhunderte hinaus den 
Ausſchlag geben. Nicht aus dem Widerſtreit 
einer chaotiſchen Zerſplitterung, ſondern 
nur aus Einheitlichkeit der Geſinnung 
kann ein weltbeherrſchendes Deutſchland 
hervorgehen; und beherrſcht Deutſchland nicht 
die Welt (ich meine nicht durch Gewalt allein, ſon⸗ 
dern durch allſeitige Überlegenheit und moraliſches 
Gewicht), ſo verſchwindet es von der Karte; es 
handelt ſich um ein Entweder — Oder. Völlig 
einheitlich in ſeinen Idealen war das England der 
aufſteigenden Epoche — trotz der zwei Parteien; 
völlig einheitlich in ihren Forderungen ſind die ſich 
äußerlich bekämpfenden Fraktionen der heutigen 
franzöſiſchen Kammer. Sie zanken ſich nur um die 
Beute; Deutſchland dagegen iſt zwar äußerlich 
geeint, innerlich aber, bei allen die Politik betreffen⸗ 
den Fragen, unſicher, unklar, ruhelos, gereizt, zer⸗ 
riſſen. Die alten Ideale genügen ihm nicht; ſelbſt 
die herrliche Königstreue des preußiſchen Schwert⸗ 
adels ſteht in keinem lebendigen Verhältnis zum 
Deutſchland Bismarcks, noch weniger tun es die 
anderen partikulariſtiſchen Überreſte aus ſchöner 
alter Zeit. Zwar bildet die große Erbſchaft, welche 
die Klaſſiker des Denkens, des Dichtens, des ſtaat⸗ 
lichen Aufbaus und der Rechts- und Staatsgelehr⸗ 
ſamkeit hinterlaſſen haben, einen reichen Boden, 
auf dem wir ſicher ſtehen, ſie ſchenkt uns aber nicht 
unmittelbar die politiſchen Ideale, deren wir heute 
Ben n. 

Wir müſſen nämlich das eine vor allem wiſſen, 
ja, in der Weiſe innerlich wiſſen, daß wir es an 
uns ſelber erleben und uns dieſe Überzeugung mit 
dem Blute in den Adern kreiſt: Das Deutſchland, 
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das heute vor uns ſteht, iſt nicht ein alter Staat, 
ſondern ein junger Staat. Die Wurzeln tauchen 
auf allen Seiten in das gute, reiche, unerſchöpflich 
ſpendende Alte; das Volk aber iſt neugeboren an die 
Sonne hervorgewachſen; es iſt das jüngſte 
unter den großen Völkern. 


Dieſes junge Volk ſteht nun vor neuen Auf⸗ 
gaben. Die Weltlage iſt eine gänzlich andere, als 
ſie vor hundert Jahren war: Sie iſt anders, weil 
Bismarck ein neues Deutſchland aufgebaut hat 
— jedes Genie leiſtet mehr als es ſelber wähnt 
und weiß; ſie iſt anders, weil große Völkerbewe⸗ 
gungen auf dem Rücken unſerer alten Mutter 
Erde neue Verhältniſſe geſchaffen und für die 
heranſauſende Zukunft vorbereitet haben, ſie iſt aber 
anders namentlich deswegen, weil das Verhältnis 
des Menſchen zu der von ihm beherrſchten Natur 
umgewandelt worden iſt. Was die Völkerbewegun⸗ 
gen anbetrifft, ſo ſteht die Sache für Deutſchland 
augenblicklich nicht günſtig, hier ind England und 
die anderen engliſch redenden Verbände ihm zu— 
vorgekommen; in der anderen Beziehung dagegen 
iſt Deutſchland allen Völkern der Welt überlegen: 
Mit dem wiſſenſchaftlichen Zeitalter tritt unſtreitig 
das Zeitalter Deutſchlands auf. Doch nur wenn 
Deutſchland auch politiſch 


neue Ideale 


zur Richtlinie nimmt, nicht wenn es — wie die 
Mehrzahl ſeiner mechaniſch Arbeitenden und ein 
großer Teil ſeiner bürgerlichen Schichten — in 
nachweisbar unheilvollen franzöſiſchen Irrlehren 
ſtecken bleibt oder, wie die anderen Beſtandteile, ſich 
mit alten Überlieferungen und unfruchtbaren Ab⸗ 
lehnungen begnügt. Hier iſt konſervativ 
gerade ſo beſchränkt wie liberal und 
fortſchrittlich, und ſozialdemokratiſch 
ebenſo ſelbſtmörderiſch wie die chriſt⸗ 
lichen Religionsſpaltungen. Jetzt muß 
Deutſchland an eine ſtaatsaufbauende Politik gehen, 
auf Grund ſchöpferiſcher Ideale, wie ſie dem Eigen⸗ 
weſen des Deutſchen und dem Geiſt unſerer neuen 
wiſſenſchaftlichen Zeit entſprechen. Es genügt nicht, 
die Formel „Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit“ 
zu verneinen; denn auch wir wollen Freiheit, 
Gleichheit und Brüderlichkeit; unſere 
Vernunft zeigt uns aber und wir haben 
es außerdem erfahren, daß dieſes Ideal 
keinem politiſchen Aufbau zur Grund— 
lage dienen kann, vielmehr ſich nur als 
Ergebnis aus einer guten Politik ge⸗ 
winnen läßt. So hat z. B. Carlyle (im 
„Sartor resartus“) das tiefe Wort geſprochen: 
„Gehorſam macht frei“; und wir können hin⸗ 
zuſetzen: Unterordnung ſchafft Gleichheit, 
und Aufopferung ſchmiedet Brüderlich⸗ 
keit. 
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nen Koüiter : 


> inden 


im Wandel Deu cher Geſchichte 


Was iſt Sozialismus? ließ. Als Mittel zur Erreichung dieſes Zieles 


Wohl kaum ein Begriff wurde in Vergangenheit wurde die Klaſſenidee, der Klaſſenkampf und 
und Gegenwart ſo verſchieden und gegenſätzlich die Klaſſenherrſchaft propagiert. | 
ausgelegt, wie „Sozialismus“. Der Wortſtamm Wenn kirchlich charitativer und marxiſtiſcher 
ſozial kommt vom Lateiniſchen her und bedeutet Sozialismus den Begriff „ſozial“ einſeitig als 
ein Denken oder Handeln, welches das Wohl der Dienſt an den Unterdrückten auslegten und damit 
andern mitberückſichtigt. Der Begriff Sozialis⸗ menſchheitsbeglückende Ziele verfolgten, ohne bei 
mus fließt zunächſt nur eine allgemein gehaltene ihrem Streben irgendwie die Volks⸗ und Staats- 
Verpflichtung des Ich gegenüber einer noch nicht gemeinſchaft zu berückſichtigen, ſo ſieht ein nationaler 


näher erläuterten Geſamtheit anderer in ſich. oder raſſiſcher Sozialismus ſeine Aufgabe in der 
| | Stärkung von Volkstum und Staat. 
Weltanſchauung und Sozialismus Entſprechend der Verſchiedenheit der Welt⸗ 


PER „ anſchauung wird die Deutung der Beziehungen 
Seinen eigentlichen Inhalt kann der Begriff „Einzelmenſch zu Geſamtheit, eine = 5 
ian nee SR wet Die ——— ſchiedene ſein und demgemäß zu einer verſchiedenen 
erhalten, die das Verhältnis des Einzelnen zur Auslegung des Begriffs „ſozial“ führen. 
Geſamtheit in feſte Beziehung ſetzt. a . 
So entſtand z. B. aus der chriſtlichen Welt- Entſtehung und Funktion des Sozialprinzips 
anſchauung, ausgehend von dem Begriff der Liebe Je nach Auslegung dieſes Verhältniſſes ent⸗ 


und Brüderlichkeit, eine ſittliche (ethiſche) Ver⸗ a 3 ze 
[ ſtehen beſtimmte ſoziale Richtlinien (Sozialprin⸗ 
pflichtung für den Einzelmenſchen, das Wohl des zipien) für die Lebensgeſtaltung. So entſtand aus 


Nächſten ebenſo zu berückſichtigen wie das eigene. 
der chriſtlich⸗kirchlichen Weltanſchauung das mittel⸗ 
Im Laufe der kirchlichen Entwicklung wurde dieſe e le ie 


umfaſſende Forderung in einen einfeitig wohl⸗ ö 
tätigen (charitativen) Sozialismus des Mitleids Handlungen unter die Autorität der römiſchen 
tigen (ch ) Sn Kirche ſtellte, — entſtand aus der liberaliſtiſchen 


verfälſcht, der ſich darin erſchöpfte, Wohltätigkeit 1 . 
ie vel 0 gzialis- Weltanſchauung das Sozialprinzip der Freiheit des 
als religisſe Pflicht auszuüben. Dieſer Sozial Einzelmenſchen, — entſtand aus der marxiſtiſchen 


mus, der damit die Erhaltung des Schwachen unter 
Nichtbeachtung der Entfaltung des Starken an⸗ Weltanſchauung das Sozialprinzip der Gleichheit 
ſtrebte, intereſſierte ſich für die Auswirkungen der Einzelmenſchen uſw. 


feines Tuns auf Volksgemeinſchaft und Staat in . Da jedes Sozialprinzip feinen Ausgangspunkt 
keiner Weiſe. in dem weltanſchaulich⸗bedingten Verhältnis „Ein⸗ 


zelmenſch zu Geſamtheit“ hat, kann ſich kein 


Ebenſowenig tat dies der marxiſtiſ che So⸗ i N 
zialismus, der im Gegenſatz zu einer jenſeits⸗ Lebensgebiet ſeinem Geſtaltungseinfluß entziehen. 


bedingten eine irdiſche Zielſetzung hatte. Seine Angeſichts dieſer Geſtaltungskraft iſt es von 
Weltanſchauung ſchloß die materielle Gleichberech⸗ entſcheidender Bedeutung, die jeweiligen Sozial- 
tigung und Gleichheit aller Menſchen in ſich. prinzipien, welche die verſchiedenen geſchichtlichen 
Entſprechend dieſer Auffaſſung mußte der Morris- Entwicklungsabſchnitte enthielten, herauszuarbeiten 
mus eine Geſellſchaftsordnung anſtreben, die und ſie hinſichtlich ihrer weltanſchaulichen Her⸗ 
überhaupt keine ſozialen Ungleichheiten aufkommen kunft und praktiſchen Auswirkung auf die Geſamt⸗ 
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geſtaltung zu unterſuchen. Denn, da nach national⸗ 
ſozialiſtiſcher Auffaſſung Volk und Staat nur zu 
voller Entfaltung gelangen können, wenn der Ge⸗ 
ſtaltung arteigene Entwicklungsgeſetze zu 
Grunde liegen, muß die Betrachtung der Geſchichte 
Auskunft darüber geben, wo und wann arteigene 
oder artfremde Geſtaltungskräfte die Entwicklung 
beſtimmten. | un DATE, 


Es ergibt fih damit die Möglichkeit, aus er⸗ 
wieſenen Fehlentwicklungen der Vergangenheit für 
die Gegenwart und Zukunft zu lernen. 


Germaniſche Frühzeit 


Germaniſche Weltanſchauung 


Die germaniſche Weltanſchauung war natur⸗ 
verbunden und beruhte auf der Erkenntnis einer 
ſinnvollen Naturordnung. Der hohe Stand der 
frühgermaniſchen Aſtronomie, der ſich aus dem nach 
aſtronomiſchen Geſetzen angeordneten Bau von 
Kultſtätten ebenſo ergibt, wie aus der zeitlichen 
Feſtlegung der Feſte auf aſtronomiſch bedeutſame 
Zeitpunkte (Sommer⸗ und Winterſonnenwende, 
Zeitgleichen) läßt erkennen, daß der uns über⸗ 
lieferten ſpäteren Götterlehre weithin eine Per⸗ 
ſonifizierung jener Naturordnung zugrunde liegt, 
deren Vorhandenſein ſich aus der Geſetzmäßigkeit 
des Geſtirnablaufs und des damit zuſammen⸗ 
hängenden Kreislaufs der Jahreszeiten ergibt. 


In ſtändigem, hartem Kampf mit Natur und 
Naturgewalten mußte der Germane ſein Leben 
den Naturgewalten abtrotzen. Die Rauheit der 
nordiſchen Landſchaft, die ſchroffen Kontraſte der 
Jahreszeiten, der vernichtende Winter, die Gefahr 
bei Jagd und Krieg führten ihm das Werden und 
Vergehen beſonders ſinnfällig vor Augen. Dieſe 
harten äußeren Eindrücke fanden ihren geiſtigen 
Niederſchlag in dem naturgebundenen reli- 
giöſen Weltbild der Germanen. Auch die 
Götter waren nach germaniſcher Auffaſſung den 
ewigen Geſetzen des Wechſels unterworfen, auch 
über ihnen waltete unerbittlich das Schickſal. 


Der Germane hatte damit die Wahl, ſich entweder 
reſigniert dem Walten des unerforſchlichen Schick⸗ 
ſals zu unterwerfen, oder aber den Kampf bewußt 
zur Grundlage der diesſeitigen und jenfeitigen Ziel- 
ſetzung zu machen. Auf Grund ſeiner heldiſchen 
Einſtellung nahm der Germane den Kampf gegen 
das Schickſal auf, und der hervorſtechendſte Cha⸗ 
rakterzug der germaniſchen Raſſe wurde damit der 
unbändige Kampf⸗ und Behauptungswille der Per⸗ 
ſönlichkeit. 


Germaniſche Sozialgeſtaltung 


Durch die bewußte Einfügung in die Natur- 
ordnung entſtand bei den Germanen neben dem 
heldiſchen Trieb zu individueller Behauptung auch 
die religiös bedingte Anerkennung von Familie, 
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Sippe und Stamm als naturgegebene For- 


men, als Blutsgemeinſchaften. 


Wir wiſſen, daß bei den unteren Einheiten des 
germaniſchen Volkstums (Familie, Sippe) ein 
ausgeprägtes Gemeinſchaftsdenken vorhanden war, 
das zu ganz beſtimmten Gemeinſchafts ordnun⸗ 
gen führte, innerhalb derer die Individualität 
nicht unterdrückt, ſondern ganz bewußt gepflegt 
wurde. Es iſt uns bekannt, daß dieſe Individu⸗ 
alität ſich ſchon im Stammesleben gewalttätig 
äußerte und zwiſchen Stamm und Stamm häufig in 
blutige Rivalität ausartete. 


Tacitus, der in feiner Geſchichtsſchreibung die 
guten Eigenſchaften des germaniſchen Volkstums: 


Treue, Sittenreinheit, Großmut, Freiheitswillen, 


Todesverachtung uſw. voll anerkennt, glaubt infolge 
der häufigen Bruderzwiſte, daß bei der germaniſchen 
Raſſe der ſtarke Individualtrieb jegliches Auf⸗ 


kommen ſtaatsgeſtaltender Kräfte verhindere. Dieſer 


Irrtum, der lange und verhängnisvoll die Ge⸗ 
ſchichtsſchreibung beeinflußte, iſt darauf zurück⸗ 
zuführen, daß vom Herrſchaftsprinzip des Cäſaren⸗ 
tums her, das eine Selbſtgeſtaltung des Volkstums 
nicht kannte, weil es kein römiſches Volkstum mehr 
gab, Tacitus der individuelle Behauptungs. und 
Geſtaltungswille des Germanen ungeheuerlich ver- 
größert erſcheinen mußte. 


In Wirklichkeit war bei unſeren Vorfahren ein 
Gemeinſinn in ſtarkem Ausmaße vorhanden. Er 
bewirkte die Bildung von Familien, Sippen⸗ und 
Stammesgemeinſchaften — er ließ religiöſe Ge⸗ 
meinſchaften auf Grund beſtimmter Heiligtümer 
entſtehen und gab damit der Gemeinſchaft ſakralen 
Charakter — er bewirkte die Entſtehung gemein⸗ 
nütziger Rechtsgrundſätze und führte zur Bildung 
von Rechtsgemeinſchaften. 


Die Aufgabe der Gemeinſchaftsgeſtaltung wies 
der Germane der Volks verſammlung zu, in 
der alle freien Männer gleiches Stimmrecht hatten. 
Für den Kriegsfall wählte man Führer, Herzöge, 
Könige. Dieſe ſuchten bald ihre Machtſtellung auch 


über die Kriegszeiten hinaus zu erhalten, indem 


ſie Gefolgsleute an ſich banden. Da im Laufe 
unruhiger Zeiten ſich immer mehr Freie den Für⸗ 
ſten freiwillig unterſtellten, entſtand die Gefahr, 
daß dieſe in der Volksverſammlung das Über⸗ 
gewicht erlangten und damit deren Entſcheidungen 
zu ihren Gunſten beeinflußten. 


Dieſe Möglichkeit vertrug ſich nicht mit dem 
germaniſchen Freiheitswillen. Daher ſetzte ſich der 
Brauch durch, das Stimmrecht in direkte Be⸗ 
ziehung zu wirtſchaftlicher Unabhängigkeit zu brin⸗ 
gen, da nur von dem wirtſchaftlich Freien an⸗ 
genommen werden konnte, daß er unbeeinflußt in 
der Volksverſammlung gemeinnützigen Rat 
gab. Das Eigentum erlangte alſo bei den Ger⸗ 
manen eine ganz beſtimmte ſozialpolitiſche Funktion. 
Dieſe erweiterte ſich noch dadurch, daß ſofort enge 
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Wechſelbeziehungen zwiſchen der Eigentums⸗ und | 


Wehrverfaſſung entſtanden; denn es war ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß derjenige, der auf Grund wirt⸗ 
ſchaftlicher Freiheit das Vorrecht der Ratsſtimme 
beſaß, ſich auch an vorderſter Stelle verpflichtet 


fühlen mußte, mit der Waffe für ſein Gemeinweſen 


einzutreten. 

Die frühgermaniſchen Verfaſſungen 
beruhten daher auf freiem Grundeigen⸗ 
tum, und dem Germanen wurde wirt⸗ 
ſchaftliche Freiheit und politiſche Selbſt— 
geſtaltung ein unlösbarer Doppel- 
begriff. 


Das germaniſche Sozialprinzip 

Von einer ſolch loſen Verfaſſung, die lediglich 
von dem freien Willen des einzelnen zur Gemein⸗ 
ſchaft abhing, war es noch ein weiter Weg bis zu 
der Erkenntnis der Notwendigkeit einer ſtarken 
Gemeinſchaftsverfaſſung. Viele Vorausſetzungen 
hierfür waren gegeben, denn der germaniſche In⸗ 
dividualtrieb ſchloß gleichzeitig einen ganz be⸗ 
ſtimmten Willen zur Gemeinſchaftsgeſtaltung in 
ſich, der durch Blutsverwandſchaft allen Gliedern 
des Volkstums eigen war. 

Sittlich bedingte wirtſchaftliche Frei— 
heit, die untrennbar iſt von politiſcher 
Selbſtgeſtaltung und als weſentlichſte 
Auswirkung die denkbar größte Ent⸗ 
faltungsmöglichkeit für alle Glieder 
des Volkstums anſtrebt, war die Kraft— 
quelle des Germanentums. 


Aber ſchwere Kämpfe und Opfer ſollten im Laufe 
der Entwicklung noch erforderlich ſein, bis die un⸗ 
bewußte oder bewußte Erkentnis entſtand, daß ſich 
der individuelle Entfaltungswille dem Gemeinſinn 
unterzuordnen hatte, weil die raſſiſch bedingte 
Selbſtentfaltung nur im Rahmen einer Blut⸗ 


gemeinſchaft möglich iſt, bei deren Verfaſſung die 


Gemeinſchaft in der Rangordnung vor dem In⸗ 
dividuum ſteht. Nicht als Ding an ſich, ſondern 
als Vorausſetzung der individuellen Entfal⸗ 
tung, die nach außen und innen einer ſtarken Ge⸗ 
meinſchaft bedarf, um ſich unter deren Schutz in 
artgemäßem Sinne entwickeln zu können. Zu⸗ 
nächſt konnte der germaniſche Gemeinſinn 
keine ſtaatsbildende Kraft entwickeln, 
weil die Form noch nicht gefunden war, 
in der ſich der Individualtrieb in die 
Volksgemeinſchaft eingliedern konnte. 


Das Mittelalter 


Bevor die germaniſchen gemeinſchaftsgeſtaltenden 
Kräfte zu arteigener Staatsbildung führen konnten, 
ſetzte durch die Chriſtianiſierung eine enge Verbin⸗ 
dung mit der chriſtlichen Weltanſchauung ein. Zu⸗ 
gleich kam mit der Katholiſierung die römiſche 
Staatsidee bei den Germanen zur Anerkennung. 
Waren es zu Beginn in erſter Linie die ethiſchen 
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Forderungen der chriſtlichen Religion, die dazu bei⸗ 
trugen, den überſpitzten germaniſchen Individualis⸗ 
mus zu mildern, und damit eine Staatsbildung 
zu erleichtern, ſo erlangte auf deren eigentliche Aus⸗ 
prägung im Laufe der Entwicklung die römiſch⸗katho⸗ 
liſche Sozialauffaſſung immer ſtärkeren Einfluß. 


Die römiſch⸗katholiſche Weltanſchauung 


Der römiſch⸗katholiſchen Weltanſchauung liegt die 
Vorſtellung einer von Gott geſetzten, den ganzen 
Kosmos durchdringenden Ordnung zugrunde. Dieſe 
kosmiſche Ordnung iſt eine Gliederung in hier⸗ 
archiſch abgeſtuften Sphären, deren jede den 
anderen über⸗ bzw. untergeordnet iſt, dergeſtalt, daß 
aus ihrem Zuſammenwirken die Harmonie des All⸗ 
geſchehens entſteht. Jedem Ding und jedem Geſchöpf 
iſt durch die Schöpfungsordnung ſein „locus 
naturalis“ (natürlicher Platz) zugewieſen, ſo 
daß jede Lebensregung von der einfachſten bis zur 
höchſten durch ihre Auswirkung der Vollendung des 
Ganzen dient. 


Dieſe Harmonie des Alls iſt durch den Abfall 
des Satans bzw. durch den Sündenfall des Men⸗ 
ſchen geſtört. Die Weltgeſchichte wird ſomit von 
der Kirche als der Kampf des Satans gegen Gott 
betrachtet. 


Entſcheidend war der Glaube, daß die Seele 
das wahre Sein des Menſchen darſtelle, woraus 
ſich als hervorſtechendſte Aufgabe der katholiſchen 
Kirche des frühen und ſpäten Mittelalters ergab, 
dem Menſchen die Wege zur Rettung ſeiner Seele 
zu weiſen. Um die Welt zu retten, hat Gott in ihr 
Ordnungen geſchaffen, die gegen das Böſe zu 
kämpfen haben. Die vornehmſte dieſer Ordnungen 
iſt der Staat, der als irdiſches Abbild der Ge⸗ 
ſamtordnung gedacht iſt (Auguſtin: Civitas Dei 
— Gottesſtaat). Entſprechend der kosmiſchen Ord⸗ 
nung mit ihren hierarchiſch abgeſtuften Sphären 
muß auch die ſtaatliche Ordnung hierarchiſch ge⸗ 
gliedert ſein (Hierarchie: Rangordnung oder Ab⸗ 
ſtufung der einander übergeordneten bzw. unterge⸗ 
ordneten geiſtlichen Gewalten). 


Die römiſch⸗kirchliche Sozialauffaſſung 


Die kirchlich - mittelalterliche Sozialauffaſſung 
ſieht in dieſem Kampf gegen das Böſe die weſent⸗ 
liche Aufgabe und das alleinige Recht des 
Staates. Um dieſe Aufgabe durchführen zu 
können, muß der Staat die ihm verliehene Macht 
an untere Stellen weiterverleihen. So entſteht in 
ſeinem Bereich eine hierarchiſche Gliederung 
(vom Kaiſer bis zum einzelnen Ritter oder Rats⸗ 
herrn einer Stadt herab), deren weſentlichſte Auf⸗ 
gabe eben der Kampf gegen die Sünde iſt. Nun 
kann dieſer Kampf nur dann wirklich geführt wer⸗ 
den, wenn der Staat nicht etwa ſelbſt Inſtrument 
in der Hand des Satans iſt, wie z. B. der römiſche 
Staat zur Zeit der Chriſtenverfolgung. Um dies 
zu verhindern, muß er ſich reſtlos der Kirche unter- 
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ſtellen. Der Kaiſer, der fiktiv Herr der Welt war, 
empfängt ſeine Macht vom Papſt. 


Hieraus ergeben fi) folgende Schemata der kirch— 

lichen Sozialordnung: 

1. Die Kirche als Darſtellung des Gottes- 
reichs auf Erden: | 
fie war analog der himmliſchen Engelhierarchie in 
die verſchiedenen Grade der geiſtlichen Würdenträger 
bis herab zum einfachen Prieſter gegliedert. 

2. Der Staat, der ſeine Macht (das weltliche 
Schwert) von der Kirche erhielt 


und ſich ihr angleichen mußte. Auch er war vom 


Kaiſer bis zum letzten Machtträger hierarchisch 

gegliedert. 

3. Die Ordnung der mannigfachen Berufe 
des bürgerlichen Lebens. 

Hier fehlt eine hierarchiſche Gliederung. Der Menſch 

hatte darauf zu achten, daß er durch Hingabe an 

ſeinen Beruf nicht zu ſehr der Welt anheimfiel und 
dadurch ſein Seelenheil verlor. Daher ward das 
geſamte berufsſtändiſche Leben unter die Kon⸗ 
trolle der Kirche geſtellt. Der im Beruf ſtehende 

Menſch ſtellte die Plattform dar, auf der ſich die 

kirchliche und ſtaatliche Hierarchie aufbauten. 

In dieſer römiſch⸗ kirchlichen Sozialauffaſſung 
zeichnet ſich bereits in ſeinen erſten Anſätzen das 
ſpätere „sacrum imperium“, das Heilige römiſche 
Reich Deutſcher Nation mit ſeiner hierarchiſch ſtän⸗ 
diſchen Dreigliederung ordo ecclesiasticus 
(Geiſtlicher Stand) — ordo politicus (Poli- 
tiſcher Stand) — Ordo oeconomicus (Wirt- 
ſchaftsſtand) ab. 


Das frühmittelalterliche Königtum 


Aus der Verſchmelzung chriſtlich⸗ſittlicher und 
germaniſch⸗ſozialer Auffaſſung entſtand die erſte 
ſchöpferiſche Staatsbildung der Deutſchen, das 
früh mittelalterliche Königtum. 

Das chriſtliche Sittengeſetz beſtimmte die Einzel» 
handlungen. Es entſtand eine patriarchali⸗ 
ſche (väterliche) Verpflichtung, die es dem Herr⸗ 
ſchenden oder Beſitzenden zum religiöſen Gebot 
machte, für das ſittliche und materielle Wohlergehen 
der ihm anvertrauten Menſchen zu ſorgen. Des⸗ 
gleichen wurde Wohltätigkeit zum religiöſen Gebot 
für einzelne und Gemeinſchaftsgruppen. Darüber 
hinaus entſtanden religiös bedingte ſozialpolitiſche 
Maßnahmen, die eine gerechte Regelung von Er⸗ 
zeugung und Verbrauch, von Preis und Lohn an⸗ 


ſtrebten. Wucherpreiſe oder Fordern von Zinſen 


wurden als unſittlich verboten. Die chriſtliche Lehre 
erlangte auf die Geſtaltung aller Gemeinſchafts⸗ 
gebiete: Staats⸗ und Kommunalgeſtaltung, Er⸗ 
ziehung, Recht, Wirtſchaft maßgeblichen Einfluß. 
Da dieſer Einfluß dazu beitrug, den raſſiſchen 
Individualtrieb einzudämmen, konnte ſich nun⸗ 
mehr der germaniſche Sozialgedanke ent⸗ 
falten. Zugrunde lag dieſem die germaniſche Rechts⸗ 
auffaſſung, welche die Leiſtungsentfaltung der 
Perſönlichkeit in den Mittelpunkt der Staats⸗ und 
Gemeinſchaftsgeſtaltung ſtellte. Einzelverordnungen 
und Richtſätze, die den Anſpruch auf Rente eines 
Beſitzers weit hinter den Anſpruch des dieſen Beſitz 
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verwaltenden Leiſtenden ſtellen, zeugen von der hohen 
ſittlichen Auffaſſung ebenſo, wie die zahlreichen 
überkommenen Kulturdenkmäler von der Art des 
„Sachſenſpiegels“ (ſiehe Schulungsbrief 5/36! 
Schriftlg.), der in der lapidaren Forderung „Ge⸗ 
meinnutz geht vor Sondernutz“ die Gemein⸗ 
ſchaftsintereſſen über die Individualintereſſen ſtellt, 
ohne die letzteren zu verneinen. 


Die erſte Staatsbildung der Deutſchen beruhte auf 
der Leiſtungsidee 


Die Leiſtungsidee lag der deutſchen Königs- 
wahl zugrunde, durch die der Fähigſte und Wür⸗ 
digſte zum König gekürt werden ſollte. Die ur⸗ 
ſprüngliche deutſche Lehens idee ſchloß Leiſtung in 
ſich, denn die Lehen waren nicht erblich, ſondern 
wurden vom oberſten Lehensherrn auf Grund von 
Leiſtungen vergeben. Für die Wirtſchaftsgeſtaltung 
war Leiſtung maßgebend, denn die erſten Zünfte 
wurden geſchaffen, um der beſſeren Leiſtung zur 
Anerkennung und ihrem Träger zum Meiſter zu 
verhelfen. 

Allgemeine Entfaltungsfreiheit, die 
untrennbar iſt von der Anerkennung der 
Leiſtung und von politiſcher Selbſtgeſtal⸗ 
tung der Volksgemeinſchaft, war die tra⸗ 
gende Idee germaniſcher Staatsbildung. 


Heiliges römiſches Reich Deutſcher Nation 


Wenn auch die römiſch⸗katholiſche Sozialauf⸗ 
faſſung in Form der hierarchiſch⸗ſtändiſchen Gliede⸗ 
rung und eines ſtarken kirchlichen Einfluſſes das 
äußere Bild des deutſchen Staatsweſens beſtimmte, 
ſo war dennoch innerhalb dieſer Formengebung das 
germaniſche Sozialdenken lange Zeit beſtimmend. 
Denn einmal erfüllte die germaniſche Leiſtungsidee 
die ſtändiſche Form mit ihrem Geiſte, und zum 
andern beanſpruchten die deutſchen Kaiſer mit Er⸗ 
folg die Einſetzung der Päpſte und der geiftlichen 
Fürften auf Grund des germaniſchen Eigenkirchen⸗ 
rechtes. 

Erſt nach einem jahrhundertelangen Kampf 
konnte die Kirche das Inveſtiturrecht (Freiheit 
der Papſtwahl durch die Kardinäle und Einſetzung 
der geiſtlichen Würdenträger) durchſetzen und da⸗ 
mit, wenigſtens in der Theorie, ihr Sozialſchema in 
der Form des Heiligen römiſchen Reiches Deutſcher 
Nation verwirklicht ſehen. 


Die Verfälſchung der germaniſchen Staatsidee 


Die Gemeinſchaftsordnung des frühen deutſchen 
Mittelalters beruhte nicht auf dem Wortlaut ge⸗ 
ſchriebenen Rechts oder geſchriebener Verfaſſung, 
ſondern allein auf einer Sozialauffaſſung, die den 
germaniſchen Entfaltungsgedanken in ſich barg — 
ſie beruhte auf der ſittlich⸗religiöſen Bindung des 
Individuums. 

Solange die Kirche die Ethik der chriſtlichen 
Lehre zu verwirklichen ſuchte und ſich in allen 
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Äußeren Dingen der ſtaatlichen Obrigkeit unter» 
ordnete, diente fie der germaniſchen Staatsgeſtal⸗ 
tung. Als ſie aber im Laufe der Entwicklung die 
ethiſchen Grundſätze in der Lebensführung ihrer 
Würdenträger verleugnete und ſich weiter anmaßte, 
Herrin der weltlichen Obrigkeit zu ſein, trug ſie an 
vorderſter Stelle zur Vernichtung des germaniſchen 
Gemeinſchaftsdenkens bei. Denn durch die Macht⸗ 
auseinanderſetzungen zwiſchen Kaiſertum und Papſt⸗ 
tum verlor die ſtändiſche hierarchiſche Ordnung, die 
geſchaffen war, um gegen die Sünde zu kämpfen, 
immer mehr ihren Sinn und ihre zentrale Bezogen⸗ 
heit. Das Papſttum ſuchte ſie nunmehr gegen das 
ſeinem Machtanſpruch widerſtrebende Kaiſertum 
einzuſetzen. Wenn dies auch nicht immer gelang, 
ſo mußte ſchon der Verſuch dazu, den an und für 
ſich loſen ſtaatlichen Zuſammenhalt der ſtändiſchen 
Ordnung lockern. “en K 

Beide Gründe, der Verluſt der Jenſeitsbezogen⸗ 
heit der ſtändiſchen Ordnung und die fortſchreitende 
Verweltlichung der Kirche, führten dazu, daß nun⸗ 
mehr innerhalb der politiſchen Hierarchie das Be⸗ 
ſtreben entſtand, die eingenommenen Machtpoſitionen 
mit anderen Mitteln ſich zu ſichern. Zu dieſem 
Zweck wurde zwar die religiöſe Begründung der 
hierarchiſchen Gliederung beibehalten, auf Grund 


derer jedem Geſchöpf fein natürlicher Platz (locus 


naturalis) durch die Schöpfung zugewieſen war. 
Durch die Verweltlichung aber verlor die jenſeits⸗ 
bezogene hierarchiſche Gliederung völlig ihren Sinn, 
da nunmehr die aus einem höheren Stand oder 
einer höheren Stellung entſtehende größere religiöſe 
Verpflichtung außer acht gelaſſen wurde und ſtatt 
deſſen einſeitig die damit verbundenen größeren 
weltlichen Rechte beanſprucht wurden. 
Es entſtand die geburtsſtändiſche Auf- 
faſſung! n . 
Die Preisgabe der Leiſtungsidee vernichtet die 
germaniſche Staatsbildung a 


Das Umſichgreifen der ſo entſtehenden Selbſt⸗ 
ſucht wurde begünſtigt durch die falſche Herrſchafts⸗ 
auffaſſung des deutſchen Königstums. Dieſes hatte 
vergeſſen, daß es als Krönung der germaniſchen 
Leiſtungsidee entſtanden war und dieſe als Kraft⸗ 
quelle des Volkstums und ſeiner eigenen Herrſchaft 
zu ſchützen hatte. 4 

Statt deſſen übernahm es aus dem römiſchen 
Denken, zuſammen mit der Romaniſierung der Kaiſer⸗ 
idee, den römiſchen Herrſchaftsbegriff, 
der nicht auf Pflicht zur Leiſtung, ſondern auf 
materieller Erbfolge beruhte. Im Gegenſatz zu 
dem Leiſtungsſchutz des germaniſchen Rechts kannte 
das römiſche Recht vorwiegend nur den Schutz des 
toten Eigentums. Durch das Vordringen der römi⸗ 
ſchen Auffaſſung entſtand die dynaſtiſche Erbfolge, 
die ihre Herrſchaftsrechte immer weniger auf der 


Verantwortung gegenüber Volk und Volkstum und 


immer ſtärker auf Eigentum und Erbfolge auf⸗ 
baute. — u Be 
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Dieſes ſchlechte Beiſpiel von oben her bewirkte, 
daß überall in Staat und Wirtſchaft die Selbſt⸗ 
ſucht des römiſchen Denkens ſiegte. Auf allen Ge⸗ 
bieten des privaten und politiſchen Lebens wurden 
die Gemeinſchaftsbindungen gelöſt, und an ihre 
Stelle traten 


Intereſſentenzuſammenſchlüſſe. 


Zünfte und Gilden verwandelten ſich von Lei⸗ 
ſtungsgemeinſchaften in bevorrechtete Genoſſen⸗ 
ſchaften, deren Mitglieder ihre Privilegien als 
Meiſter oder Handelsherren eiferſüchtig wahrten und 
den anderen Volksgenoſſen den Eintritt in ihren 
Kreis verſchloſſen. Politiſche oder wirtſchaftliche 
Macht wurde rückſichtslos mißbraucht, um ſich 
andere Volksgenoſſen dienſtbar zu machen, wurde 
insbeſondere mißbraucht, um mit Hilfe der neuen 
Eigentumsverfaſſung des römiſchen Rechts die⸗ 
jenigen Kreiſe des Bauerntums und Handwerker⸗ 
tums, die ſich einſt unter den Schutz von Rittern 
und Klöſtern begeben hatten, in Hörige oder 


Leibeigene zu verwandeln. Dies bedeutete die 


Erſetzung des germaniſch⸗-chriſtlichen Pa⸗ 
triarchalismus durch den ſpätrömiſch-recht⸗ 
lichen Feudalismus. 

Immer ſteiler wurden innerhalb des deutſchen 


Volkes die Mauern ſelbſtſüchtiger Abſonderung der 


Stände, bis ſich endlich die Gemeinſchaft der freien 
Deutſchen in den auf Erbfolge, auf einſeitigen Vor⸗ 
rechten und einſeitigen Pflichten beruhenden ge⸗ 
burtſtändiſchen Staat des ſpäten Mittelalters 
und der Renaiſſance verwandelt hatte. 

Staat und Volkstum traten in Gegenſatz. Zu⸗ 
gleich mit dem Vertrauen in den artfremden Staat 
ging der wehrpolitiſche Behauptungswille des Volks⸗ 
tums verloren. Zunehmende politiſche Ohnmacht und 


allmähliche Auflöſung des Reiches war die Folge. 


Das Aufkommen des Abſolutismus 


Durch den Verluſt ihrer kirchlich bedingten Jen⸗ 
ſeitsbezogenheit verlor die ſtändiſche Gliederung 
ihren inneren Zuſammenhang. Ihre Spitze, das 
Kaiſertum, trat in Gegenſatz zu ſeiner hierarchiſchen 
Untergliederung. Die Kaiſer, deren Herrſchafts⸗ 
autorität auf der religiös⸗kirchlichen Bezogenheit der 
Kaiſerinſtitution beruht hatte, wurden zu Schatten⸗ 


kaiſern, ſoweit ſie nicht eigene weltliche Hausmacht 


zur Durchſetzung ihres Führungsanſpruchs einſetzen 
konnten. Die gleichfalls richtungslos gewordene 
hierarchiſche Untergliederung fiel auseinander, da 
ihre Mitglieder nunmehr verſuchten, nach Maßgabe 
ihrer politiſchen Macht ſelbſtändig zu werden. Die 
Reichs fürſten verlangten vom Kaiſer für ihre früher 
ſelbſtverſtändlichen Lehns⸗ oder Reichsdienſte Zu⸗ 
geſtändniſſe, die ihre dynaſtiſche Macht gegenüber 
dem Kaiſertum vergrößerten. Mit denſelben Er⸗ 
preſſungsmitteln ſtärkten die Großen der Länder ihre 
Sonderrechte gegenüber den Reichsfürſten. Dieſer 
Vorgang wiederholte ſich bis zu den kleinſten Adli⸗ 
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gen und Grundherren. Von oben nach unten 
beſtimmte kraſſeſte Selbſtſucht alle poli- 
tiſchen Handlungen und löſte damit die 
Rechts⸗ und Ordnungsgrundlagen des 
deutſchen Staatsweſens auf. 

Die hierdurch zunehmende Ohnmacht des Kaiſer⸗ 
tums begünſtigte das Aufkommen des Fauſtrechts. 
Landfriede, Lehnspflichten, Rechtsſicherheit und 
Lebensſicherheit wurden mißachtet und unter die 
gepanzerten Füße der weltlichen und geiſtlichen 
Raubritter getreten. Überall bildeten ſich innerhalb 
der Reichsgrenzen auf Grund des Fauſtrechts neue 
politiſche Zwiſchengeſtalten. Fürſten, Feudalherren, 
geiſtliche Würdenträger und Städte vergrößerten 
ihre Machtbereiche und ihre Selbſtändigkeit, und 
ſchufen unter Mißachtung des alten Rechts und 
der alten Verfaſſung ein neues Willkürrecht, das 
auf die Ausnützung und Ausbeutung der unteren 
Schichten zugeſchnitten war. 


Die geſellſchaftliche Gliederung 
Trotz dieſes anarchiſchen Kampfes um die poli⸗ 
tiſche Macht blieb die äußere Form der geſellſchaft⸗ 
lichen Gliederung: geiſtlicher Stand, poli⸗ 
tiſcer Stand, ökonomiſcher Stand 
erhalten. Der geiſtliche Stand war allerdings durch 


die Verweltlichung (Säkulariſierung) an Bedeu⸗ 


tung hinter den politiſchen Stand, der durch den 
hohen und den niederen Adel repräſentiert wurde, 
getreten, und der ökonomiſche Stand hatte ſich in 


Bauernſtand und Bürgerſtand aufgegliedert. 


Um ſo folgenſchwerere innere Wandlungen 
waren dagegen zu verzeichnen. Das urſprünglich 
freie Bauerntum war zum großen Teil unter die 
Hörigkeit von Adel und Geiſtlichkeit geraten. Der 
Bürgerſtand war von den anderen Ständen ſcharf 
geſondert und dazu noch durch Privilegien in Pa⸗ 
trizierſtand und Handwerkerſtand getrennt; 
neben beiden bildete ſich der Stand der bürgerlichen 
Gelehrten. Auch in den Städten war die frei⸗ 
heitliche Verfaſſung verloren gegangen, und es 
hatten ſich mit Hilfe der römiſchen Rechtsauffaſſung 
„Patriziergeſchlechter“ gebildet, welche die ſtädtiſche 
Obrigkeit in ihrem Beſitz hatten. Hier nahmen die 
meift blutigen Machtkämpfe zwiſchen Patri⸗ 
ziern und Zünften ihren Ausgang. Die Zünfte 
ihrerſeits ſchloſſen ſich ſcharf gegen die unteren 
Schichten ab und wahrten eiferſüchtig die Vor⸗ 
rechte ihrer Mitglieder als ſelbſtändige Meiſter. 

Dieſer Geiſt der Privilegiſierung, der 
das Volk in unzählige Intereſſenklüngel 
zerriß, hatte nichts mit der germaniſchen 
Leiſtungsidee gemein, ſondern war aus 
dem materialiſtiſchen Denken und der 
Erbfolge des römiſchen Rechts entſtan⸗ 
den. u | 

Die Stände waren Geburtsſtände 

Einzig und allein die Geburt entſchied über 

die Standeszugehörigkeit. Wer als Bauer oder 
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Höriger geboren war, blieb Bauer oder Höriger, 
wer als Bürger geboren war, blieb Bürger 
und mußte ein bürgerliches Gewerbe ergreifen, 
wer das Licht der Welt als Adliger erblickte, er⸗ 
langte durch feine Geburt alle Adelsvorrechte. Über 
die trennenden Mauern dieſer geburtsſtändiſchen 


Verfaſſung hinwegzuſteigen, fehlte mit ſeltenen 


Ausnahmen (Geiſtlichenſtand und bedingt Gelehrten⸗ 
ſtand) die Möglichkeit. 

Unter dieſer Verfaſſung mußte mit zu⸗ 
nehmender Bevölkerungsdichte die Ab- 
grenzung der Stände immer ſtarrer, die 
Aufſtiegsmöglichkeit für den einzelnen 
immer geringer, und die Vergrößerung 
unfreier fronender Schichten immer un⸗ 
abwendbarer werden. Da durch dieſe art- 
fremde Verfaſſung jegliches Staatsintereſſe 
des breiten Volkes dahinſchwand und alle ſtaats⸗ 
geſtaltenden Kräfte verſiegten, da der Deutſche nur 
in einer ſittlichen Freiheit ſchöpferiſch iſt, mußte die 
Anarchie des Fauſtrechts ſo lange andauern, bis 
aus ihr ſelbſt heraus ſich Abwehrkräfte bildeten. 


Der monarchiſtiſche Abſolutismus 


Der immer mehr um ſich greifenden Anarchie des 
Fauſtrechts wurde Einhalt geboten durch den Auf- 
ſtieg der machtpolitiſch Stärkſten. Tatkräftige 
Fürſten riſſen mit Hilfe ihrer militäriſchen Macht 
oder ihrer politiſchen Geſchicklichkeit große Ge⸗ 
bietsteile an ſich und zwangen die dort anſäſſi⸗ 
gen politiſchen Zwiſchengewalten (Adel und Städte) 
zunächſt zur Anerkennung ihrer politiſchen 
Souveränität. Die ſo entſtehenden Dynaſtien, 
die wohl innerhalb des alten Reichsverbandes blie- 
ben, dachten aber nicht daran, das Kaiſertum wieder 
zum Mittelpunkt einer einheitlichen Reichsgewalt 
zu machen, ſondern verſuchten, ſelbſtherrlich zu werden. 

Wenn auch dieſe neue Staatsbildung durch den 
allgemein vorhandenen Wunſch nach Wiederkehr 
ſicherer Verhältniſſe erheblich gefördert wurde, ſo 
bedeutete fie noch keineswegs eine grund- 
legende Wandlung der geburtſtändiſchen 
Verfaſſung. Die neuen Landesherren ſtanden 
wohl gegen die privilegierten Zwiſchengewalten 
Adel und Städte in heftigem und andauerndem 
Kampf um die Durchſetzung ihrer politiſchen Ober- 
hoheit, aber fie konnten aus grundſätzlichen Er⸗ 
wägungen nicht daran denken, auch deren geſell⸗ 
ſchaftliche Vorrechte gegenüber den unteren Stän⸗ 
den anzutaſten. Denn dieſe Privilegien hatten ja 
ihren Urſprung und ihre Autoriſierung in derſelben 


„gottgewollten Geſellſchaftsordnung“, aus der die 


Landesherren die Berechtigung ihrer landesherrlichen 
Souveränität herleiteten. Die ſtändiſche Idee 
war trotz Wegfall ihrer Jenſeitsbezogen⸗ 
heit in den Gehirnen und Herzen noch 
unheimlich lebendig geblieben. 


Noch immer ſtand im Untergrund alles Han⸗ 


delns, wenn auch nicht mehr in allen Konſequenzen 
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bewußt, fo doch ausſchlaggebend der mittelalterliche 
Glaube an jene gottgeſetzte, den ganzen Kosmos 
durchdringende hierarchiſche Ordnung, innerhalb 
derer durch die Schöpfungsordnung jedem Ding und 
Geſchöpf ſein „locus naturalis“, ſein Schickſal 
und ſeine Aufgabe zugeſprochen war. 


Das allmählich erfolgte unbemerkte Hinüber⸗ 
gleiten der mittelalterlichen ſtändiſchen Idee in die 
geburtſtändiſche Auffaſſung führte im Ver⸗ 
ein mit dem römiſchen Rechtsdenken einmal zur 
Entſtehung von Patrimonialſtaaten, d. h. 
von Staatsweſen, deren Rechtfertigung auf der 
Auffaſſung beruhte, daß der Staat perſönliches 
Erbvermögen des Fürſten und ſeines Hauſes ſei. 
Zum andern aber führte es zur Beibehaltung der 
geburtſtändiſchen geſellſchaftlichen Gliederung. 


Das patriarchaliſche Sozialprinzip 

Der König war Alleinherrſcher (Monarch) 
und ſollte, um der religiöſen und kirchlichen Idee, 
aus der ſein Herrſchaftsanſpruch entſtammte, zu 
genügen, Vater (Patriarch) ſeines Volkes ſein. 
In dieſe patriarchaliſche Begründung wurde auch 
die geburtſtändiſch-hierarchiſche Gliederung ein⸗ 
bezogen, ſo daß ſich die patriarchaliſche 
Herrſchaftsform, ausgehend von der 
Spitze des Staates bis hinunter zum 
Gutsherrn oder Handwerksmeiſter und 
Familienvater durchſetzte. Überall hatte das 
Haupt der Gemeinſchaft nach unten hin nahezu un⸗ 
beſchränkte Beſtimmungsgewalt. So war z. B. mit 
dem Beſitz eines Gutes die Patrimonial- 
gerichtsbarkeit verbunden (Erb-, Guts⸗, Privat- 
gerichtsbarkeit). So beſaß der Meiſter oder Han⸗ 
delsherr gegenüber ſeinen Angeſtellten weit⸗ 
gehend Erziehungs- und Strafbefugniſſe. 


Die ſittliche und religiöſe Einſtellung der Herr— 
ſchenden wurde zeitweilig durch Erneuerungs— 
beſtrebungen des chriſtlichen Glaubens und beſon⸗ 
ders durch die Reformation außerordentlich wirkſam. 
Aus ſeiner religiöſen Einſtellung heraus handelte 
der Monarch bei Erlaß ſeiner Geſetze und Ver— 
ordnungen ſozial — ſorgte der Gutsherr väterlich 
für das ſittliche und leibliche Wohl ſeiner Guts— 


untertanen — genoß der Handwerksgeſelle als 


anerkanntes Familienmitglied im Hauſe des 
Meiſters Lebensunterhalt und Förderung. 


Die allmähliche Erholung des deutſchen Volks⸗ 
tums von den furchtbaren Auswirkungen des 


Dreißigjährigen Krieges iſt zum großen Teil der 


durch die Reformation neubelebten patriarchali⸗ 
ſchen Auffaſſung der herrſchenden Schicht zuzu⸗ 
ſchreiben. 


Patriarchalſtaat und Deſpotie (ſchrankenloſe Will⸗ 
kürherrſchaft) unterſcheiden ſich nur durch die ſoziale 
Auffaſſung der Herrſchee 

Der Abſolutismus, der theoretiſch feine Berech— 
tigung aus dem mittelalterlich⸗kirchlichen Weltbilde 
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herleitete, verlor ebenſo wie einſt die ſtändiſche 
Verfaſſung ſchnell ſeine Jenſeitsbezogenheit. Mit 
dem allmählichen Nachlaſſen der religiöſen Haltung, 
das zum Teil Schuld der kirchlichen Entwicklung 
war, wandelte ſich die patriarchaliſche Herrſchafts⸗ 
form in die deſpotiſche um. (Deſpot — griechiſch. 
Herr, nicht auf Grund von feſtgelegten Rechtsſätzen, 
ſondern nach Willkür unumſchränkt herrſchender 
Monarch.) 


Der Begriff des Gottesgnadentums der 
Herrſcher wurde damit zur leeren äußeren Form, da 
durch die Säkulariſierung die einſt damit ver⸗ 
bundene religiöſe Verantwortung weggefallen war. 


Durch keine religiöſen Pflichten mehr gehemmt, 
mißbrauchten nun viele Deſpoten ihre Macht zur 
ſchamloſen Unterdrückung und Ausbeutung ihrer 
Untertanen. Sie machten nur dort gezwungen halt, 
wo ihrer Selbſtſucht zwiſchenſtaatliche Gewalten, die 
ſich während der Zeit der Anarchie gebildet hatten, 
entgegenſtanden (Feudalherren, d. h. adlige 
Beſitzer großer Ländereien — Feudalgenoſſen⸗ 
ſchaften, d. h. Zuſammenſchlüſſe der Adligen zur 
Wahrung ihrer Standesvorrechte nach oben und 
unten hin — Patriziergeſchlechter in Städten.) 


Der Unterſchied zwiſchen den Deſpoten und den 
bevorrechteten Zwiſchengewalten beſtand nur in der 
verſchiedenen Größe der politiſchen Macht, nach 
unten hin waren die Herrfchafts- und Ausbeutungs⸗ 
methoden dieſelben. Dieſe Methoden änderten ſich 
auch nicht, als es den Deſpoten gelang, die Zwiſchen⸗ 
gewalten ihrer politiſchen Macht zu entkleiden; denn 
ſie banden dieſe nun geſellſchaftlich an ſich durch 
Beſtätigung ihrer Privilegien. 


Der preußische Abſolutismus 


Eine rühmliche Ausnahme unter der Mehrzahl 
der deutſchen Deſpoten machte das preußiſche Herr⸗ 
ſchergeſchlecht und in ihm beſonders Friedrich 
Wilhelm IL, der Soldatenkönig, und fein Sohn 
Friedrich der Große. Der Soldatenkönig gab 
der Herrſchaftsauffaſſung ſeines Geſchlechts dahin⸗ 
gehend Ausdruck: daß der Staat beſtehe zum 
beſten aller und der König berufen ſei, 
in unparteilicher Gerechtigkeit über allen 
Ständen zu walten, das öffentliche Wohl 
zu vertreten gegen Sonderrecht und Son— 
der vorteil. 


Mit rückſichtsloſer Gewalt beſeitigte der Sol⸗ 
datenkönig die politiſchen Rechte der Zwiſchen⸗ 
gewalten (Adel und Städte) und richtete gemäß 
ſeiner Ankündigung die Souveränität des König⸗ 
tums wie einen „rocher de bronce' (Bronce⸗ 
felſen) auf. An der geſellſchaftlichen ge— 
burtſtändiſchen Gliederung wagte aber 
weder er, noch ſein Sohn Friedrich der 
Große zu rütteln, teils aus den oben be- 
ſchriebenen grundſätzlichen Erwägungen, teils weil 
die außenpolitiſche Lage Preußens die volle Mit⸗ 
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wirkung des Adels bei der 
erforderte. | 


Ein kurzer Blick auf die geſellſchaftlichen 
Zuſtände dieſer Zeit zeigt die verhängnis⸗ 
vollen Auswirkungen der 2 
Verfaſſung: | 


Die ländliche Verfaſſung 


Urſprünglich waren die Rechte der Mon⸗ 
archen durch eine ſtändiſche Verfaſſung be⸗ 
ſchränkt geweſen, die in den proteſtantiſchen 
Landen die Städte, Adel, Bauer und Bür⸗ 
ger umſchloß und deren Mitwirkungsrecht an 
der Regierung feſtlegte. Mit Feſtigung der 
abſoluten Monarchie waren aber die Stände 
ihrer politiſchen Funktion entkleidet worden 
und hatten lediglich als niedere Verbände 
noch verwaltungsmäßige Aufgaben. So bei 
der ländlichen Verfaſſung. Hier hatte jeder 
ländliche Kreis ſeinen Kreistag, an deſſen 
Beratungen in den meiſten Provinzen — 
entſprechend der früheren Auffaſſung des 
ordo politicus — nur die adligen Beſitzer 
von Rittergütern und Deputierte der Regie⸗ 
rung teilnahmen. Die Hauptaufgabe war 
die Erhebung der ländlichen Steuern 
und die Mitwirkung bei der militäriſchen 

Aushebung. 


Hinſichtlich der ländlichen Verfaſſung beſtimmte 
das Landrecht, daß jede ländliche Gemeinde eine 
Gutsherrſchaft habe. (In dieſer Beſtimmung 
kommt die patriarchaliſche Auffaſſung und Herr— 
ſchaftsform zum Ausdruck.) Die Gutsherrſchaft war 
grundſätzlich nur dem Adelsſtand vorbehalten, und 
die Rittergüter führen den Namen „dominium’” 
(Herrſchaft). Die Bauern heißen Untertanen. Sie 
ſind der Herrſchaft, wie es im Geſetzbuch ſteht, Treue, 
Ehrfurcht und Gehorſam ſchuldig; die Herrſchaft 
darf von ihnen den Eid der Treue und Unter⸗ 
tänigkeit verlangen. 


Den wenigen patriarchaliſchen Woblfabrts⸗ 
pflichten der Herrſchaft ſteht ein endloſes Pflichten⸗ 
verzeichnis der Untertanen gegenüber. Sie dür fen 
ohne Erlaubnis weder wegziehen noch ihre Grund- 
ſtücke verpfänden oder veräußern. Entwichene Un⸗ 
tertanen ſamt ihren Kindern kann die Herrſchaft 
zur Rückkehr zwingen. Zur Heirat iſt herrſchaft⸗ 
liche Genehmigung nötig, die verweigert werden 
kann. Auf Heirat ohne Erlaubnis ſteht Gefängnis 
oder Strafarbeit. Die Kinder der Untertanen 
dürfen ohne Erlaubnis der Herrſchaft weder ein 
bürgerliches Gewerbe erlernen noch ein Studium 
ergreifen. Gutseinwohner, die Tagelöhner ſind, 
müſſen ſich zuerſt der Gutsherrſchaft gegen geſetz⸗ 
lichen Tagelohn anbieten; Kinder, die in fremde 
Dienſte gehen wollen, bedürfen der Genehmigung 
dazu. Die Herrſchaft hat Anrecht auf Hand⸗ und 
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zum „flommuniſtiſchen Manifeft“ 


Jo kraus wie die Schrift, fo kraufe Gedankengänge 


Spanndienſte der Untertanen, die überall verſchie⸗ 
den ſind. Hier in beſtimmten Leiſtungen feſtgelegt, 
dort unbemeſſen; zum Teil auf Hofarbeit beſchränkt, 
zum Teil auf den Forſt, auf Jagd, auf den Markt 
und auf Botenlaufen ausgedehnt uſw. 


Entlaſſung aus der Erbuntertänigkeit 
braucht nur in gewiſſen durch das Geſetz beſtimmten 
Fällen zu erfolgen. Die ſchon dienſtfähigen, über 
14 Jahre alten Kinder der abziehenden Familie 
können dann zurückgehalten werden, wenn ihr Ver⸗ 
luſt nicht durch die neu hinzuziehende Familie wett⸗ 
gemacht wird. Auf faules und widerſpenſtiges Ver⸗ 
halten ſteht für Bauern und deren Frauen Ge⸗ 
fängnis oder Strafarbeit, für das Geſinde körper⸗ 
liche Züchtigung, Halseiſen oder Einſetzen in den 
Stock. 


Die bürgerliche Verfaſſung 


Das Geſetz ſagt von dem Bürgerſtande, er ums» 
ſchließe alle Einwohner, die ihrer Geburt 
nach weder zum Adel noch zum Bauern— 
ſtand gerechnet werden könnten. Die bürger⸗ 
liche Verfaſſung iſt nur zu verſtehen von der alt⸗ 
preußiſchen Steuerverfaſſung her. Bei dieſer hatte 
der Bauer die Grundſteuer zu zahlen, der Bür⸗ 
ger die Akziſe aufzubringen. Die Akziſe war eine 
Verbrauchsſteuer, die in einem Tarif mit unzähli⸗ 


gen Poſten die Abgaben für alles enthielt, was zum 
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Leben nötig war. Um dieſe Beſteuerung durch⸗ 
führen zu können, mußten Gewerbe und Handel in 
die Städte verlagert werden, die mit einer Zoll⸗ 
mauer umgürtet wurden. Wenn ſchon durch dieſe 
ſinnwidrige Abſonderung und durch die Schikanen 
der Akziſe, deren unzählige Poſten kein Menſch im 
Kopf haben konnte, Gewerbe und Handel unerträg⸗ 
lich beengt wurden, ſo noch mehr durch die Zölle. 
Preußen hatte neben Auslandszöllen noch Landzölle 
von Provinz zu Provinz und innerhalb der Pro 
vinzen Binnenzölle — allein in der Kurmark 30 
verſchiedene. | | 


Die unerträgliche Enge des gewerblichen Lebens 
wurde noch verſchärft durch ein längſt veraltetes 
Zunftweſen, welches den Aufſtieg neuer ſelb⸗ 
ſtändiger Exiſtenzen erheblich erſchwerte. Die Über- 
ſpitzung des patriarchaliſchen Denkens, die auf 
dem flachen Land zur Einrichtung der Gutsherrſchaft 
geführt hatte, ſtattete in den Städten den Meiſter 
mit weitgehendſten Vollmachten gegenüber Geſellen 
und Lehrlingen aus, wobei das Geſetz in Streit⸗ 
fällen faſt regelmäßig die Partei der Meiſter ergriff. 


Politiſche Rechte hatte das Bürger- 
tum ſo gut wie keine, nachdem 
der Soldatenkönig den Städten die 
Selbſtverwaltung und Magiſtratswahl 
genommen hatte. Die Magiſtratsperſonen 
wurden durch den König eingeſetzt und nach ihrer 
Eignung für das Einziehen der Steuern beurteilt. 
Sie waren daher größtenteils penſtonierte Mili⸗ 
tärs oder Juriſten. In den Garniſonſtädten 
beſtand noch ein ſoldatiſches Mitregiment bei 
Polizeiſachen, das dem Adel über das überwiegend 
adlige Offizierskorps erheblichen Einfluß auf das 
Bürgertum einräumte. 


Die Privilegien des Adels 


Das Geſetz nannte den Adel geradeheraus den 
erſten Stand im Staate und trug Sorge, daß 
dieſer Stand ein Geburtsſtand blieb: „Manns⸗ 
perſonen von Adel können mit Weibs⸗ 
perſonen aus dem Bauern- oder geringe⸗ 
ren Bürgerſtande keine Ehe zur rechten 
Hand ſchließen.“ Der Adel iſt, wie es weiter 
hieß, „zu den Ehrenſtellen im Staate, wo⸗ 
zu er ſich geſchickt gemacht, vorzüglich 
berechtigt.“ (Vorrecht auf Beſetzung der Offi⸗ 
ziers⸗ und hohen Verwaltungsſtellen ) 


Die Privilegien des Rittergutes waren 
grundſätzlich dem Adel vorbehalten. Als Guts⸗ 
herrſchaft hat der Adel das Jagdrecht, in der 
Mehrzahl der Provinzen iſt er von der Grund⸗ 
ſteuer ganz befreit oder zahlt weniger als der 
Bauer. Von Akziſe und Zöllen iſt er ganz befreit. 
Er hat kirchliche Rechte und ernennt Pfarrer und 
Küſter. Er hat ſtaatliche Rechte, ihm unterſteht 
Gerichtsbarkeit und Polizei. Er ſelbſt iſt nur dem 
höchſten Gericht der Provinz unterworfen. Ein 
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Adliger, der ein bürgerliches Gewerbe ergreift, geht 
ſeiner Adelsrechte verluſtig, „noch mehr findet 
dieſes ſtatt“, ſagt das Geſetz, „wenn er eine 
Lebensart wählt, wodurch er ſich zu dem 
gemeinen Volk herabſetzt.“ 


Die Sozialauffaſſung 
der großen preußiſchen Herrſcher 


Friedrich Wilhelm I. war nach Maßgabe feiner 
Möglichkeiten bemüht, die Ungerechtigkeiten dieſer 
geburtſtändiſchen Verfaſſung zu mildern. Die 
Krone verbot das übliche Aufkaufen der Bauern⸗ 
ſtellen und arbeitete an einer neuen Agrargeſetz⸗ 
gebung. Der König wünſchte die Erbuntertänigkeit 
aufzuheben und allen bäuerlichen Beſitz in freies 
Grundeigentum zu verwandeln. Sein Prügel⸗ 
mandat bewahrte die Bauern vor den gröbſten 
Mißhandlungen. Er ſchützte die „gemeinen Unter⸗ 
tanen“ durch ſtrengſte Handhabung der vorhandenen 
ae gegen die früher üblichen Übergriffe des 

dels. | | | | 


Diefer neuen Staatsauffaſſung, die den Herrſcher 
zum Dienſte am Staat verpflichtete, gab Friedrich 
der Große mit den Worten Ausdruck: „Der Fürſt 
iſt der erſte Diener des Staates.“ Welch 


eine gewaltige Wandlung gegenüber der deſpoti⸗ 


ſchen Staatsauffaſſung des franzöſiſchen Sonnen⸗ 
königs, Louis XIV. „l'état c'est moi“ (Der 
Staat bin ich). 


Dieſer Sozialismus war aber infolge der 
beſtehenden Verfaſſung eng an die Perſönlichkeits⸗ 
werte des jeweiligen Herrſchers gebunden. 


Die unerhörte Bedrückung durch die 
geburtſtändiſche Verfaſſung: die Hörig- 
keit des Bauernſtandes, der Gewerbe— 
und Handelszwang des Bürgers, das 
wirtſchaftsbeengende Steuer- und Zoll⸗ 
ſyſtem, die Fernhaltung des Volkes von 
allen öffentlichen Angelegenheiten, die 
Überheblichkeit des Offiziersſtandes 
und die Privilegierung des Adels wurden 
nur ertragen, weil der übermäßige 
Zwang der außenpolitiſchen Zuſtände 
einen Militärſtaat erforderte, deſſen 
Verfaſſung auf ſtändige Kriegsgefahr 
abgeſtimmt ſein mußte. 


Das preußiſche Heer, das unter ſolchen geradezu 
ungeheuerlichen Opfern des Volkstums geſchaffen 


wurde, rechtfertigte die Mittel und Methoden 


ſeiner Entſtehung in dem ſiegreichen Behauptungs⸗ 
kampf Friedrichs des Großen. Nach der außen⸗ 
politiſchen Sicherung Preußens aber 
hatte die altpreußiſche Verfaſſung um 
ſo weniger Berechtigung mehr, als unter 
den ſchwachen Nachfolgern Friedrichs des 
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Großen wieder der frühere Mißbrauch 


dieſer Verfaſſung ſich einbürgerte. In⸗ 


folge dieſer ſozialen Mißſtände konnte in Preußen 


weder Staatsgeſinnung geſchweige denn ein volks⸗ 
tumhafter Wehrwille entſtehen, ſo daß die 
preußiſche Armee ein leichtes Opfer des franzöſi⸗ 
ſchen Imperators Napoleon wurde. Militäriſch 
niedergeworfen und des größten Teils feiner Pro⸗ 
vinzen beraubt, ſiechte Preußen hoffnungslos 
dahin, bis ihm in dem Reichsfreiherrn vom 
Stein ein Retter erſtand. 


Der deutſche Sozialismus 
des Freiheren vom Stein 


Von Beginn ſeiner preußiſchen Laufbahn an, die 
zu ſtolzer Höhe führen ſollte, ſtrebte Stein un⸗ 
erſchütterlich und zielſicher der Verwirklichung des 
deutſchen Geſellſchaftsideals zu, das er lebendig in 
ſich trug und das eine möglichſt umfaſſende 
Entfaltung des Individuums in kultureller, 
politiſcher und wirtſchaftlicher Hinſicht zur Stär⸗ 
kung der Nation verlangte, um damit das natür⸗ 
lichſte und ſittlichſte Intereſſenverhältnis zwiſchen 
Staatsbürger und Staat herbeizuführen. Wie eine 
Auferſtehung des anfangs erwähnten altgermani⸗ 
ſchen Grundſatzes, daß nur der wirtſchaftlich Freie 
rat⸗ und waffentüchtig ſei, klingt Steins ſtaats⸗ 
geſtaltende Erkenntnis: 


„Die alte deutſche Verfaſſung iſt auf 
Grundeigentum aufgebaut.“ 


Stein erkannte als erſter unter den deutſchen 
Staatsmännern die engen Wechſelbeziehungen zwi⸗ 
ſchen Staatsgeſinnung, Wehrwillen, Sozialverfaſ⸗ 
ſung, Wirtſchaftsverfaſſung. Nach ſeiner Auf⸗ 
faſſung waren freier Grundbeſitz und Aufſtiegs⸗ 
möglichkeit einerſeits, verantwortliche Mitwirkung 
bei der öffentlichen Verwaltung andererſeits die 
Mittel um einen ſtarken Nationalſinn und Wehr⸗ 
willen des Volkstums hervorzurufen. In knappen 
und wuchtigen Sätzen ſprach er dieſe Erkenntnis 
a: 

„Es kommt nur darauf an, möglichſt viel Exi⸗ 
ſtenzen das denkbar höchſte Maß wirtſchaftlicher 
Freiheit zu geben.“ 

„Ob ſich der dritte Stand (Bauernſtand) dem 

Staate ablehnend gegenüberſtellt oder ſich in den 

Staat einreiht als Staatsbürger, hängt von der 

Boden⸗ und Eigentumspolitik des Staates ab.“ 

„Wer den Boden mobiliſiert, löſt ihn in Staub 

6 | | | 

Entſprechend dieſen Erkenntniſſen waren die Re⸗ 
formpläne Steins. 
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Stein fordert einen freien Bauernſtand 
Er verlangt für die Bauern: 
Aufhebung der Erbuntertänigkeit, 
Ablöſung des Frondienſtes und der Fronlaſten, 
Ausſtattung mit Grundeigentum, 
freie Eigentumsverfügung. 


Stein fordert Aufſtiegsmöglichkeit für die 
Gewerbetätigen 


Aufhebung des Gewerbe- und Handelszwanges, 
der die Gewerbe auf die Städte beſchränkte. 

Aufhebung der Zollmauern zwiſchen Provinz und 
Provinz und innerhalb der Provinzen. 

Aufhebung der komplizierten Akziſeordnung und 
Erſatz durch eine einfachere und gerechtere 
Steuer. 

Beſeitigung der adligen und ſonſtigen Steuer⸗ 
und Wirtſchaftsprivilegien. | 

Beſeitigung der Zunftmißbräuche und der Mo— 
nopole. N 

Einrichtung von ſtaatlich geförderter Fach aus⸗ 
bildung, um die Aufſtiegsmöglichkeiten zu erhöhen. 

Wege⸗ und Kanalbau, Förderung des Fa⸗ 
brikweſens, der Bergwerke, der Gewerbe, des Han- 
dels, um die geſamtwirtſchaftliche Entwicklung zu 
fördern und damit auch das wirtſchaftliche Vor⸗ 
wärtskommen jedes einzelnen Staatsbürgers zu 
erleichtern. ur 

Gleichzeitig traf er Maßnahmen, um bie fo ent- 
ſtehenden wirtſchaftlichen Freien in Selbſtverwal⸗ 
tungskörpern zuſammenzufaſſen, denn nach Steins 
Auffaſſung waren diejenigen, die ſich Eigentum 
durch Leiſtung erwarben, auch für die öffentliche 
Verwaltung geeigneter als eine lebens- und wirt⸗ 
ſchaftsfremde Bürokratie. Zu dieſem Zweck ſchuf 
er ein neues Städterecht mit ſtädtiſcher Selbſt⸗ 
verwaltung und leitete auf dem platten Lande 
die Schaffung von Selbſtverwaltungskörpern ein, 
zu denen die Bauern herangezogen wurden. Be⸗ 
gleitet waren dieſe Maßnahmen von einer Hebung 
des geſamten Unterrichtsweſens einſchließlich 
der Fachausbildung, denn Stein betonte häufig, daß 
neben den ſozialen Maßnahmen auch die Erziehung 
zur Schaffung von Staatsgeſinnung einzuſetzen ſei. 
Kein Geſellſchaftsgebiet, keine ſtaatliche 
Inſtitution, kein Verwaltungszweig, 
kein Wirtſchaftsgebiet blieb von dem ge⸗ 
waltigen Willen des Staats- und Sozial⸗ 
reformers Stein unberührt. 


Schon das Bekanntwerden dieſer geplanten So⸗ 
zial⸗ und Wirtſchaftsreform, die im weſentlichen auf 
der Schaffung einer volksumfaſſenden Aufſtiegs⸗ 
möglichkeit und auf der verantwortlichen Heran⸗ 
ziehung des Volks zur Selbſtverwaltung und 
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Selbſtgeſtaltung beruhte, löſte einen ſolchen Na⸗ 
tionalſinn und Wehrwillen hervor, daß es dem 
darniederliegenden, ausgeſaugten und entwaffneten 
Preußen gelang, in den Freiheitskriegen das napo⸗ 
leoniſche Joch abzuwerfen. 


Das 19. Jahrhundert 


Der Steinſche Reformplan und der Widerhall, 
den er im preußiſchen Volke und bei allen deutſchen 
Patrioten fand, war ein Zeichen der völkiſchen 
Selbſtbeſinnung, die ſich auch weiterhin kraftvoll 
äußerte. Noch nie war die Sehnſucht des 
deutſchen Volkes nach einer art⸗ und zeit⸗ 


gemäßen Verfaſſung fo ſtark geweſen wie 


zu den Zeiten der Freiheitskriege. Trotzdem 
verſuchten die an einem ſtändiſchen Geſellſchafts⸗ 
aufbau intereſſierten Kreiſe unter Führung des 
reaktionären habsburgiſchen Kaiſertums ihm 
nochmals eine religiöſe Untermauerung zu geben, 
ſowohl im proteſtantiſchen wie im römiſch⸗katho⸗ 
liſchen und griechiſch⸗katholiſchen Europa. Es 
entſteht * 0 
die heilige Allianz 


In Preußen verbindet ſich dieſe Abſicht mit der 
lebendig gebliebenen Geſellſchaftsform des Patri⸗ 
archalismus. Es bildet ſich die Auffaſſung vom 
chriſtlich⸗konſervativen Staat, in dem der 
König, unterſtützt von ſeinem Adel, auf dem Boden 
der evangeliſchen Landeskirche gleichſam als Vater 
für ſeine Landeskinder ſorgt. Er fühlte ſich als ein 
von Gottes Gnaden eingeſetzter Herrſcher, der allein 
Gott für das Wohl ſeines Landes verantwortlich iſt. 

Überall in Deutſchland verſuchte der Abſolutis⸗ 
mus erneut ſeine Herrſchaft zu feſtigen. Gegen dieſe 
dynaſtiſche Bevormundung, die in allen Dingen des 
Lebens: in Glauben, Wiſſenſchaft, Erziehung, 
Recht, Politik, Wirtſchaft uſw. die Selbſtgeſtaltung 
des Individuums und des Volkes ausſchalten wollte, 
leitete ſich eine Lockerungsbewegung ein, der „Li⸗ 
beralismus“. 


Die liberaliſtiſche Weltanſchauung 


Die Vernichtung der individuellen Freiheit, wie 
ſie im Ausgang des Mittelalters und der nachfol⸗ 
genden abſolutiſtiſchen Periode ſtattfand, hatte 
längſt den begreiflichen Wunſch nach einer Be⸗ 
ſeitigung dieſer unerträglichen Beengung entſtehen 
laſſen. Da die ſtändiſche Geſellſchaftsordnung ihren 
Herrſchaftsanſpruch auf religiös⸗kirchliche Autorität 
ſtützte, war es ſelbſtverſtändlich, daß auch dieſe 
freiheitliche Bewegung ihre Berechtigung weltan⸗ 
ſchaulich zu erhärten verſuchte. Renaiſſance, 
Humanismus, Aufklärung, die Natur⸗ 


rechtslehre, die Theorien der franzöſiſchen 


Revolutionsphiloſophen, der deutſche Idealismus 
uſw. mündeten alle in die Forderung einer möglichſt 
umfaſſenden Freiheit ein. „ 
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Grundſatz der Aufklärung und ſpäter des 
Idealismus war, daß der natürliche Menſch gut 


ſei und infolgedeſſen auch gut handeln werde, ſowie 


er die Erkenntnis des Guten ſich erworben habe 
und nach Loslöſung von allen geſellſchaftlichen Bin⸗ 
dungen Handlungsfreiheit erlange. Daher war man 
naiv genug, zu glauben, daß der Menſch ohne eine 
vorgeſchriebene Norm allein aus ſich heraus das 
Gute verwirklichen könne, und ſchuf eine Ge⸗ 
ſinnungsethik, welche dem einzelnen Menſchen 
vollſtändige Entſchluß⸗ und Handlungsfreiheit gab. 


Das liberaliſtiſche Sozialprinzip 


Ohne ſich zu überzeugen, ob die Vorausſetzung 
„der natürlichen Güte der freien Perſönlichkeit“ 


auch wirklich zutraf, bekannte ſich der Liberalismus 


zu der Parole der Freiheit und forderte die 
weitgehendſte Befreiung der Individuen 
aus allen vorhandenen ſtaatlichen, natür⸗ 
lichen, ſittlichen und religiöſen Bin⸗ 


dungen. 


Hinſichtlich der Wirtſchaftsgeſtaltung nahm 
der Liberalismus an, daß man es nur dem einzelnen 
Wirtſchaftstätigen überlaſſen müſſe, ungeſtört ſeinen 
Intereſſen nachzugehen, um damit am ſicherſten zu 
einer allgemeinen Leiſtungsentfaltung und zu einer 
fruchtbaren Volkswirtſchaft zu gelangen. Weiter 
wurde angenommen, daß die Verfolgung der Son⸗ 
derintereſſen zwar zu Gegenſätzen zwiſchen allen 
Wirtſchaftstätigen führen würde, daß aber dieſe 
Gegenſätze im freien Spiel der Kräfte ſich 
ſo lange gegenſeitig bekämpfen würden, bis die Ver⸗ 
nunft die Erkenntnis entſtehen laſſe, daß ein ge⸗ 
rechter Ausgleich für alle Teile das beſte ſei. Zur 
praktiſchen Erläuterung mag folgendes Beiſpiel 
dienen: 


Der Unternehmer hat ein ſelbſtſüchtiges Inter⸗ 
eſſe an niedrigen Löhnen, der Arbeiter an hohen. 
Die Entſcheidung überläßt der Liberalismus dem 
freien Spiel der Kräfte und folgert: Der Arbeiter 
wird ſich gegen zu niedrigen Lohn ſelbſt wehren. 
Er wird zunächſt weniger arbeiten, ſo daß der 
Unternehmer einſehen muß, daß es zweckmäßiger iſt, 
den Leiſtungswillen durch höheren Lohn anzuregen. 
Sollte der Unternehmer dies kurzſichtigerweiſe nicht 
tun, ſo werden ſich ſeine Arbeiter zuſammenſchließen, 
um auf dem Wege der Koalition mittels Streik⸗ 
drohung oder Streik höhere Löhne zu erzwingen. 
Bei zu hohen Lohnforderungen der Arbeiter wieder⸗ 
um werden ſich die Unternehmer zuſammenſchließen, 
um durch Ausſperrungsdrohung oder Ausſperrung 
ungerechtfertigte Lohnerhöhungen zurückzuweiſen. 
Da letzten Endes aber Unternehmer und Arbeiter 
gleichmäßig an einer Fortführung der Arbeit inter⸗ 
eſſiert ſind, ſo wird ihnen ihre Vernunft ſagen, 
daß es das beſte iſt, einen beiden Teilen gerecht 
werdenden Ausgleich anzuſtreben. 
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Die Harmonie des freien Kräfteſpiels | 


Auf ſolche Weiſe, folgerte der Liberalismus weiter, 
wird im ganzen geſellſchaftlichen Leben durch die 
Befreiung der Individuen und den Inter⸗ 
eſſenkampf ein vernunftgemäßer und 
gerechter Ausgleich eintreten. Überließ der 
Liberalismus in dieſer Erwartung die Wirt⸗ 
ſchaft dem freien Spiel der Kräfte, ſo legte er 
ebenſowenig der Stgatsgeſtaltung ein ſittliches 
Prinzip zugrunde. Er wies alſo nicht dem Staate 
die Aufgabe zu, für das Gemeinwohl einerſeits und 


die Überbrückung der ſozialen Gegenſätze anderer⸗ 


ſeits Sorge zu tragen, ſondern er unterſtellte 
auch das politiſche Leben dem freien Spiel 
der Kräfte. Dazu forderte er für alle Staats⸗ 
bürger gleiche politiſche Rechte und legte alle 
Verfaſſungsbefugniſſe in die Entſcheidungsgewalt 
des Parlaments, in der Hoffnung, daß ſich 
auch dort, ebenſo wie in der Wirtſchaft, ein gemein⸗ 


nütziger Ausgleich der Intereſſen vollziehen würde. 


Das liberaliſtiſche Sozialprinzip be⸗ 
ruhte alſo auf der Erwartung, daß die 
Befreiung der Individuen über die 
Harmonie des Spiels der freien Kräfte 
zu einer ſelbſttätig entſtehenden, ge⸗ 
rechten Wirtſchafts⸗, Staats⸗ und 
Sozialordnung führen werde. | 


Das Verſagen der liberaliſtiſchen Ordnung 


Traf dieſe Vorausſetzung nicht zu, ſo mußte das 
ſchließlich zu einem Kampfe aller gegen alle, zu 
einer Verewigung der Gegenſätze und zu einer 
wechſelſeitigen Bindung aller wirtſchaftlichen und 
politiſchen Kräfte führen. 

Da die liberaliſtiſche Auffaſſung keine Gemein⸗ 
ſchaftsbindungen und Gemeinſchaftspflichten kannte, 
ſah der Unternehmer in ſeinem Konkurrenten einen 
Feind. Das Kampfmittel war Preisunter⸗ 
bietung. Solange dieſe auf Grund beſſerer (gleich 
billigerer) Herſtellungsleiſtungen erfolgte, war der 
Preiskampf gleichbedeutend mit Leiſtungswettbewerb 
und diente der Volkswirtſchaft. Sehr ſchnell ver⸗ 
kaufte aber der kapitalſtärkere Unternehmer unter 
feinen Geſtehungskoſten (Preisdumping), um 
den kapitalſchwächeren Konkurrenten entweder zu 
vernichten oder aus marktgünſtigen Abſatzgebieten 
zu verdrängen. Abſicht war in beiden Fällen die Er⸗ 
zielung einer Monopolſtellung, die ihn in die 
Lage verſetzte, der Verbraucherſchaft die Preiſe zu 
diktieren. gr 


An die Stelle der Leiſtung tritt das ſpekulative 
Kapital 


Viele kleine und mittlere Unternehmer, die 
leiſtungsfähiger, aber kapitalſchwächer waren, wur⸗ 
den die Opfer des Preisdumpings (ſpekulative 


Unterbietung) kapitalſtarker Konkurrenten. Hinter 


die fo entſtehenden Monopolwerke trat in⸗ 
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folge ihrer geſicherten Rentabilität ſchnell das ſpeku⸗ 
lative vorwiegend jüdiſche Bankenkapital. Damit 
konnte die vernichtende Waffe des Preisdumpings 
immer umfaſſender und rückſichtsloſer eingeſetzt wer⸗ 
den, bis endlich rieſige Monopolwerke oder 
Konzerne entſtanden, welche weite Teile 
der Produktion beherrſchten und ihre 
Vormachtſtellung zu willkürlichen Preis⸗ 
erhöhungen mißbrauchten. 


Entſtehung von Preiskartellen 


Soweit das Preisdumping nicht zur Monopol⸗ 
tendenz führte, begünſtigte es die Entſtehung von 
Preiskartellen. Denn um nicht ſamt und 
ſonders dem ruinöſen Schleuderwettbewerb zu unter⸗ 
liegen, ſchloſſen ſich die Unternehmer vieler Produk⸗ 
tionszweige zu dem Zwecke von Preisverabredungen 
zuſammen. Da dieſe Kartellpreiſe naturgemäß auf 
die leiſtungsſchwächeren Kartellwerke abgeſtimmt 
fein mußten, entſtand auch hier eine Preis- 
erhöhung, die auf Koften der Kaufkraft 
der Volksgemeinſchaft ging. In Wirklich⸗ 
keit bedeutete dieſe Preiskartellierung die Ausſchal⸗ 
tung des Leiſtungswettbewerbs und damit die 
Schaffung einer geſicherten Rentabilität für die 
kartellierte Unternehmerſchaft, die gleichbedeutend 
mit ihrer Bevorrechtigung war. Ss 


| Entſtehung der ſpekulativen Quotenpolitik 


Die Preiskartellierung war häufig mit einer 
Quotenfeſtſetzung verbunden. D. h. jedes Kar⸗ 
tellwerk durfte auf Grund von Vereinbarungen nur 
eine beſtimmte Menge produzieren, damit möglichſt 
viele Kartellwerke künſtlich erhalten werden konn⸗ 
ten. Ganz abgeſehen davon, daß bei der Bildung 
der Kartelle ſich die kapitalſtarken Werke höhere 
Quoten erzwangen, entſtand aus der Quotenfeſt⸗ 
legung die Möglichkeit des Quotenraubs. Ka⸗ 
pitalſtarke Raubritter der Induſtrie⸗ und Banken⸗ 
welt errichteten auf vielen kartellierten Gebieten 
Induſtriewerke mit einem hohen Produktionsver⸗ 
mögen, ohne ſich vorher im geringſten um die Siche⸗ 
rung des Abſatzes zu bemühen. Dann erklärten ſie 
den Quotenkartellen: „Schon, wenn wir euch zu 
Selbſtkoſten Konkurrenz machen, bedeutet das 
ſchwere Verluſte für euch, denn unſer Werk iſt 
modern und leiſtungsfähiger als die meiſten eurer 
Kartellwerke. Darüber hinaus können wir ſound⸗ 
ſo viel beim Schleuderkampf zuſetzen. Uberlegt, was 
vorteilhafter für euch iſt: die Verluſte eines langen 
Preisdumpings oder Ankauf unſeres Werkes bzw. 
Aufnahme in euren Verband mit einer entſprechend 
hohen Quote? 


Durch dieſe Erpreſſungspolitik entſtand auf vielen 
Produktionsgebieten eine enorme ÜUbertechni⸗ 
ſierung und Produktionskapazität, die ſchon in 
Konjunkturzeiten nicht voll ausgenützt werden 
konnte, geſchweige in Kriſenzeiten. Die Folge war 
eine erhebliche Preisſteigerung, da die Kartellierung 
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ja den vorhandenen Produktionsapparat ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Abſatzmöglichkeit erhielt und mittels 


Preiserhöhungen rentabiliſierte. 


Die Herrſchaft des ausbeutenden Kapitalismus 


Ausgehend von der Möglichkeit willkürlicher 
Preisgeſtaltung, erlangte das ausbeutende 
meiſt jüdiſche Kapital auf dem Wege über Mono— 
poliſierung, Kartellierung und ſpekulative Quoten⸗ 
politik immer größeren Einfluß, bis zu einem 
ſpäteren Zeitpunkt die Banken ihre nahezu unum⸗ 
ſchränkte Herrſchaft über die induſtrielle Produktion 
aufrichten konnten und damit einen Einfluß- auf die 
Produktions- und Preisgeſtaltung erlangten, der 
außerhalb des volkswirtſchaftlichen Aufgaben⸗ 


bereichs des Bankweſens liegt. Zahlreiche kleine und 


mittlere Unternehmer wurden die Opfer dieſer raub⸗ 
kapitaliſtiſchen Vertruſtung und Monopoliſierung. 
Der Schaden für die Volkswirtſchaft war in jeder 
Beziehung ſchwer. Denn einmal entſtand durch die 
Erhöhung des Preisniveaus eine Verkleinerung 
der allgemeinen Kaufkraft und zum anderen mußte 


es moralvernichtend wirken, daß nicht die Leiſtung, 


ſondern ſpekulative Preispolitik für Beſitz 
und Erweiterung der Produktionsſtätten ausſchlag⸗ 
gebend wurde. Nachdem auf dieſe Weiſe der Be⸗ 
ſitz immer mehr die Zuſammenhänge mit der 
Leiſtung verlor, war die Entſtehung unüberbrück⸗ 


barer ſozialer Gegenſätze nicht mehr aufzuhalten, da 


nunmehr der Arbeiter ſchon von der Seite der 
Preispolitik her im Unternehmer den ausbeuten— 
den Kapitaliſten erblicken mußte. 


Die liberaliſtiſche Lohngeſtaltung 


Entſprechend der Auffaſſung vom freien Spiel 
der Kräfte überließ der Unternehmer die Lohn⸗ 
geſtaltung dem Spiel von Angebot und Nachfrage, 
was bei dem ſchnell entſtehenden Überangebot von 
Arbeitskräften zu einem ſtarken Lohndruck führte. 
Der Arbeiter ſuchte ſich hiergegen durch Zuſammen⸗ 
ſchluß und Tarifkämpfe zu wehren. Abgeſehen 
davon, daß die Tarifierung einen ſtarren Maſ⸗ 
ſenlohn bedeutete und dem Arbeiter den wirtſchaft⸗ 
lichen Aufſtieg durch Leiſtungsentfaltung verſchloß, 
hing der Ausgang der Tarifkämpfe von den geldlichen 
Reſerven ab, über welche die Gewerkſchaften der 


Arbeiter oder Unternehmer verfügten. Die daher 


häufig zuungunſten der Arbeiter ausgehenden 
Lohnkämpfe trugen zu einer Verſchärfung 
der ſozialen Gegenſätze zwiſchen Arbeiter 
und Unternehmer bei, die ſich naturgemäß 
ſteigerte, als große Teile der Unternehmerſchaft, wie 
oben beſchrieben, zur politiſchen Preisgeſtaltung 
übergingen. Denn es entſtand damit die neue 
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Gefahr für die Arbeiterſchaft, daß die 
Kaufkraft der mühſam erkämpften Tarif⸗ 
löhne jederzeit durch willkürliche Preis⸗ 
erhöhungen reduziert werden konnte. 


Die wirtſchaftlichen Gegenſätze erweitern ſich zu 
politiſchen Gegenſätzen 


Nachdem Preis- und Lohngeſtaltung immer 
weniger durch die Leiſtung und immer ſtärker durch 
die Machtpolitik der Arbeiter- oder Unternehmer⸗ 
verbände beſtimmt wurde, mußte ſich naturgemäß 
auch die Auffaſſung über das Weſen der Wirt» 
ſchaft ändern. 

Die Wirtſchaft wurde daher nicht mehr 
als Leiſtungsproblem, ſondern als macht— 
politiſches Lohn- oder Preisproblem an» 
geſehen. 

Da über den Ausgang des ſelbſtſüchtigen Inter⸗ 
eſſenkampfes: „Preis gegen Lohn“, „Beſitz 
gegen Nichtbeſitz“, letzten Endes die ſtaatliche 
Macht den Ausſchlag gab, mußte ſich zwangsläufig 
auch die Staatsauffaſſung ändern. Die 
ſtaatliche Macht wurde in der öffentlichen 
Meinung immer mehr ihres objektiven, 
gemeinnützigen Charakters entkleidet und 
am Schluß dieſer Entwicklung ganz offen 
angeſtrebt, um mit Hilfe ihres Beſitzes 
eine Bevorrechtigung des Lohnes . 
des Preiſes ſicherzuſtellen. * 


Entſtehung der konſtitutionellen Monarchie 


Schritt für Schritt hatte der durch den Libera⸗ 
lismus erweckte Freiheitswillen des Volkes die Um⸗ 
wandlung der abſoluten Monarchie in die 
konſtitutionelle erkämpft. (Verfaſſungsmäßig 
beſchränkte Gewalt des Monarchen.) Aber die 
Schaffung aller verfaſſungsmäßigen Einrichtungen 
war nicht imſtande geweſen, die vorhandenen ſo⸗ 
zialen Gegenſätze zu überbrücken, weil die Einheit 
einer ſtaatsgeſtaltenden Idee fehlte. Denn zwei 
Geſtaltungsprinzipien ſtanden ſich die ganze Zeit 
in ſchärfſtem Gegenſatz gegenüber: das patriar⸗ 
chaliſche Sozialprinzip der Könige, das 
ſich in abſolutiſtiſchem Denken und im Gottes⸗ 
gnadentum der Herrſcher äußerte, und das libera⸗ 
liſtiſch⸗-freiheitliche Prinzip des Bürger— 
tums. 

Die konſtitutionelle Monarchie hatte in ihren 
letzten Vertretern wohl den ernſten Willen, die 
ſozialen Ungerechtigkeiten zu beſeitigen. Sie ver⸗ 
ſuchte durch gewiſſe Verfaſſungskonzeſſionen den 
Freiheitswillen zu beſchwichtigen und durch Arbeits 
geſetzgebung, Sozialverſicherung uſw. die Arbeiter 


vor Ausbeutung zu ſchützen und ihre Lage zu ver⸗ 
beſſern. Das letztere verſuchte in engſter Verbin⸗ 


dung mit der Krone auch die evangeliſche Kirche. 
Aber beide unternahmen ihren Verſuch von der 
falſchen Ebene des „Patriarchalismus“ her. 

Der König wollte gleichſam als Landes- 
vater feinen Untertanen Wohltaten zu⸗ 
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kommen laſſen, wo dieſe Rechte vers 


langten. 

Die Kirche verſuchte durch die Botſchaft der 
Liebe und der Verantwortung für den Mächſten 
das Verhältnis zwiſchen Unternehmer und Arbeiter 
zu einem patriarchaliſchen Vertrauens⸗ 
verhältnis zu geſtalten. Sie erkannte dabei 


überhaupt nicht, daß durch die Wandlung der Wirt⸗ 


ſchaftsſtruktur alle Vorausſetzungen dafür fehlten. 
Denn infolge der Kapitaliſierung empfin⸗ 
gen viele Unternehmer ebenſo wie die 
Generaldirektoren der großen Werke ihre 
Befehle von einer Aktienmajorität, die 
an dem Wohlergehen der Arbeiter nicht 
das geringſte Intereſſe hatte und nach über⸗ 
ſtaatlichen Geſichtspunkten ohne jede völkiſche Rück⸗ 
ſicht arbeitete. 

Auf dieſe Weiſe mußte alles, was aus patriarcha⸗ 
liſchem Denken heraus geſchah, wirkungslos bleiben. 


So kam es, daß unter der ſcheinbar ſtarken Ord⸗ 


nung der konſtitutionellen Monarchie in Wirklich⸗ 
keit ein großes Chaos vorhanden war. 

Die wirtſchaftliche Befreiung führte zur Erſtar⸗ 
kung des Bürgertums, das ſeine Anſprüche immer 
lauter anmeldete. Die Bauernſchaft verarmte zu⸗ 
ſehends und wanderte nach den Städten ab. Die 
Arbeiterſchaft wuchs dadurch. Sie fühlte ſich un⸗ 
ſicher und entrechtet, zumal durch die Abwanderung 
in die Stadt an die Stelle der patriarchaliſchen 
ländlichen Ordnung die liberaliſtiſche trat. 
Immer dringender wurde die Notwendigkeit einer 
grundlegenden ſozialen Neuordnung. 

Da alle weltanſchaulichen Vorausſetzungen dafür 
fehlten, gewann der Radikalismus an Boden. Das 
Bürgertum entwickelte einen überſpitzten Liberalis⸗ 
mus. Da ihm innerhalb des ſtändiſchen Sozial⸗ 
ſchemas die politiſchen und geſellſchaftlichen Rechte 
fehlten, ſchuf es auf Grund ſeiner wirtſchaftlichen 


Vormachtſtellung eine neue Geſellſchafts⸗ 


ſchicht. In ihr galt nur der Menſch, der ſich im 
Kampfe des Lebens reſtlos durchſetzte. Prinzip dieſer 
Geſellſchaftsſchicht war die Unabhängigkeit von 
irgendwelchen Ordnungen, z. B. von Kirche und 
Staat. 

Dadurch entſteht, aufgebaut auf der Lehre vom 


Spiel der freien Kräfte, eine neue Geſellſchafts⸗ 


ordnung, die notwendigerweiſe die Bildung von 
Berufsſtänden in ſich ſchließt. Dieſe Berufs⸗ 
ſtände ſind nunmehr reine Intereſſengemeinſchaften 
geworden zur machtpolitiſchen Durchſetzung möglichſt 
großer wirtſchaftlicher Sondervorteile. Am klarſten 
erkannt iſt dieſe Konſequenz im Marxismus, der 
den Stand als Klaſſe bezeichnet und im Klaſſen⸗ 
kampf den Inhalt der Geſchichte über- 
haupt ſiehtt. 3 


Das Marxiſtiſche Sozialprinzip 


Marx ſpricht, da ihm jede religiöſe oder ethiſche 
Ideologie fehlt, klar aus, daß die Selbſtſucht 
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das Prinzip der Standes- oder Klaſſenbildung iſt 


und hat damit für ſeine Zeit ein gewiſſes Recht. 


Er glaubt die vom freien Kräfteſpiel her 
drohende Arbeiterentrechtung durch das 
Privateigentum hervorgerufen, anſtatt 
zu erkennen, daß der Mißbrauch des 
Eigentums lediglich die Folge eines 


ſelbſtſüchtigen Wirtſchaftsdenkens iſt. 
Infolgedeſſen hofft er über Klaſſenkampf und 


Klaſſendiktatur die eigentumsloſe, klaſſen 


loſe und ſtaatenloſe Geſellſchaft herbeiführen 
zu können, die ihm als Zukunftsideal vorſchwebt. 


In Deutſchland führte die Verſchmelzung von 
Liberalismus und Marxismus zur Aufrichtung der 
Novemberrepublik, unter deren Herrſchaft die 
befreite Selbſtſucht ſich immer ſtärker auswirkte 
und zu ſolchen Leiſtungsverweigerungen, Gegenſätzen 
und Kräftebindungen auf allen Gebieten führte, bis 
endlich in dem totalen Zuſammenbruch des wirt⸗ 


ſchaftlichen und politiſchen Lebens der Bankrott 


dieſer Weltanſchauung offenkundig wurde. 


Das bolſchewiſtiſche Sozialexperiment 


Der Volſchewismus beſeitigte als erſtes den 
Privatbeſitz an Produktionsmitteln durch Enteig⸗ 
nung und Verſtaatlichung der Produktion. Alle 
früheren Aufgaben der Privatwirtſchaft: 
Produktionsgeſtaltung, Abſatzreglung, 
Preis- und Lohngeſtaltung uſw. gingen 
damit auf die ſtaatliche Wirtſchaftsbüro⸗ 


fratie über. Gleichzeitig erfolgten Verſuche in 


Richtung einer Lohnangleichung. 


Da der Bolſchewismus „verſäumt“ hatte, durch 
Erziehung die menſchliche Selbſtſucht zu überwinden 
und da es ihm infolgedeſſen nicht gelang, eine neue 
Leiſtungsmoral hervorzurufen, die Leiſtungen 


um der Leiſtung willen vollbrachte, bewirkte die 


Nivellierung der Löhne und Einkommen eine 
Leiſtungsnivellierung nach unten hin. Denn 
der Leiſtungsfähigere hatte keinerlei Intereſſe, feine 
Leiſtung voll zu entfalten, wenn er ſah, daß der 
Faule neben ihm ebenſo viel erhielt wie er ſelbſt. 
Wenn ſchon alles gleich ſein ſollte, ſo war nicht 
einzuſehen, weshalb nicht auch die Leiſtungen gleich 
ſein ſollten. Jegliche Leiſtungsinitiative und Ver⸗ 


antwortungsfreudigkeit mußte unter dieſem Syſtem 


abſterben. 


Verſagen der ſtaatlichen Wirtſchaftsbürokratie 


Zu dieſer menſchlichen Leiſtungsverweigerung auf 
allen Gebieten kam noch das totale Verſagen der 
ſtaatlichen Wirtſchaftsbürokratie. Dieſe erwies ſich 
als außerſtande, durch ſtaatliche Erlaſſe und Be⸗ 


fehle, durch mechaniſtiſche Produktionsplanung und 
mechaniſtiſche Produktionsverteilung den ſeinem 


Weſen nach organiſchen, millionenfach veräſtelten 
Leiſtungsaustauſch der Wirtſchaft ſo regeln zu 
können, daß eine auskömmliche Fruchtbarkeit der 
Volkswirtſchaft ſichergeſtellt wurde. a 
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Der wirtſchafts⸗- und volksvernich⸗ 
tende Verlauf des bolſchewiſtiſchen 
Experiments beweiſt, daß das Sozial- 
prinzip der materiellen Gleichberech— 
tigung aller Menſchen trotz rückſichts— 
loſeſten ſtaatlichen Terrors weder in der 
Lage iſt, den Leiſtungswillen der Wirt— 
ſchaftstätigen hervorzurufen, noch die 
private Initiative durch ſtaatliche 
Funktionäre zu erſetzen. 

Durch dieſes Verſagen der bolſchewiſtiſchen Wirt— 
ſchaftsordnung wird die marxiſtiſche Ideologie, die 
ſchon einer weltanſchaulichen und wiſſenſchaftlichen 
Prüfung nicht ſtandhält, nun auch von der Seite 
des praktiſchen Lebens verworfen. 


Die Lehren der Vergangenheit 


Die vorgenommenen Unterſuchungen beweiſen, 
daß vom Mittelalter an der deutſchen Staats⸗ 
geſtaltung, von einigen Anſätzen zu grundſätzlich 
neuer Geſtaltung abgeſehen, die ſtändiſche Idee 
zugrunde lag. Wenn die ſtändiſche Idee, die dem 
katholiſch-mittelalterlichen Weltbild entſtammt, es 
ſchon zu den Zeiten, da ſie jenſeitsbezogen war, 
nicht vermochte, zu einer wirkungsvollen Ordnung 
und einer ſozialen Gerechtigkeit zu führen, ſo erſt 
recht nicht, nachdem ſie ihre Jenſeitsbezogenheit 
verloren hatte. Beſonders das 19. Jahr- 
hundert liefert den Beweis, wie ver— 
hängnisvoll die Auswirkungen geburts— 
ſtändiſchen oder berufsſtändiſchen Den- 
kens für das deutſche Volk ſind. Der 
Bolſchewismus und die Zeit von 1918 — 1933 
ſind warnendes Beiſpiel für die letzten Auswirkun⸗ 
gen dieſes Denkens. Hieraus geht klar hervor, daß 
es ſinnlos und verbrecheriſch wäre, irgendwie zu 
verſuchen, die alten ſtändiſchen Ordnungen in um⸗ 
gewandelter Form lebendig zu machen, da die welt⸗ 
anſchaulichen Vorausſetzungen hierfür in Deutſch⸗ 
land nicht gegeben ſind. 


Die Weltanſchauung iſt das Schickſal 


Die Lehren der Vergangenheit beweiſen un⸗ 
widerlegbar die engen Zuſammenhänge zwiſchen 
Weltanſchauung und praktiſcher Geſtaltung. Beſon⸗ 
ders aus den Beiſpielen des Liberalismus und 
Marxismus ergibt ſich, daß jeder Weltanſchauung 
eine ganz beſtimmte ſoziale Geſtaltungsidee ent⸗ 
ſpricht, die zur Entſtehung entſprechender Grund— 
ſätze für Lohn⸗ und Preisgeſtaltung führt 
(weltanſchaulich bedingtes Entſchädigungsprinzip). 
Wie weiter nachgewieſen wurde, entſtand aus der 
liberaliſtiſchen Lohn⸗ und Preisgeſtaltung, ebenſo 
wie aus der marxiſtiſchen zwangsläufig eine ganz 
beſtimmte Wirtſchafts⸗ und Produktionsſtruktur. 
Da ein Staatsweſen, deſſen Geſtaltung eine be⸗ 
ſtimmte Weltanſchauung zugrunde liegt, ganz felbft- 
verſtändlich bemüht ſein wird, Forſchung, Wiſſen⸗ 
ſchaft, Erziehung, Recht uſw. für die Verwirk⸗ 
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lichung ſeines Sozialprinzips einzuſetzen, ſo läßt 
ſich die obige Erkenntnis erweitern: 


„Jede weltanſchauliche Idee ver⸗ 
langt die einheitliche Geſtaltung aller 
Teilgebiete des Gemeinſchaftslebens.“ 

Wenn nun die aus der Weltanſchauung ent⸗ 
ſpringende Formengebung keine auskömmliche 
Fruchtbarkeit der Volkswirtſchaft im Verein mit 
dem Gefühl einer ſozialen Gerechtigkeit hervorruft, 
ſo muß das Verſagen des praktiſchen Lebens die 
Autorität der Weltanſchauung und damit die 
ſtaatliche Autorität erſchüttern. So führte das 
totale Verſagen der liberaliſtiſchen 
Wirtſchaftsordnung in Deutſchland zu 
einer Widerlegung der liberaliſtiſchen 
Weltanſchauung und trug entſcheidend 
zu einer Beſeitigung der liberaliſtiſchen 
Staatsform bei. Ebenſo gefährdet heute die 
Unfruchtbarkeit der bolſchewiſtiſchen Geſellſchafts⸗ 
ordnung die Autorität der kommuniſtiſchen Ideologie. 
Da dieſe letztere eine ganz beſtimmte Erziehung und 
Rechtsſchaffung hervorrief, werden durch das Ver- 
ſagen der Wirtſchaft auch dieſe Teile des Gemein⸗ 
ſchaftslebens diskreditiert, womit die Entſtehung 
einer totalen Anarchie droht. 

Würde nun Rußland, um dieſer Gefahr zu ent⸗ 
gehen, ohne Anderung der weltanſchaulichen Vor⸗ 
ausſetzungen zu einem neuen, fruchtbareren Wirt⸗ 
ſchaftsprinzip übergehen, ſo wäre dieſes wiederum 
nicht in Übereinſtimmung mit Weltanſchauung, Er- 
ziehung, Recht uſw., ſo daß die daraus entſtehenden 
Gegenſätze der Teilgebiete des Gemeinſchaftslebens 
auf die Dauer ebenfalls anarchiſche Zuſtände her⸗ 
beiführen würden. 


Die Lehren der Vergangenheit 


1. Die Geſtaltung aller Teilgebiete des Gemein⸗ 
ſchaftslebens: Kultur, Wirtſchaft, Erziehung, 
Recht uſw., muß der aus der Weltanſchauung 
hervorgehenden zentralen politiſchen 
Geſtaltungsidee unterſtellt werden. 

2. Führt das Sozialprinzip nicht zu einer aus⸗ 
kömmlichen Fruchtbarkeit der Wirtſchaft und 
zu einer ſozialen Befriedung, ſo widerlegt das 

Verſagen des praktiſchen Lebens die Autorität 
der Weltanſchauung und des = fie gegrün⸗ 
deten Staatsweſens. 


Der Hationaljozialismus 
Die Weltanſchauung des 
Nationalſozialismus 


Der Nationalſozialismus geht in der Be⸗ 
gründung ſeiner Weltanſchauung von metaphy⸗ 
ſiſcher Grundlage aus. Er erkennt die Ver⸗ 
ſchiedenartigkeit der Raſſen als gott⸗ und natur⸗ 
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| das ſeinen Sinn im Schaffen findet, 
uno beider Arbeit ſtolze Ernte 
dem freien Volk allein zugut! 


Aufn.: Presseamt DAF. Winterer 
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Karl Marz (1818-1885) Ferdinand Eaffalle (1825-1864) Karl Liebknecht (1871-1919) 
Sohn des Rabbiners Mardochai, der Prophet von Bismarck „Baron Itzig“ genannt, Wegbereiter des 9. November 1918, 


des Klassenkampfes als Mittel jüdischer Gründer des „Allgem. Deutschen Arbeitervereins“ jüdischer Repräsentant des Bolschewismus 
Ä in Deutschland 


Weltbeherrschung 


„Nlibeiterſi ver" 
Ihrem Blut ift Arbeit Strafe; 
Anſerem Blut ihr Denken Gift. 


Kurt Eisner (1867-1919) | ar | 

Bis Oktober 1918 in Unter- — Nur noch ein 4 
suchungshaft, rief dieser ee a verblieb von ) 
idische Füh | f 
der Arbeiter, Soldaten und Yıofa Luxemburg (1870-1919) an ſalche „M 
Bauern am 8. Nov. 1918 Die jüdische Propagandistin des ae. 


die bayr. lik“ N i h Aufn,! Alois Aale 3) Scherl (2); 
yr. „Republik“ aus Bolschewismus in Deutschland Eee 


Det fozinldemoktatifche Parteitag in Mannheim am 29. Juni 1906. 
Bebel ſpricht 


Ein Vergleich mit jeder nationalsozialistischen Versammlung auch 
im kleinsten Ort zeigt schon den weltenweiten Unterschied, von 
unseren Parteitagen gar nicht zu reden. 


Friedrich Julius Stahl (1802-1861) 
Der jüdische Gegenspieler und erste Organisator der 
anderen, der bürgerlichen Seite des Klassenkampfes; 
Gründer der „Konservativen Partei" 


1 © \ Ausgebeutete Weber liefern ihre Arbeit ab — — 
erer (ti! Zeitgen. Darstellung von C. Hühner aus dem Jahre 1844 


Das erfte Ktupp⸗Werk 1819. en 
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= ren Was Fauſt und Stirn 
Gemeinſam ſchafften! 


Von unzähligen zwei Beispiele: 
Krupp und Borsig 


Autn.: Historia-Photo 
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Krupp⸗Werne (Teilausſchnitt) 
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geſetzte Gegebenheit der Schöpfungsordnung und 
betrachtet die Erhaltung und Weiterentwicklung 
des arteigenen Volkstums als eine von der Vor⸗ 
ſehung geſtellte Aufgabe. 


Hitler: Der Nationalſozialismus hat 
weder im Individuum, noch in der Menſch⸗ 
heit den Ausgangspunkt ſeiner Betrach— 
tungen. Er rückt bewußt in den Mittel⸗ 


punkt ſeines Denkens das ganze Volk. 
(1. Oktober 1933.) 


Der Trieb der Arterhaltung iſt die 
erſte Urſache zur Bildung menſchlicher 
Gemeinſchaften. Damit aber iſt der 


Staat ein völkiſcher Organismus. 
(„Mein Kampf“) 


Der Staat. .. iſt die Organiſation 
einer Gemeinſchaft phyſiſch und ſeeliſch 
gleicher Lebeweſen zur beſſeren Ermög— 
lichung der Forterhaltung ihrer Art, ſo— 
wie der Erreichung des dieſer von der 
Vorſehung e Zieles ihres 
Daſeins. („Mein Kampf“) 


Da jedem raſſiſchen Volkstum durch die 
Schöpfungsordnung arteigene Entwicklungsgeſetze 
zubeſtimmt ſind, iſt „Weltanſchauung“ für den 
Nationalſozialismus kein Problem der Menſch⸗ 
heit, ſondern ein Problem der Raſſen. Der 
nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung kommt ſomit 
die Aufgabe zu, die arteigenen Entwicklungs- 
geſetze klar herauszuarbeiten, um damit die Vor⸗ 
ausſetzung für eine möglichſt umfaſſende ſittliche, 
geiſtige und materielle Entfaltung des deutſchen 
Volkstums zu ſchaffen. 


Das Sozialprinzip des Nationalſozialismus 


Dieſer von der Vorſehung zubeſtimmten Auf⸗ 
gabe der Erhaltung und Weiterentwicklung 
des arteigenen Volkstums unterſtellt der 
Nationalſozialismus ſeine geſamte Geſtaltung, alſo 
die individuelle und gemeinſchaftliche Zielſetzung. 
Die damit erfolgte Feſtlegung des Verhältniſſes 
„Einzelmenſch zu Geſamtheit“ gibt dem Begriff 
Sozialismus feinen Inhalt. Sozialismus be- 
deutet Erhaltung und Weiterentwicklung des 
Volkstums auf m der arteigenen Ent- 
wicklungsgeſetze. | 


Hitler: Wir als Arier vermögen uns 
unter dem Staat den lebendigen Organis- 
mus eines Volkstums vorzuſtellen, der 
die Erhaltung dieſes Volkstums nicht 
nur ſichert, ſondern es auch durch weite 
Bindung ſeiner geiſtigen und idealen 
Fähigkeiten zur höchſten Freiheit führt. 


Da die Entfaltung eines Volkstums von der 
Entfaltungsmöglichkeit aller Volksgenoſſen ab⸗ 
hängt, verlangt der Nationalſozialismus Freiheit 
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für die Sn eln ſtarker * Per⸗ 
ſönlichkeiten. 

Hitler: Wir n dem deutſchen 
Geiſt die Möglichkeit feiner Entfaltung 
fihern, wollen den Wert der Perſönlich— 
keit, die ſchöpferiſche Kraft des einzelnen 
wieder einſetzen in ihre ewigen Rechte, 
wollen brechen mit allen Erſcheinungen 
einer verfaulten Demokratie und an ihre 
Stelle ſetzen die ewige Erkenntnis, daß 
alles, was erhalten iſt, nur kommen 
konnte aus der Kraft der einzelnen Per- 
ſönlichkeit, und daß alles, was erhalten 
werden ſoll, wieder anvertraut werden 
muß der Fähigkeit der einzelnen Perſön— 
lichkeit. (10. Februar 1933.) 


Auf Grund feiner weltanſchaulichen Voraus⸗ 
ſetzungen iſt dem Nationalſozialismus die Ent- 
faltung der Perſönlichkeit nicht Selbſtzweck, ſon⸗ 
dern Mittel zur Entfaltung des Volksganzen. Dieſe 
Auffaſſung verlangt, daß die Gemeinſchaft jedem 
ihrer Mitglieder die Möglichkeit zu ſeiner volks⸗ 
bezogenen perſönlichen Entfaltung verſchafft. Dann 
aber hat jeder einzelne im Wettbewerb der Leiſtun— 
gen zu erweiſen, welchen Platz des beruflichen oder 
politiſchen Lebens er auszufüllen berufen iſt. 


Hitler: Ich verſtehe unter National⸗ 
ſozialismus nichts anderes, als daß zur 
Erhaltung der Gemeinſchaft auf jedem 
Platz unſeres Lebens die höchſten Fähig⸗ 
keiten ausſchließlich und autoritär zum 


Einſatz gebracht werden. 
(17. Mai 1934.) 


Dieſe durch allgemeinen Leiſtungswettbewerb ent- 
ſtehende Leiſtungsausleſe unterſcheidet ſich 
grundſätzlich von dem liberaliſtiſchen freien Spiel 
der Kräfte, denn ſie erkennt die individu- 
ellen Leiſtungen nur an, ſoweit ſie gleich— 
zeitig der Stärkung der Volksgemein⸗ | 
Schaft dienen. 


Hitler: Auf der einen Seite muß man 
dem freien Spiel der Kräfte einen mög— 
lichſt breiten Spielraum gewähren, auf 
der anderen aber betonen, daß dieſes 
Spiel der Kräfte ſich im Rahmen der 
den Menſchen gegebenen Zweckgemein⸗ 
ſchaft halten muß, die wir als Volk und 
Volksgemeinſchaft bezeichnen. Nur auf 
dieſem Weg können wir erreichen, was 
wir erreichen müſſen, nämlich die höchſte 
Steigerung der menſchlichen Leiſtungen 


und damit der amen Produktion. 
a (17. Mai 1934.) 


Das Sozialprinzip des Nationalſozialismus 
repräſentiert ſich damit als ſittliche Entfal⸗ 
tungsidee, die eine möglichſt umfaſſende Leiſtungs⸗ 
entfaltung aller Volksgenoſſen zum Zwecke der art— 
eigenen Entfaltung des Volksganzen verlangt. 
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Der Totalitätsanfpruch des Sozialprinzips 


Der fo entſtandene weltanſchaulich bedingte Ge⸗ 
ſtaltungswille verlangt Totalität, d. h. die 
Ausrichtung aller Teilgebiete des Gemeinſchafts⸗ 
lebens: Kultur, Erziehung, Recht, Wirt⸗ 


ſchaft uſw. auf die zentrale Entfaltungsidee. 


Hitler: Der ſoziale Gedanke muß in 


einem Staatsweſen unbedingt Funda⸗ 


ment ſein, ſonſt kann ein Staat auf die 
Dauer nicht ſtandhalten. 


Roſenberg: Der Sozialismus iſt für 
uns nicht nur eine zweckmäßige Durch⸗ 
führung volksſchützender Maßnahmen, 
er iſt nicht nur ein wirtſchafts⸗ oder 
ſozialpolitiſches Schema, ſondern dies 
geht alles zurück auf innere Wertungen, 
d. h. auf den Willen. 


. . . . Der Staat iſt nicht einmal Zweck, 
ſondern ein Mittel unter anderen, wie 
es Kirche, Recht, Kultur und Wiſſen⸗ 
ſchaft ebenſo fein ſollten. Staats formen 
ändern ſich und Staatsgeſetze vergehen, 
das Volk bleibt. Daraus folgt allein 
ſchon, daß Nation (Volkstum) das Erſte 
und Letzte iſt, dem ſich alles andere zu 
unterwerfen hat. 


die Verwirklichung oͤes Sozialismus 


Wirtſchaft 


Der Führer gab der Erkenntnis, daß jede welt⸗ 
anſchauliche und ſoziale Idee ihre Bewährungs- 
probe im praktiſchen Leben zu erbringen bat, mit 
folgenden Worten Ausdruck: | 


„Ein Sozialismus um des Sozialis⸗ 
mus willen exiſtiert nicht. Wenn mir 
einer ſagt: Der Sozialismus iſt eine 
wunderbare Idee, die aber mit unerhör⸗ 
ten Opfern verbunden iſt und dem Men⸗ 
ſchen dauernd Sorge und Nöte aufer⸗ 

legt, dann muß ich antworten: Dieſer 
Sozialismus iſt etwas ſo Schädliches, 


daß man ihn ſo ſchnell wie möglich be⸗ 


ſeitigen muß. Dazu braucht man weder 
den marxiſtiſchen Sozialismus, noch 
den Nationalſozialismus. 
Gerechtfertigt wird eine revolutio⸗ 
näre Umwälzung nur dann ſein, wenn 
ſie tatſächlich im Endergebnis der beſ⸗ 
ſeren Selbſterhaltung und Lebenshal⸗ 
tung eines Volkes dient. Das iſt die 
einzige ene des 6 
ms 
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(12. April 1922.) 


Es iſt ſomit zu beachten, daß die Verwirklichung 
des nationalſozialiſtiſchen — * 
Führer forderung entſpricht. 


Wie an den Beiſpielen des Liberalismus 
und Marxismus nachgewieſen, bewirkt jede welt⸗ 
anſchauliche Idee die Entſtehung eines ihr eigen⸗ 
tümlichen Entſchädigungsprinzips (Grundſatz für 
Lohn⸗ und Gewinngeſtaltung) in der Wirtſchaft, 
das ſeinerſeits wieder zu einer beſtimmten wirt⸗ 
ſchaftlichen Formengebung führt. Ein weſentlicher 
Anſatzpunkt der Weltanſchauung für die Wirt⸗ 
ſchaftsgeſtaltung liegt daher im Entſchädigungs⸗ 
prinzip. 

Auch dieſe grundſätzliche Erkenntnis unterſtreicht 
der Führer: 


„Wir ſind der Überzeugung, daß, wenn 
wir die ganze Kraft der Nation in einen 
wirklich fruchtbringenden Produktions- 
prozeß einbauen, ſich ſelbſtverſtändlich 
dieſe Kraft nur dann auswirken wird, 
wenn jeder an dem Ergebnis des Produk⸗ 
tionsprozeſſes nicht nur als Schaffender, 
ſondern auch als nn > 
nimmt.“ 


In eindeutigen Worten verlangt der Führer 
damit die Bindung jeglichen Wirtſchaftseinkom⸗ 
mens an die Leiſtung. Denn der Schaffende 
kann nur gleichzeitig als Empfangender an dem 
Ergebnis des Produktionsprozeſſes teilnehmen, 
wenn die Höhe ſeines Einkommens der Größe 
ſeiner Leiſtung entſpricht. Da in der modernen 
Wirtſchaft das Einkommen des wirtſchaftlich Selb⸗ 
ſtändigen im Gewinn, des wirtſchaftlich Un⸗ 
ſelbſtändigen im Lohn beſteht, ſind Gewinn⸗ 
und Lohngeſtaltung an die Leiſtung zu 
binden. 


Auf dieſe Weiſe werden nicht nur der Selbſt⸗ 
erhaltungstrieb und der Wille zum Vorwärts⸗ 
kommen in den Dienſt einer allgemeinen Leiſtungs⸗ 
entfaltung geſtellt, ſondern es wird zugleich die 
fundamentale nationalſozialiſtiſche Forderung eines 
Leiſtungswettbewerbs und einer Lei⸗ 
ſtungsausleſe in der Wirtſchaft erfüllt. 


Die Leiſtungsentſchädigung 


Soll der Gewinn von der Leiſtung abhängig ge⸗ 
macht werden, ſo muß die Preisgeſtaltung durch die 
Herſtellungsleiſtung beſtimmt werden. Bei einem 
derartig leiſtungsgebundenen Preiswett⸗ 
bewerb kann nur der beſſer Leiſtende, d. h. der 
bei gleicher Qualität billiger produzierende Unter⸗ 
nehmer über billigere Preiſe zu größerem Abſatz, 
zu größerem Gewinn gelangen. Gewinngeſtal⸗ 
tung und Beſitz an Produktionsmitteln 
werden dadurch direkter Ausdruck einer 
Leiſtungsentfaltung der Unternehmer, 
die gleichzeitig der beſſeren Forterhaltung der Ge⸗ 
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meinſchaft dient, weil billigere Preiſe einer Er⸗ 
höhung der allgemeinen Kaufkraft, einer Aus⸗ 
weitung der Volkswirtſchaft gleichkommen. Der 
Führer verlangt den Leiſtungswettbewerb des Unter⸗ 
nehmers mit folgenden Worten: 


Ich proteſtiere dagegen, daß einer Füh⸗ 
rer eines Unternehmens wird, nur weil 
er dazu beſtimmt iſt. Er muß von Natur 
dazu beſtimmt ſein, und das erweiſt ſich 
durch ſeine eigene Leiſtung und Fähigkeit. 
Das muß er unter Beweis ſtellen, und 
zwar nicht durch ſtaatliche Aufſichtsbehör— 


den, ſondern durch den Erfolg. 
(17. Mai 1934.) 


Ebenſo wie der Gewinn muß auch der 
Lohn an die Leiſtung gebunden werden. Die 
Lohngeſtaltung kann nicht dem freien Spiel von 
Arbeitsangebot und Nachfrage überlaſſen bleiben, 
da ſonſt, wie die früheren Erfahrungen beweiſen, 
ein ſtarkes Lohndumping einſetzt. Der Leiſtungs⸗ 
lohn muß ſich daher auf einem geſicherten Exiſtenz⸗ 
minimum an Lohnhöhe aufbauen. Die Bindung 
des Lohnes an die Leiſtung iſt nur möglich, wenn 
auf Grund ſorgfältigſter Unterſuchung des Arbeits⸗ 
prozeſſes (Leiſtungsanalyſe) eine vom Arbeiter zu 
vollbringende Grundleiſtung ermittelt wird, 


welcher der oben erwähnte Grundlohn (Exiſtenz⸗ 


minimum) gegenüberſteht. Dieſe Grundleiſtung 
darf keineswegs eine Höchſtleiſtung darſtellen, ſon⸗ 
dern iſt ſo zu bemeſſen, daß ſchon der Durchſchnitts⸗ 
arbeiter höhere Leiſtungen vollbringen kann. 


Der Arbeiter als Unternehmer ſeiner eigenen 
Arbeitskraft 


Durch den Leiſtungslohn wird der Arbeiter zum 
Unternehmer ſeiner eigenen Arbeitskraft gemacht, 
deſſen Wirtſchaftseinkommen nunmehr von ſeinem 
Leiſtungs willen abhängt. Arbeitet er ſchneller 
(ſelbſtverſtändlich bei gleicher Qualität), und das 
kann er infolge der Feſtlegung einer gerechten 
Grundleiſtung, ſo iſt es ihm möglich, mehr Auf⸗ 
träge von ſeiten ſeines Betriebes entgegenzu⸗ 
nehmen und damit ſein Einkommen entſprechend zu 
erhöhen. Da die höheren Löhne als Ausdruck 
höherer Leiſtungen den Lohnkoſtenanteil des einzel⸗ 
nen Auftrages nicht erhöhen und weiterhin die 
größeren Leiſtungen eine intenſivere Ausnützung 
der Betriebseinrichtungen ermöglichen, iſt der Vor⸗ 
teil der Leiſtungsentſchädigung ein dreifacher: 


Der Arbeiter erhält einen höheren Nominal⸗ 
lohn; 

der Unternehmer — durch intenſivere 
Betriebsausnützunn z 


die Volkswirtſ chaft gewinnt erhöhte Kauf⸗ 
kraft durch ſteigende Löhne und ſinkende Preiſe. 
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Die leiſtungsgebundene Privatwirtſchaft 


Die individuelle Leiſtungsentſchädigung, die be⸗ 
wußt als Mittel zur Leiſtungsentfaltung 
eingeſetzt wird, verlangt den Schutz der Leiſtungs— 
ergebniſſe, d. h. die Anerkennung des Privat⸗ 
eigentums. Der Führer ſelbſt gelangt in ſeiner 


Rede vor dem Zweiten Deutſchen Arbeitskongreß 


von der Forderung der Leiſtung her zur Anerken⸗ 


nung der leiſtungsgebundenen Privatwirtſchaft: 


Damit iſt klar, daß im Augenblick, in 
dem verſchiedene Fähigkeiten werte> 
bildend in Erſcheinung eie, die 
geſchaffene. Leiſtung in einen untrenn- 
baren Zuſammenhang mit ihrem Schöp— 
fer tritt. Das heißt grundſätzlich: Nur 
der Schöpfer kann auch allein feine 
Leiſtung verwalten. Damit iſt die Baſis 
des Privateigentums gegeben. 


Die Auswirkungen des 
nationalſozialiſtiſchen Leiſtungsprinzips 
Die Leiſtungsſtruktur der Produktion 


Die auch heute noch vorhandene unrationelle 
Produktionsſtruktur mit Monopolen, Preis- und 
Quotenkartellen war einzig und allein aus der 
Möglichkeit willkürlicher Preispolitik ent 
ſtanden. Wurde mit deren Hilfe unter dem 
liberaliſtiſchen Syſtem der kleine und mittlere 
Unternehmer ſyſtematiſch durch Preis unter- 


bietungen beſeitigt, fo wird, wenn erſt die Her⸗ 


ſtellungsleiſtung preisgeſtaltend wird, der um⸗ 
gekehrte Prozeß vor ſich gehen. Denn dann wird 
die beſſere Herſtellungsleiſtung der kleineren Werke, 
in denen ſich der Leiſtungseinſatz und die perſön⸗ 
liche Unternehmerinitiative im Gegenſatz zu den 


ſchwer fälligen bürokratiſchen Verwaltungsappara⸗ 


ten der Konzerne voll auswirken können, zu einer 


billigeren Preisgeſtaltung und damit zur allmäh⸗ 


lichen Beſeitigung der ſpekulativen Produktions. 
ä — | 


Die Susi der r Ubertechniſierung 


Durch die Verhinderung von Preisverabredungen 
und Preisdumping wird jeder Unternehmer 
gezwungen, ſeine Rentabilität in Verbeſſerung und 
Verbilligung ſeiner Herſtellung zu ſuchen, da er 
nur über billigere Preiſe zu größerem Abſatz und 
Gewinn kommen kann. Dies iſt nur möglich, wenn 
er durch Leiſtungsorganiſation ſeine Auf⸗ 
tragsſortierung und ſeine techniſchen Einrichtungen 
ſo aufeinander abſtimmt, daß er einen möglichſt 
lückenloſen Beſchäftigungsgrad aller ſeiner Be⸗ 
triebseinrichtungen erhält. Durch dieſe Leiſtungs⸗ 
organiſation wird die aus Dumping-, Preis⸗ und 


Quotenpolitik entſtandene Übertechniſierung vieler 


Betriebe rückgängig gemacht, und es iſt die Ge⸗ 
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wißheit gegeben, daß nun mit einem bedeutend 


geringeren techniſchen Apparat dieſelbe Leiſtung 
vollbracht wird. Damit erfährt nicht nur die Kauf⸗ 
kraft von ſeiten der ſinkenden Preiſe her eine 
erhebliche Stärkung, ſondern es werden auch für 
die Zukunft grobe techniſche Fehlinveſtierungen 
vermieden, ſo daß die bisher dafür er forderlichen 
Kapitalien für eine organiſche Ausweitung der 
Volkswirtſchaft eingeſetzt werden können. 


Die ſoziale Befriedung 


Die ſozialen Gegenſätze der Vergangenheit 
waren großenteils aus der machtpolitiſchen Preis⸗ 
und Lohngeſtaltung entſtanden. Der politiſche, 
ſtarre Lohn (Tariflohn) verhinderte den Arbeiter, 
aus eigener Kraft vorwärtszukommen, während die 
willkürliche Preisgeſtaltung der Monopole und 
Kartelle es jederzeit ermöglichte, die Kaufkraft der 
Nominallöhne zu reduzieren. Die Folge waren 
vom Judentum planmäßig genährte unüber brück⸗ 
bare Gegenſätze zwiſchen Arbeiter und 
Unternehmer geweſen. m %% 

Mit Einführung der Leiſtungsentſchädigung hat 
der Arbeiter wie jeder Verbraucher die beruhigende 
Gewißheit, daß er nunmehr von der Seite der 
Preisgeſtaltung her nicht mehr übervorteilt werden 
kann, da der leiſtungsgebundene Preiswettbewerb 
zu einer jeweils denkbar niedrigen Preisgeſtaltung 
führt. In Ergänzung dazu gibt der Leiſtungslohn 
dem Arbeiter die Gewißheit, daß er nun durch 
ſeine Leiſtungsentfaltung wirtſchaftlich vorwärts 
kommen kann. Arbeiter und Unternehmer werden 
damit zu Mitgliedern der Leiſtungsgemein⸗ 
ſchaft des Betriebes. 


Die fruchtbare Volkswirtſchaft 


Die Fruchtbarkeit einer Volkswirtſchaft hängt 
von der Fruchtbarkeit aller Einzelleiſtungen ab. 
Die durch die Leiſtungsentſchädigung hervorgeru⸗ 
fene Leiſtungsentfaltung aller Wirtſchaftstätigen 
wird im Verein mit der Leiſtungsſtruktur der 
Produktion und der Betriebe zu einer erheblichen 
Verbilligung der Herſtellung — gleich Erhöhung 
der vorhandenen Kaufkraft — gleich Ausweitung 
der Volkswirtſchaft führen. 


Die Einheitlichkeit der Geſtaltung 


Aus ſeiner weltanſchaulichen Geſamtſchau heraus 
iſt dem Nationalſozialismus die Wirtſchaftsgeſtal⸗ 
tung nur eines der Hilfsmittel zur Erhaltung und 
Entfaltung des Volkstums. So bedeutungsvoll 
für dieſe Aufgabe auch die Herbeiführung einer 
möglichſt großen Fruchtbarkeit der Produktion iſt, 
ſo ſehr iſt der Nationalſozialismus darauf bedacht, 
Sorge zu tragen, daß die hierfür angewandten 


Mittel nicht gegen die übergeordneten Intereſſen 


der Gemeinſchaft verſtoßen. 


Hitler: Die Staatsführung wird 
weder die Initiative, d. h. die Fähigkeit, 


die immer mit der Per ſönlichkeit ver⸗ 


bunden iſt, vernichten laſſen, noch die 
Kraft, die in der anderen Seite ſteckt, 
die Lebensvorausſetzungen beſchneiden 
laſſen dürfen, wenn ſie nicht will, daß 
eines Tages eine ſogenannte blühende 
Wirtſchaft kein geſundes Volk mehr hat. 
(17. Mal 1934.) 

Entſprechend dieſer Auffaſſung des Führers 
kann alſo die Leiſtungsentſchädigung ledig⸗ 
lich die Teilaufgabe haben, die Initiative der 
Perſönlichkeit, d. h. die Entfaltung der individu⸗ 
ellen Fähigkeiten in der Wirtſchaft ſicherzuſtellen. 
Dieſe Teilaufgabe bedarf aber einer Reihe ergän⸗ 
zender Maßnahmen, damit im Sinne des Führers 
nicht nur eine blühende Wirtſchaft, ſondern auch 
ein geſundes Volk geſchaffen wird. 

Da der Nationalſozialismus die Entfaltung der 
Perſönlichkeit zur Stärkung des Volkstums ein⸗ 
ſetzen will, müſſen alle Teilgebiete des Gemein⸗ 
ſchaftslebens: Kultur, Wiſſenſchaft, Erziehung, 
Recht, Wirtſchaft uſw., in den Dienſt dieſer zen⸗ 
tralen Idee geſtellt werden. Aus der Fülle der 
hieraus entſtehenden Aufgaben ſeien nur einige der 
wichtigſten angeſchnitten. 


Nationalſozialiſtiſche Erziehung 


Hitler: Wir haben die große Aufgabe, 
den wahren Geiſt der Volksgemeinſchaft 
immer mehr zu vertiefen und den Per⸗ 
ſönlichkeitswert immer klarer heraus⸗ 
zuarbeiten. * (24. Februar 1935.) 


Hitler: Wie der völkiſche Staat der⸗ 
einſt der Erziehung des Willens und der 
Entſchlußkraft hoͤchſte Aufmerkſamkeit 
zu widmen hat, fo muß er ſchon von klein 
an Verantwortungsfreudigkeit und Be⸗ 
kenntnismut in die Herzen der Jugend 
ſenken. („Mein Kampf.“) 


Die Erziehung erhält damit die Doppelaufgabe, 
ſtarke Perſönlichkeiten zu bilden und ſie im 
Gemeinſchaftsdenken zu binden. Während die 
Schaffung eines ſtarken Gemeinſchaftsdenkens in 
erſter Linie Aufgabe der weltanſchaulichen Erziehung 
iſt, verlangt die Bildung ſtarker Perſönlichkeiten von 
klein an einen ſtändigen Leiſtungswettbewerb, eine 
Leiſtungsausleſe, innerhalb derer nur die 
Leiſtungserprobung, die eine Frage des Charakters, 
des Willens und der Fähigkeit iſt, den Wertungs⸗ 
maßſtab bildet. Nur die Leiſtung berechtigt 
zum Aufſtieg. 

Hitler: Unerträglich iſt der Gedanke, 
daß alljährlich Hunderttauſende voll⸗ 
ſtändig talentloſer Menſchen einer höhe⸗ 
ren Ausbildung gewürdigt werden, 
während Hunderttauſende von großer 


28 


Begabung ohne jede höhere Ausbildung 

bleiben. Der Verluſt, den die Nation 

dadurch erleidet, iſt nicht abzuſehen. 
„Mein Kampf.“) 


Parteiprogramm (Punkt 20): Um jedem 
fähigen und fleißigen Deutſchen das 
Erreichen höherer Bildung und damit 
das Einrücken in führende Stellungen zu 
ermöglichen, hat der Staat für einen 
gründlichen Ausbau unſeres geſamten 
Volksbildungsweſens Sorge zu tragen. 
Wir fordern die Ausbildung geiſtig 
beſonders veranlagter Kinder armer 
Eltern, ohne Rückſicht auf deren Stand 
oder Beruf, auf Staatskoſten. 


Auch in dieſen Forderungen, die den Aufſtieg 
nicht vom Beſitz, ſondern von der 
Leiſtung abhängig machen, zeichnet ſich klar und 
eindeutig das Beſtreben des Nationalſozialismus 
ab, durch den Wettbewerb der Leiſtungen die all⸗ 
gemeine Entfaltung und die Schaffung ſtarker 
Perſönlichkeiten zu fördern, um auf dieſe Weiſe 
die Erhaltung des Volkstums zu ſichern. Da die 
Erziehung nur die Vorſtufe zum praktiſchen Leben 
iſt, muß auch dort das Ausleſeprinzip konſequent 
weitergeführt werden. Die Möglichkeit dazu wird 
durch die Leiſtungsorganiſation der Wirtſchaft ge⸗ 
ſchaffen, innerhalb derer die individuellen Leiſtun⸗ 
gen erfaßt werden. Dem leiſtungserprobten Arbeiter 
oder Angeſtellten iſt eine höhere Fachausbil⸗ 
dung bzw. der Beſuch von Aufſtiegsſchulen 
zu ermöglichen, ſo daß ein ſtufenweiſer Aufſtieg 
freigegeben wird. Bei Erreichung jeder neuen 
Stufe darf wiederum nur die praktiſche Leiſtungs⸗ 
erprobung neuen Aufſtieg freigeben, da allein auf 
dieſe Weiſe erreicht werden kann, daß nicht Kennt⸗ 
niſſe allein, ſondern erprobte Leiſtung zum Träger 
wirtſchaftlichen Geſchehens wird. 


Wirtſchaft im Dienſte des Volkstums 


Nachdem auf die beſchriebene Weiſe die 
Leiſtungsidee im Erziehungs⸗, Bildungs⸗ und 
Berufsweſen auf denkbar breiter Grundlage 
geſichert iſt, handelt es ſich ergänzend darum, die 
Wirtſchaft als Ganzes der Stärkung des Volks⸗ 
tums dienſtbar zu machen. Im Gegenſatz zum 


Liberalismus, der die Wirtſchafts⸗ und 


Produktionsgeſtaltung dem Egoismus 
der Berufsgruppen und der alleinigen 
Steuerung durch die Rentabilität über⸗ 
laſſen hatte, ſtrebt der Nationalſozia⸗ 
lismus eine Wirtſchaftsſteuerung an, 
die zwar die Rentabilität berückſichtigt, 
aber dennoch die Geſtaltung der einzelnen 
Produktionszweige unter dem Geſichts⸗ 
punkt ihrer Bedeutung für die Volks⸗ 
gemeinſchaft regelt. 
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James Watt (1736—1819) 


kin Wegbereiter der Induftrialifierung Europas 
Aufn.: Historia-Phnto 


Die Agrargeſtaltung im Dienſte 
des Volkstums 


Hatte der Liberalismus aus ſeiner bindungs⸗ 
loſen Auffaſſung heraus die deutſche Landwirtſchaft 
und das deutſche Bauerntum bedenkenlos der 


ſcheinbar größeren Rentabilität eines Welthandels 


geopfert, ſo ſtellt der Nationalſozialismus aus 
weltanſchaulichen und biologiſchen Erwägungen 
ſowie aus Gründen der nationalen Sicherheit die 
Schaffung eines großen und lebenskräftigen 
Bauerntums und einer denkbar großen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Selbſtverſorgung in den Mittel⸗ 
punkt ſeiner Wirtſchaftspolitik. 


Die Induſtriegeſtaltung dient der Stärkung des 
Volkstums 

Ebenfalls im Gegenſatz zum Liberalismus 
regelt der Nationalſozialismus die Geſtaltung der 
einzelnen Produktionszweige unter dem Geſichts⸗ 
punkt ihrer Bedeutung für die Nationalwirtſchaft. 
Innerhalb einer ſolchen nationalwirtſchaft⸗ 
lich ausgerichteten Induſtrie wird der National⸗ 
ſozialismus durch induſtrielle Standortgeſtaltung 
die durch den Liberalismus erfolgte Konzentration 
der Betriebsmittel in Großſtädten und Induſtrie⸗ 
zentren auflockern. Dies erfordert eine Induſtrie⸗ 
verlagerung auf das Land. Dieſe Standortver⸗ 
legung wird nicht nur durch die Stärkung der 
Arbeitergeſundheit das Leiſtungsvermögen der 
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Induſtrie fteigern, ſondern ift auch Vorausſetzung 
für das überaus wichtige ſoziale Problem der 


Arbeiterſiedlung. Wenn dieſe auch die wirt⸗ 


ſchaftliche Lage des Arbeiters durch Selbſtverſor⸗ 
gung und damit durch Abſchwächung der Folgen 
von Konjunkturkriſen verbeſſern ſoll, ſo iſt ihre 
Hauptbedeutung dennoch auf ſozialem Gebiet 
zu ſuchen. Denn dieſe Siedlung bedeutet einmal 
eine Stärkung der Volksgeſundheit durch die mit 
dem Landleben verbundene Kräftigung der 
Arbeiter familien; darüber hinaus werden aber 
durch die Bodenverwurzelung im Arbeiter wieder 
jene ſtarken Wechſelbeziehungen von Blut und 
Boden wirkſam, die allein Volksverbundenheit, 
Gemeinſinn und Wehrgeiſt hervorrufen können. 


Die Sozialpolitik dient der Stärkung des Volks⸗ 
tums 8 

Aus der Entfaltungsidee entſteht das „Arbeits- 
ethos“ des Nationalſozialismus. Arbeit iſt nicht 


nur ein Mittel zur materiellen Werteſchaffung, 


die der Befriedigung individueller Bedürfniſſe oder 
der Erhaltung der Volksgemeinſchaft dient, ſon⸗ 
dern Arbeit iſt gleichzeitig die unerläßliche Vor⸗ 


ausſetzung zur Entfaltung der Perſönlichkeit. Auf 


dieſe Weiſe entſteht der ſittliche Anſpruch eines 
jeden Volksgenoſſen auf „Recht auf Arbeit“. 
Die möglichſt weitgehende Verwirklichung dieſes 
Anſpruches ſteht im Mittelpunkt der Sozial⸗ 
politik. Mittel dazu ſind die Ausweitung der 
Volkswirtſchaft durch ſtaatliche Hilfsmaßnahmen, 
ſowie der Arbeitsdienſt. Neben der Verwirk⸗ 
lichung des Rechts auf Arbeit hat die Sozial- 
politik alle Maßnahmen zu treffen, die geeignet 
ſind, die vollſte Entfaltung der Perſönlichkeit 
ſicherzuſtellen. Mittel hierzu ſind u. a. Raum⸗ 
planung, Siedlung, Arbeitsordnung, 
Arbeitsſchutz, Sozialverſicherung, ſoziale 


Wohlfahrt, Schönheit der Arbeit, Feier- 


abend⸗ und Urlaubsgeſtaltung. Be 
Sozialpolitik und zweckbedingte Wirtſchafts⸗ 
geſtaltung ſtehen in Wechſelbeziehung. 
zur Durchführung der Sozialpolitik 
erforderlichen Mittel von der werfe- 
ſchaffenden Wirtſchaft erarbeitet wer⸗ 
den müſſen, darf ihre Aufbringung nicht 
die Grundlage der leiſtungsgebundenen 
Privatwirtſchaft zerſtören. 


Ausblick = 
Die vorliegenden Ausführungen können ſchon 
wegen der Knappheit des zur Verfügung ſtehenden 
Raumes nicht beanſpruchen, eine erſchöpfende 
Schilderung der deutſchen Entwicklung darzuſtellen, 
ſondern enthalten nur eine Deutung derjenigen 
Kräfte, welche die einzelnen Phaſen unſerer Ge⸗ 
ſchichte maßgeblich beſtimmten. 
Die vorgenommene Unterſuchung ergibt ein⸗ 
wandfrei, daß durch die ganze Geſchichte 


EE 


arteigene 


Da die 


hindurch die Weltanſchauung entſcheiden⸗ 
den Einfluß auf die praktiſche Lebens- 
geſtaltung hatte, und zwar waren es die ver⸗ 
ſchiedenſten weltanſchaulichen Syſteme, die zu 
geſtaltender Auswirkung kamen. 

Jedes dieſer Syſteme ſtellt, von beſtimmten 
Vorausſetzungen ausgehend, ein in ſich 
geſchloſſenes Ganzes dar, das infolgedeſſen nicht in 
Einzelheiten, ſondern nur in den Voraus⸗ 
ſetzungen angreifbar iſt. Dieſe Feſtſtellung gilt 
für die großartige Geſchloſſenheit des römiſch⸗ 
katholiſchen Sozialſyſtems, wie es etwa Thomas 
von Aquino darſtellte, ebenſo wie für das liber a⸗ 
liſtiſche oder marxiſtiſche Sozialſyſtem. 

Es iſt daher müßig, wie es heute noch vielfach 
geſchieht, Einzelheiten dieſer Syſteme widerlegen 
zu wollen oder ihre weltanſchaulichen Voraus⸗ 
ſetzungen nur in der Theorie zu bekämpfen, denn 
dabei ſteht Meinung gegen Meinung. 

Ganz anders wird das Bild aber, wenn die 
praktiſchen Auswirkungen dieſer Sozial⸗ 
ſyſteme auf die Staats⸗ und Wirtſchaftsgeſtaltung 
unterſucht werden, denn dann wird der Wert oder 
Unwert eines Syſtems nicht mehr durch theoretiſche 
Meinungen, ſondern durch das Leben ſelbſt, durch 
die Geſchichte entſchieden. Denn wenn ein 
Sozialprinzip es nicht vermag, in einem Volke 
ein geordnetes ſtaatliches Leben und eine ſoziale 
Befriedung hervorzurufen, ſo iſt dies der Beweis, 
daß ſeine weltanſchaulichen Vorausſetzungen zum 
mindeſten für dieſes Volk nicht zutreffen. 

So liefert die Geſchichte den unwiderlegbaren 
Beweis, daß die verfloſſenen Sozialſyſteme für das 
deutſche Volk falſch waren, weil die deutſche Eigen⸗ 
art ſie als weſensfremd empfand und ſich gegen ſie 


auflehnte. | 


Der Nationalſozialismus hat aus dieſer Tatſache 
die klare Folgerung gezogen, daß ſeiner Geſtaltung 
Entwicklungsgeſetze zugrunde 
gelegt werden müſſen. Er ſtellte daher zunächſt 


einmal die typiſch germaniſch⸗deutſchen Cha- 


rakterwerte heraus, um fie auf die Neu⸗ 
geſtaltung wirkſam werden zu laſſen. Es iſt 
begreiflich, daß der Nationalſozialismus bei ſeiner 
Neugeſtaltung außerordentlich behutſam vorgehen 
muß, da er auf allen Lebensgebieten noch Anſchau⸗ 
ungen und einer Formgebung gegenüberſteht, die 
aus den verfloſſenen Syſtemen, bzw. aus deren Zu⸗ 
ſammenwirken, entſtanden ſind. Die gewaltige 
Aufgabe des Nationalſozialismus, die in dem 
Wegräumen der Trümmer des Alten und in dem 
Neuaufbau eigener Art beſteht, kann wirkungs⸗ 
voll durch eine ſyſtematiſche Geſchichtsforſchung 
unterſtützt werden, die die verfloſſenen Syſteme 
in ihren weltanſchaulichen Ausgangs- 
punkten und in ihren praktiſchen Auswir⸗ 
kungen unterſucht, um auf dieſe Weiſe aus dem 
Auf und Ab der deutſchen Geſchichte Hinweiſe für 
eine arteigene Neugeſtaltung zu bekommen. 
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WALTER MAAsS: 


Aus der Geſchichte 
der Gewerkſchaſten 


1. 
Die geſchichtlichen Urſachen des Entſtehens 


In der Geſchichte der deutſchen Gewerk— 
ſchaften ſpiegelt ſich das Schickſal des 
deutſchen Arbeiters. 


Aus ſeiner Not wurden ſie geboren; ſein Lebens⸗ 
wille und ſeine Lebenskraft ſetzte ſich in ihnen ein 
Denkmal; in ſie rettete ſich ſein Gefühl für Ka⸗ 
meradſchaft und hilfsbereite Gemeinſchaft. Um- 
kämpft und mißbraucht wie er, ſo waren 
auch ſeine Gewerkſchaften umkämpft und 
umſtritten; ſie wurden oft politiſch mißbraucht. 
Des Arbeiters Inſtinkt lehnte ſich hiergegen auf; 
immer wieder verſuchte er auszubrechen aus der 
politiſchen Umklammerung. Dennoch wurde er zuletzt 
ihr Opfer, und damit wurden ſeine Gewerkſchaften zu 
einem Inſtrument des politiſchen Klaſſenkampfes. 
Über den geſunden Sinn des Arbeiters ſiegte das 


politiſche Literatentum, der artfremde oder marxiſtiſche 


Intellektuelle, der bedenkenloſer und geriſſener war. 
Seit den Anfängen der Arbeiterbewegung, als der 
Jude Laſſalle das ehrliche Streben deutſcher Men⸗ 
ſchen nach Selbſthilfe auf berufsſtändiſcher Grund⸗ 
lage umfälſchte und umbog ins Politiſch⸗Dema⸗ 
gogiſche, liegt dieſer Zwieſpalt des Wollens als 
Verhängnis über der Arbeiterſchaft. Und ſo treffen 
wir in der Geſchichte der Gewerkſchaften neben dem 
ehrlichen und treuen Menſchenſchlag voll Idealis⸗ 
mus und Reinheit des Strebens, beſonders in den 
letzten Jahrzehnten, den Typ des völlig entwurzelten 
und alles verneinenden, beſeſſenen Klaſſenkämpfers, 
der der marxiſtiſchen Verhetzung reſtlos verfallen 
war. Nirgends aber und zu keiner Zeit 
finden wir in der Gewerkſchaftsgeſchichte 
den Gedanken der Betriebsgemeinſchaft 
aufkommen oder auch nur anklingen. 


Die Gewerkſchaftsbewegung entſtand 


aus der Unerträglichkeit des wirt ſchaft⸗ 


lichen und ſozialen Notſtandes des Lohn- 
arbeiters, als ein Verſuch, dieſe Not zu mildern, 
unternommen von dem Arbeiter ſelbſt. Ihre An⸗ 
fänge reichen deshalb zurück in die erſte Hälfte des 
19. Jahrhunderts, als gleichlaufend mit der Ent⸗ 
wicklung Deutſchlands vom Agrarſtaat zum In⸗ 
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duſtrieſtaat der neue Stand der Beſitzloſen ſich bil- 
dete. In jenen Jahrzehnten begann im deutſchen 
Volke eine tiefgehende wirtſchaftliche und ſoziale 
Umſchichtung. Die Beſitzverhältniſſe verſchoben 
ſich. Ein Teil des Bürgertums wurde beſonders 
reich; ein anderer Teil verarmte und bildete mit 
dem verarmenden und entwurzelten Teil der land⸗ 
wirtſchaftlichen Bevölkerung eine neue ſoziale 
Schicht, den „vierten“ Stand. Mehrere Urſachen 
wirkten an dieſem Strukturwandel des Volkes mit; 
neben der ſtarken Bevölkerungszunahme war 
es vornehmlich die Anderung der wirtſchaftlichen 
Betriebsformen infolge der Erfindung der Dampf— 
maſchine. 


Aber dieſe Umſtände allein hätten nicht 
notwendigerweiſe zur Proletariſierung 
eines großen Volksteiles zu führen 
brauchen. Die entſcheidende Rolle dabei 
ſpielte eine neue Geſinnung, der auch in 
Deutſchland zur Herrſchaft gekommene 
Liberalismus. 


Staatspolitiſch kamen deſſen Ideen zwar erſt 
ſpäter voll zur Auswirkung, aber gerade die voran⸗ 
gehende Zeit der übelſten Reaktion gegen die Be⸗ 
ſtrebungen der Frontkämpfergeneration der Frei⸗ 
heitskriege, die Zeit der Herrſchaft der Bürokratie 
und der Polizeigewalt, war die beſte Vorausſetzung 


dafür, daß ſich auf wirtſchaftlichem und ſozialem Ge⸗ 


biet die liberaliſtiſchen Grundſätze ungehemmt durch⸗ 
ſetzen konnten. Ein Zeitalter der Selbſtſucht, des 
ſchrankenloſen Egoismus, begann! Die kapitaliſti⸗ 
ſche Geſinnung ſchuf den Typ des ausbeutenden, 
gewinnſüchtigen Unternehmers. Alles wurde zur 
„Ware“, alles mit Geld meßbar, für Geld käuf⸗ 
lich und verkäuflich gemacht, auch die menſchliche 
Arbeitskraft. Aus der liberaliſtiſchen Freihandels⸗ 


theorie des Engländers Adam Smith (1723 bis 


1790) und des engliſchen Juden David Ri⸗ 
eardo (1772 1823, u. a. Schöpfer des ſogenann⸗ 
ten „ehernen Lohngeſetzes“, wonach ſich der Arbeits⸗ 
lohn nicht über den notwendigen Unterhaltsbedarf 
des Arbeiters erheben könne) entſtand der „Welt⸗ 
markt“: der internationale Waren⸗ und Geldhandel, 
die internationale Austauſchfähigkeit aller Ver⸗ 
mögenswerte mit allen Möglichkeiten des Börſen⸗ 
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ſpiels und der wilden Spekulation. Daraus aber 
entwickelte ſich als neue Weltmacht 


der internationale Kapitalismus, 


der — kunſtvoll getarnt — die Arbeitskraft der 
Völker zur Marktware machte und bedenkenlos 
ganze Völker dem Hunger preisgab, wenn er dafür 
an anderer Stelle verdiente. 


In dieſes Weltwirtſchaftsſyſtem wurde 
Deutſchland hineingeſtellt und eng mit ihm ver— 
flochten. Sein materieller Wohlſtand wuchs, ſeine 
Induſtrie nahm einen gewaltigen Aufſchwung, der 
Wert ſeines Geſamtaußenhandels betrug 1913 
22 Milliarden; doch dieſes Aufblühen feiner 
Wirtſchaft berückſichtigte nicht den Ver⸗ 
luſt der deutſchen Nahrungsfreiheit, das 
Verſinken eines großen Volksteiles in 
ungekannte leibliche und ſeeliſche Not 


und den Totalverluſt eines erheblichen 


Teiles beſten deutſchen Erbgutes: über 
6 Millionen ſchaffensfroher und arbeitsgewohnter 
deutſcher Menſchen und deren Nachkommen gingen 
von 1821 bis 1932 ihrem Vaterlande allein durch 
Auswanderung verloren! | 


Im Jahre 1820 lebten innerhalb der heutigen 


Grenzen des Reiches etwa 20 Millionen Menſchen, 
davon rund 14 Millionen von der Landwirtſchaft. 
Im Jahre 1932 lebten auf demſelben Raum 
66 Millionen, davon ebenfalls rund 14 Millionen 
von der Landwirtſchaft. Das waren aber nicht 
mehr wie früher 70 Prozent, ſondern nur noch 
21 Prozent der Geſamtbevölkerung. Vor der 
Landflucht lebten drei Viertel des deutſchen Volkes 
auf dem Lande und ein Viertel in der Stadt. 
Hundert Jahre ſpäter war es faſt umgekehrt. 


1822 wurde in der Berliner Königlichen Por⸗ 
zellan⸗Manufaktur 


die erſte Dampfmaſchine 


Deutſchlands aufgeſtellt. 15 Jahre ſpäter zählte 
Preußen bereits 401 Dampfmaſchinen mit 
7807 BS. 


1846 waren es 1 193 Maſchinen mit 22 176 PS 
100% „, „3 709 682 PS 
1911 60 182 „ else 


1835 wurde die bekannte erſte Eiſenbahn⸗ 
linie zwiſchen Nürnberg und Fürth eröffnet. 1845 
betrug die Länge des Eiſenbahnnetzes 2131 km, 
1850 = 5 822 km, 1870 = 18 560 km, 1890 
gleich 41818 km, 1910 = 59 031 km. 


Deutſchlands Eiſenverbrauch betrug pro 
Kopf der Bevölkerung im Jahre 1834 = 7,5 kg, 
1870 = 38,0 kg und 1910 = 218,0 kg. 


An Kohlen wurden in Preußen gefördert: 
1843 = etwa 3,1 Mill. Tonnen; 1900 = 100,9 
Mill. Tonnen; 1907 = 143,77 Mill. Tonnen. 
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Erwerbstätige in Bergbau, Induſtrie 
und Baugewerbe zählte man 1882 = 6306 465 
1895 = 8 281 220; 1907 = 11 256 254. 


In der Maſchineninduſtrie allein flieg die 
Zahl der Beſchäftigten von 1895 bis 1907 von 
385 223 auf 907 048 Perſonen, bei Krupp in 
Eſſen von 704 Perſonen (1851) auf 16 000 Per⸗ 
ſonen (1873). | 


In Klein, Mittel- und Großbetrieben waren 
folgende Erwerbstätige beſchäftigt: 


Kleinbetriebe Mittelbetriebe Großbetriebe 

(1-5) : (650) (lun unh) 

1882: 3270404 . 1109128 1 554 000 
1895: 318101 A 


1907: 3200282 een | 298921 


Mit den Familienangehörigen zufammengenom- 


men, zählten die gewerblichen Lohnarbeiter etwa 
18,7 Millionen, das iſt 30 Prozent der Geſamt⸗ 
bevölkerung. 

Zweifellos hat dieſer induſtrielle Aufſchwung zu 
unſerer Weltgeltung beigetragen, aber keinem Ein⸗ 
ſichtigen blieben die entſetzlichen Erſcheinungen und 
Wunden verborgen, die dem ſozialen Körper der 
Nation geſchlagen wurden. | 
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Die ſoziale Lage des neuen vierten Standes 


war troſtlos. Die Fabrikarbeiter, ehemals jüngere 


Söhne oder Enkel von Bauern, Landarbeiter, 
ſelbſtändige Handwerker oder Handwerksgeſellen, 
alle waren jetzt gleichermaßen beſitzlos und abhängig 
vom Unternehmertum, alle gleichermaßen der Uner⸗ 
bittlichkeit und Mitleidloſigkeit des an anderer 
Stelle dieſes Heftes in ſeinen geiſtigen Grundlagen 
dargeſtellten kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems aus⸗ 
geliefert. Ihr einziger Beſitz war ihre Arbeits⸗ 
kraft. Die aber war Marktware geworden, 
Angebot und Nachfrage beſtimmten ihren Preis. 
Immer aber war unter dem liberaliſtiſchen Syſtem 
das Angebot größer als die Nachfrage. So mußte 
der Arbeiter Raubbau mit ſeiner Geſundheit trei⸗ 
ben, um mit dem erzielbaren Lohn ſein Leben friſten 
zu können. Sank aber die Nachfrage weiter, ent⸗ 
ſprach die „Konjunktur“ nicht den Profitwünſchen 
des Unternehmers, dann ſah ſich der Arbeiter mit⸗ 


leidlos auf die Straße geſetzt. Dieſe Unſicher⸗ 


heit ſeiner wirtſchaftlichen Exiſtenz lag 
als immerwährender Druck auf ihm und ſeiner 
Familie. 


Die Arbeitsverhältniſſe, 


unter denen in der erſten Hälfte des 19. Jahr- 
hunderts und noch weit in deſſen zweite Hälfte hin⸗ 
ein gearbeitet werden mußte, waren geſundheits⸗ 
und moralzerſtörend. Damals gab es noch keine 
gewerbepolizeilichen Vorſchriften für Geſundheits⸗ 
ſchutz und Unfallverhütung in den Fabriken und 
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dahinzielende private Initiative erſt recht nicht. 
Infolgedeſſen entſtanden „Berufskrankheiten“, die 
ſich wie Seuchen verbreiteten und die Arbeiterſchaft 
zermürbten und dezimierten. Kein Geſetz beſchränkte 


die Dauer der Arbeitszeit. Eine Arbeitszeit von 


16 Stunden am Tage war nichts Ungewöhnliches. 
Wie jämmerlich niedrig müſſen die Löhne geweſen 
ſein, die zum Ertragen einer ſolchen Laſt zwangen! 
Die Maſchinen wurden gewartet und gepflegt, da⸗ 
mit ſie möglichſt lange leiſtungsfähig blieben, denn 
ihre Anſchaffung koſtete Geld. Die menſchliche Ar- 
beitskraft dagegen war für den Unternehmer ohne 
Geldaufwendung zu erſetzen, darum wurde ſie brutal 
ausgebeutet und dabei kein Unterſchied gemacht, ob 
Mann, Frau oder Kind! Die Kinderarbeit 
iſt die größte Schmach, die der Liberalis— 
mus auf ſich geladen hat. Im zarteſten Alter 
ſtehende Kinder beiderlei Geſchlechts wurden zur Fa⸗ 
brikarbeit angehalten und ihre Geſundheit und 
Moral dabei grauenvoll verwüſtet. Ein Verbot 
von Nachtarbeit und Sonntagsarbeit gab es zunächſt 
überhaupt nicht; 1839 wurde verboten, Kinder unter 
neun (!) Jahren in Bergwerken und Fabriken zu 
beſchäftigen und andere Jugendliche länger als zehn 
Stunden bei Tage. 


Bis 1870 etwa betrug die „Normal— 
arbeitszeit“ 12 Stunden, um dann lang⸗ 
ſam auf 11 und ſpäter auf 10 Stunden 
herabgedrückt zu werden. Doch wurden dieſe 
Zeiten ſehr oft weſentlich überſchritten. 


Jahrzehnte ging dieſes Fronen, ohne 
daß der Unternehmer, der Staat oder die 
breite Offentlichkeit es als ungewöhnlich 
empfand. Keine ſoziale oder volkswirt— 
ſchaftliche Einſicht hinderte den Raubbau 
an der Volkskraft, und es iſt kennzeichnend, daß 
die erſten ſtaatlichen Schutzmaßnahmen (1839) nicht 
dem ſozialen Empfinden entſprangen, ſondern von 
wehrpolitiſchen Erwägungen ausgelöſt wurden. Die 
Rekrutierungskommiſſionen hatten die verheerenden 
Wirkungen der Fabrikarbeit, der Frauen⸗ und 
Kinderarbeit auf die Wehrkraft des Volkes feſt⸗ 
geſtellt. 


Je mehr die Maſchinen vervollkommnet wurden, 
um ſo ſchematiſcher und eintöniger wurde die Fa⸗ 
brikarbeit. Je mehr der Lohnarbeiter zum Teil der 
Maſchine wurde, die er bediente, um ſo minder⸗ 
wertiger fühlte er ſich, und ſein Wertgefühl wurde 
weiter herabgedrückt durch das in den Fabriken 
herrſchende Aufſichts- und Antreiberſyſtem. 
An die Stelle des alten Meiſters, den ein patri⸗ 
archaliſches Verhältnis mit dem Arbeiter verband, 
waren die Vertreter des anonymen Kapitals ge⸗ 
treten, die Direktoren und Perſonalchefs. Sie hatten 
keine menſchliche Beziehung zu den Arbeitern, ja 
immer öfter nicht einmal zu dem Betrieb. 


Wirtſchaftlich und kulturell verarmt, 
zu ſeelenloſer Tätigkeit bei unerträg- 
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lich langer Arbeitszeit und niedriger 
Entlohnung verurteilt, in unwürdigen 
Wohnungsverhältniſſen, dort und am 
Arbeitsplatz ſchwerſter Geſundheitsge— 
fährdung ausgeſetzt, dazu politiſch ent- 
rechtet, ſah ſich der Lohnarbeiter in jeg⸗ 
licher Beziehung auf der unterſten Stufe 
der ſozialen Ordnung. Mußte er eine 
ſolche Wirtſchafts- und Geſellſchafts— 
ordnung nicht als ein unerträgliches Un. 


recht empfinden? 


Das wohlhabende und geſicherte Bürgertum, das 
Beamtentum und der Adel waren nur auf die 
Wahrung ihrer eigenen Rechte und die Förderung 
ihrer eigenen Intereſſen bedacht. Ohne jedes Ver⸗ 
ſtändnis für die tieferen Urſachen des Entſtehens 
des neuen Standes ſahen ſie ihn und ſeine Not als 
eine unabwendbare und unabänderliche Zeiterſchei⸗ 
nung an, aus jener gottgewollten Ordnung der Dinge 
ſich ergebend, die eben der Klaſſe des Arbeiters die 
Verpflichtung zum Dienen, den Beſitzenden aber 
das Recht zum Herrſchen zuwies. Aus dieſer Ein- 
ſtellung glaubten ſie in Übereinſtimmung mit der 
Kirche ihrer „Pflicht zur chriſtlichen Nächſtenliebe“ 
Genüge zu tun, wenn ſie die allzu ſichtbar in Er— 
ſcheinung tretende Not gelegentlich linderten, dann 
aber durch betontes Almoſengeben. Darin liegt 


die hiſtoriſche Schuld des deutſchen Bürgertums, 


daß es vergaß, daß dieſer neue Menſch, der als 
Folge der Induſtrialiſierung und des Liberalismus 
als Heimatloſer, Beſitzloſer und Entrechteter ſchuld— 
los vor ihm ſtand, Blut von ſeinem Blut war. Es 
ſtieß ihn von ſich, überließ ihn ſich ſelbſt — und 

dem Juden. Ka „ | 


Denn der Arbeiter mußte ſich gegen die immer 
größer werdende Verelendung wehren, wollte er 
nicht ganz zugrunde gehen. Das Bürgertum ver⸗ 
ſagte ſich ihm; an ihn heran aber drängte ſich ge⸗ 
ſchäftewitternd das jüdiſch-politiſche Literatentum 
und andere fragwürdige Exiſtenzen. So wurden 
Geſtalt und Geiſt des Werkes der Selbſthilfe der 
deutſchen Arbeiterſchaft beſtimmt von zwei grund⸗ 
verſchiedenen Kräften, deren gegenſätzliches Weſen 
am ſinnfälligſten in den Namen Wilhelm Weit⸗ 
ling und Karl Marx zum Ausdruck kommt. 
Immer ſteht neben dem ehrlichen und auf- 
richtigen Streben des unverbildeten 
deutſchen Arbeiters, deſſen Gefühl ſtär⸗ 
ker war als die Schulung ſeines Geiſtes 
und der mit eiſernem Fleiß in langen 
Nächten um Erkenntniſſe und Wiſſen 
rang, der haßerfüllte und doch kalt 
rechnende, artfremde Intellektualismus. 


— 
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Don den Anfängen der Sewerkſchaften 
bis zum Sozialiſtengeſetz (1878) 


Es war kein Zufall, daß die erſten Verſuche zu 
einem berufsſtändiſchen Zuſammenſchluß mit neuer 
Zielſetzung aus den Kreiſen der ehemaligen Hand⸗ 
werksgeſellen kam. In ihnen war das Erinnern 
an die alte, bis ins Mittelalter zurückgehende Tra⸗ 
dition, an die Selbſthilfe der Gemeinſchaft, am 
lebendigſten geblieben. Auch Wilhelm Weit⸗ 
ling kam aus dieſem Kreiſe. ä 

Im März 1848 gründete der Buchdrucker 
Stephan Born in Berlin einen „Arbeiter- 
klub“ und berief für Auguſt des gleichen Jahres 
einen „Allgemeinen deutſchen Arbeiter- 
kongreß“. An dieſem Kongreß nahmen 40 Dele⸗ 
gierte teil, die 35 Arbeitervereine aus allen Teilen 
des Reiches vertraten. Auf ihm wurde als künftige 
Zentralſtelle die ſogenannte 


„Arbeiterverbrüderung“ 


gegründet, die als Forderung u. a. aufſtellte: Ver⸗ 
bot allzuſtarker Lehrlingshaltung, Zehnſtundentag 
und Wegfall der Kinderarbeit. — Die „Arbeiter⸗ 
verbrüderung“ verbreitete ſich ſchnell, auch ſüd⸗ 


deutſche Vereine ſchloſſen ſich ihr an, bis die 


Reaktion ſämtliche Vereine am 13. Juli 1854 
kurzerhand polizeilich auflöſte. | 


Neben dieſer erſten größeren Organiſation, der 
„Arbeiterverbrüderung“, beſtanden hier und dort 
Berufsverbände, To z. B. 1848 ein Bau- 
arbeiterverein in Berlin mit über 3000 Mit⸗ 
gliedern, ein „Nationaler Buchdrucker⸗ 
verein“ in Mainz und eine „Aſſoziation 
der Zigarrenarbeiter Deutſchlands“ 
(1849) in Sachſen. Aber auch dieſe Berufsver⸗ 
bände wurden bald durch die Behörden aufgelöſt. 


Als nächſtes — etwas ſonderbares — Gebilde 
finden wir die ſogenannten „Arbeiterbildungs⸗ 
vereine“. Sie waren nicht aus der Arbeiter⸗ 
ſchaft hervorgegangen, ſondern als Anhängſel des 
vom liberalen Bürgertum 1859 gegründeten 
„Nationalvereins“ entſtanden. Dieſe Arbeiter⸗ 
bildungsvereine waren der Beitrag des Bürger⸗ 
tums zur Löſung der ſozialen Fragen. Sie muten 
heute geradezu als ſchlechter Scherz an. Die 
Arbeiterbildungsvereine entglitten bald der liberalen 
Führung und wurden politiſche Debattierklubs zur 
Verbreitung vorwiegend marxiſtiſcher Ideen. In 
dieſen Vereinen kam der Gedanke der reinen Be⸗ 
rufsvereinigung, deſſen natürliche Entwicklungslinie 
man vor Jahren jäh unterbrach, zum erſten Male 
mit den politiſchen Kräften in Berührung, und 
es begann das Ringen zwiſchen deutſchem Arbeiter⸗ 
geiſt und landfremdem Intellektualismus um Geiſt 
und Form der Arbeiterbewegung. Die Arbeiter⸗ 
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bildungsvereine wurden das Sprungbrett für die 


beiden erſten orthodoxen deutſchen „Marxiſten“: 
Wilhelm Liebknecht und Auguſt Bebel. 


Doch bevor dieſe beiden auf die Gewerkſchafts⸗ 
bewegung Einfluß gewinnen, erhält die Arbeiter⸗ 
bewegung von einer anderen Seite Auftrieb. Zwei 
Arbeiter, der Zigarrenmacher Fritzſche und der 
Schuhmacher Vahlteich aus Leipzig, erkannten 
gefühlsmäßig, daß die Arbeiterbildungsvereine kein 
brauchbares Mittel für den Kampf um die Beſſe⸗ 
rung des Loſes der Arbeiterſchaft ſeien. Sie ſuchten 
deshalb einen neuen Weg und gründeten ein Ko⸗ 
mitee zur Vorbereitung eines allgemeinen Arbeiter- 
kongreſſes. Dieſes Komitee — jetzt zeigt ſich die 
eigene Hilfloſigkeit und Vertrauensſeligkeit des 
deutſchen Arbeiters — trat an den Juden Ferdi ⸗ 
nand Laſſalle heran, um deſſen Anſichten zu 
hören. Der jüdiſche Intellektuelle bewies ihnen, daß 
die angeſtrebte wirtſchaftliche Selbſthilfe, die beab⸗ 
ſichtigte gewerkſchaftliche Vereinigung unpraktiſch 
und nur der ausſchließlich politiſche Kampf nützlich 
ſei. So gelang es Laſſalle, am 23. Mai 1863 den 


„Allgemeinen Deutſchen Arbeiterverein“ 


zu gründen und ſich für fünf Jahre zum unab⸗ 
ſetzbaren Präſidenten mit diktatoriſchen Vollmachten 
wählen zu laſſen. Seine Gewerkſchaftsfeindlichkeit 
aber wurde noch auf Jahre hinaus zu einer Quelle 
von Zerwürfniſſen in der deutſchen Arbeiterſchaft. 


Nach einem Jahr Präſidentſchaft ſtarb Laſſalle 
(geb. 1825, geſt. 1864). Sein Nachfolger mit allen 
Vollmachten wurde Johann von Schweitzer, 
eine ſehr fragwürdige Perſönlichkeit aus Frank⸗ 
furt am Main. Auch er führte den „Allgemeinen 
Deutſchen Arbeiterverein“ abſolut politiſch und ge⸗ 
werkſchaftsfeindlich, ähnlich wie Bebel und Wil⸗ 
helm Liebknecht gleichzeitig in den „Arbeiter⸗ 
bildungsvereinen“ wirkten. Der Unterſchied war 
nur, daß Schweitzer „Laſſalleaner“, die anderen 
beiden dagegen „Marxiſten“ waren und daß ſie ſich 


gegenſeitig theoretiſcher Lehrſätze wegen auf Koſten 


der Arbeiterſchaft erbittert bekämpften. Obwohl ſo 
die reine Politik mehr und mehr in den Vorder⸗ 
grund der Beſtrebungen der Arbeiter gerückt wurde, 
entſtanden allenthalben ſogenannte 


Zentralverbände. 


Wir wiſſen von den Beſtrebungen der Tabakarbeiter 
unter Fritzſche, die ſich 1865 zu einem „Allge- 
mein en Deutſchen Zigarrenarbeiterver⸗ 
ein“ zuſammenſchloſſen, von Bemühungen lokaler 
Buchdruckervereine in Berlin, Leipzig und 
am Mittelrheingebiet zum Geſamtzuſammenſchluß, 
der auch 1866 in Leipzig beſchloſſen wurde, und 
ſchließlich ſchloſſen ſich 1867 die Schneider zum 
„Allgemeinen Deutſchen Schneiderver⸗ 


ein“ und 1868 die Bäcker Berlins zum „Allge⸗ 


meinen Deutſchen Bäckerverein“ zuſammen. 
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Auch die Holzarbeiter bemühten ſich um Ver⸗ 


einigung. Der Gedanke der Berufsvereinigung 
blieb trotz ſo vieler Fehlſchläge und inneren Unzu⸗ 
länglichkeiten außerordentlich lebendig. Kraftvolle 
Willensſtröme des jungen Arbeiterſtandes führten 
immer wieder zu Aufbauverſuchen. 


Bald jedoch ereignete ſich das Muſterbeiſpiel 


heuchleriſcher „Gewerkſchaftsbejahung“ zum Zwecke Z 


der Förderung politifcher Intereſſen. Bebel und 


Liebknecht hatten es durch ihre unermüdliche Arbeit 
unter den Arbeiterbildungsvereinen zuſtande ge⸗ 


bracht, daß ſich große Teile von ihnen für die ſozial⸗ 


demokratiſche Sache erwärmten. Sie legten den 
auf dem Vereinstag der Arbeiterbildungsvereine am 
5. September 1868 in Nürnberg verſammelten 
Vertretern ein Programm vor, welches die Hin⸗ 


wendung zur ſozialdemokratiſchen Idee, die 


Anerkennung der Grundſätze der I. Internatio- 
nale und die ee von PP — 
ten empfahl. | 


Von dem Programm des ebengenannten Ver⸗ 
einstages erfuhr auch der Präſident des „Allge⸗ 
meinen Deutſchen Arbeitervereins“, Schweitzer. Um 
Liebknecht und Bebel mit den Gewerkſchaftsgrün⸗ 
dungen zuvorzukommen, warf er ſeine eigenen und 
Laſſalles gewerkſchaftsfeindliche Grundſätze über 
Bord und berief gegen die Widerſtände ſeines 
eigenen Vereins, der einen ſolchen Geſinnungs⸗ 
wechſel nicht mitmachen wollte, noch für September 
1868 einen „Arbeiterkongreß zwecks Grün— 
dung von Gewerkſchaften“ nach Berlin ein. 
Dieſer war außerordentlich ſtark beſucht. 142 008 
Arbeiter und Arbeiterinnen hatten aus 56 Ge- 
werbezweigen 205 Vertreter entſandt. Nach einer 
ſtürmiſchen Auseinanderſetzung, die damit endete, 
daß eine aus 12 Maſchinenbauern beſtehende libe⸗ 
rale „Oppoſition“, die unter Führung von Dr. 


Map Hirſch ſtand, ausgeſchloſſen wurde (dies war 


der Anlaß zur Gründung der Hirſch-Duncker⸗ 
ſchen Vereine), wurde ſodann beſchloſſen, zentral 
geleitete „Arbeiterſchaften“ zu bilden, die ihre 
gemeinſame Spitze im „Arbeiterſchafts⸗-Wer⸗ 
band“ hatten, deſſen Präſident Schweitzer war. 
So entſtanden zum erſtenmal in der Ge— 
ſchichte des Arbeiterſtandes regelrechte, 
einheitlich zuſammengefaßte Gewerk⸗— 
ſchaften. 


Neben ihnen beſtand der „Allgemeine Deutſche 


Arbeiterverein“ weiter. Er war gewiſſermaßen der 
Generalſtab des Arbeiterſchaftsverbandes und die 
Urform der parteipolitiſchen Beherrſchung des Ge⸗ 
werkſchaftsgedankens. Die geſchickten Winkelzüge 
Schweitzers hatten die „Arbeiterſchaften“ vor den 
politiſchen Karren der Laſſalleaner geſpannt. 


Schweitzer war ſomit Bebel und Wilhelm Lieb⸗ 
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James Watt am Modell einer — | 
Zeichnung f. d. RSB. von Busch 


knecht zu vorgekommen, die erſt vier Wochen ſpäter, 
am 27. Oktober 1868 in Leipzig, die 


„Internationalen Gewerksgenoſſenſchaften“ 


gründen konnten, die fie eindeutig auf die marxiſti⸗ 
ſche I. Internationale (Marx ſaß in London) feſt⸗ 
legten. Jetzt ſtanden ſich zwei Gewerkſchafts⸗ 
gründungen gegenüber, deren Führer ſich erbittert 
bekämpften, weil fie im Grunde ihres Herzens ge 
werkſchaftsfeindlich waren, und die ſich, ungeachtet 
des andersgerichteten Willens des deutſchen Ar- 
beiters, unter allen Umſtänden die Gewerkſchaften 
ſichern wollten, um ſie als politiſche Waffe zu 
verwenden. 1869 gründeten Bebel und Liebknecht 
eine „Internationale Manufaftur- Fabrik 
und Handarbeiter-Gewerksgenoſſen— 
ſchaft“, eine ſächſiſche „Gewerksgenoſſen— 
ſchaft der Berg- und Hüttenarbeiter“ und 


einen „Internationalen Buchbinder— 


verein“. Schweitzers Vorſprung blieb jedoch. 
Aber eine innere Schwächung feines „Arbeiter⸗ 
ſchaftsverbandes“ und ſeines „Allgemeinen Deutſchen 
Arbeitervereins“ machte ſich bald bemerkbar durch die 
immerwährenden Auseinanderſetzungen über ſeinen 
Geſinnungswechſel. Dieſe Schwäche nutzten Bebel 
und Wilhelm Liebknecht aus und beriefen einen 
Kongreß nach Eiſenach ein, auf dem im Auguſt 
1869 die So zialdemokratiſche Arbeiter- 
partei gegründet wurde. Sowohl die „Arbeiter 
bildungsvereine“ als auch ein Teil der Mitglieder 
des „Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins“ traten 
zu der neuen Partei über. Der Eiſenacher 
Kongreß empfahl die weitere Gründung von 
„Internationalen Gewerksgenoſſenſchaften“. In⸗ 
folge der Mißſtimmung gegen Schweitzer neigten 
auch viele ſeiner „Arbeiterſchaften“ mehr und mehr 
dieſer „Eiſenacher Richtung“ zu. Eine Umſchichtung 
kündigte ſich an. Da verſuchte Schweitzer, für ſich 
zu retten, was nicht mehr zu retten war. Ohne 
Rückſicht auf die gewerkſchaftlichen Intereſſen der 
Arbeiter zerſchlug er deren berufliche Gliederungen, 
die „Arbeiterſchaften“, die er ſelbſt gegründet hatte. 
Er verſuchte, die Arbeiter ganz in die Gewalt feiner 
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politiſchen Organiſation, des „Allgemeinen Deut⸗ 
ſchen Arbeitervereins“ zu bringen, indem er von 
den Mitgliedern des neuen „Allgemeinen 


Deutſchen Arbeiterunterſtützungsbun⸗ 
des“ — in den er die „Arbeiterſchaften“ über⸗ 
führte — die ausdrückliche Anerkennung deſſen 


politiſcher Richtlinien forderte. Doch alle Winkel⸗ 
züge waren umſonſt. Der Arbeiterunterſtützungs⸗ 
bund ging ein, der Arbeiterverein verlor an 
Bedeutung; im März 1871 trat Schweitzer von 
allen Amtern zurück. ee: | 


Der erſte große Verſuch, den deutſchen Arbeiter 
auf berufsſtändiſcher Grundlage zentral zu organi⸗ 
ſieren, war an der Charakterloſigkeit derer 
geſcheitert, die ſich der deutſche Arbeiter als Führer 
wählte. Die Hoffnung der enttäuſchten Arbeiter 
wendete ſich wieder lokalen Einzelvereinen zu, oder 
aber der anderen Gewerkſchaftsrichtung. 

— 


Auf dieſem anderen Flügel der Gewerkſchaften 
unternahm damals der Tiſchler Pork den Verſuch, 


die „Internationalen Gewerksgenoſſenſchaften“ aus 


dem Streit der politiſchen Richtungen (Laſſalleaner 
und Eiſenacher) herauszulöſen und ihre partei⸗ 
politiſche Neutralität durch Gründung einer 
„Gewerkſchaftsunion“ zu ſichern. Alle Kreiſe, 
die parteipolitiſch dachten, ſprachen ſich natürlich 
gegen dieſen Plan aus, die Gewerkſchaften ſelbſt 
aber waren unumwunden dafür! Auguſt Bebel 
bejahte ſcheinheilig den Plan, ſicherte aber der 
Sozialdemokratiſchen Arbeiterpartei die politiſche 
Kontrolle des neuen Gewerkſchaftsblattes. Die 
Gründung der Union gelang im Juni 1874 in 
Magdeburg. Sie wurde die oberſte Spitze der 
„Internationalen Gewerksgenoſſenſchaf⸗ 
ten“ und damit die Vorläuferin der ſpäteren 
„Generalkommiſſion der deutſchen Ge⸗ 
werkſchaften“. 


Inzwiſchen gewann der Gedanke einer Ver⸗ 
einigung zwiſchen Laſſalleanern und Eiſenachern, 


alſo zwiſchen den politiſchen Gebilden, Boden. Am 


25. Mai 1875, auf dem Gothaer Kongreß, 
erfolgte ihr Zuſammenſchluß. Damit war der 
Marxismus in Deutſchland politiſch und organi⸗ 
ſatoriſch geeinigt. Dieſem Zuſammenſchluß 


folgte am 28. Mai in gefährlich enger 


Nachbarſchaft mit dem Marxismus auch 
die Verſchmelzung der beiden Gewerk⸗ 


ſchaftsgruppen. 
— 


Die geeinten Gewerkſchaftsverbände entwickelten 
ſich gut, bis alle weiteren Hoffnungen plötzlich zu⸗ 
nichte wurden durch ein Ereignis, das die Gewerk⸗ 
ſchaften weder gewollt noch verſchuldet hatten: die 
Mordverſuche an dem alten Kaiſer Wilhelm I. 
Das darauf folgende „Geſetz gegen die gemein⸗ 


596 


gefährlichen Beſtrebungen der Sozial⸗ 
demokratie“ vom 19. Oktober 1878 zerſchlug 
auch die Gewerkſchaften. Die „Sozialiſtenverfol⸗ 
gung“ begann. Faſt alle Verbände verfielen der 
Auflöſung. 5 | 2 


Nach einer aus dieſem Jahre ſtammenden Sta⸗ 


Gewerkſchaft 


Arbeitsleute, Bund d. Deutſchen 
Berg⸗ und Hüttenarbeiter, Ver⸗ 

band ſächſiſcher r 
Bildhauer⸗Gewerkſchaft 


Zwickau 
[Hamburg 


Buchdrucker, Verband Deutſcher Leipzig 325 
Buchbinder und verwandte Ge⸗ 
ſchäftszweige n Leipzig 1000 | 50 
Böttcher, Bund der Deutſchen. Leipzig 500 11 
Gold⸗ und Silberarbeiter und 
verwandte Berufe, Gewerk⸗ 
verein der „ 2 2 „ u...» Schw.⸗ 
Gmünd 800 | 9 
Glasarbeiter, Bund d. Deutihen Löbtau 700 34 
Harzburger Arbeiter ⸗Gewerk⸗ | 
ſchaft . y. Bündheim 220 | 7 
Korbmacher⸗Bund von Ham⸗ 
burg, Altona, Ottenſen . [Hamburg] 75 3 
Maler, Lackierer und Vergolder, | 
Verband der Deutſchen ... [Leipzig 300 10 
Maler und Lackierer, Verein der [Hamburg] 250 1 
Manufaktur⸗ u. Handarbeiter 
beiderlei Geſchlechts, Gewerk⸗ 9 1 
ſchaft der 2 6 „ „ „ „ „ „6 „„„„ 2 2 „ „ Crimmit⸗ * ; 
ſchau 1250 32 
Maurer und Steinhauer, Bund | | 
der Deutihen „.-o.0n sc... Hamburg 2500 | 33 
Metallarbeiter » Gew, ⸗Ge⸗ 
noſſenſchafft I. 
4000 100 
Sandbagger⸗ Verein 2001 1 
Sattler und Berufsg., Verein 
err 260 | 10 
Schmiede, Verband Deuticher . 6001 6 
Senefelder⸗Bund (Lithogr. u. 
Steindrucker h —— 600 | 21 
Steinmetze⸗ u. Bildhauer⸗Fach⸗ 
verein München 200 1 
Schloſſer, Fachverein München. 80 1 
Schuhmacher u. verw. Gew., | 
Gewerkſchaft der 3585 I 94 
Schneider-Berein, Allgemeiner | 
Deulier .......» F 2800 | 75 
Schiffszimmerer⸗Verein, All⸗ 
gemeiner Deutſcher 3000 J 16 
Stellmadher-Berein........... 350 1 15 
Tabakarbeiter, Verein Deutſcher 8100 120 
Tapezierer und Fachgenoſſen, 
Berband der 650 I 20 
Tiſchler und verwandte Be⸗ 
rufsgen., Bund den 
5100 | 96 
Töpfer und Berufsgen., Verein 
ro ei 500 | 12 
Zimmerer⸗Gewerk, Deutſches. 3300 | 88 
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Vom Sozialiſtengeſetz bis 1933 


Nach 12 Jahren — 1890 — kam das 
Sozialiſtengeſetz zu Fall. Die Arbeit, inzwiſchen 
heimlich und getarnt fortgeführt, konnte wieder 
offen und frei aufgenommen werden. Mit rund 
121 000 Mitgliedern traten die Gewerkſchaften in 
dieſen neuen Zeitabſchnitt, der ihnen bedeutſame 
Kämpfe und Entſcheidungen brachte. Selbſtbewußt 
und ſtark nahmen ſie im Mai 1890 wegen der 
Ausſperrung der Hamburger Arbeiter den Kampf 
gegen die Unternehmer auf. Aus den Notwendig⸗ 
keiten dieſes monatelangen harten Kampfes entſtand 
— ausgehend von der Initiative der Vertrauens⸗ 
männer der Metallarbeitergewerkſchaft — ein 
feſterer organiſatoriſcher Zuſammenſchluß der 
Einzelverbände, die „Generalkommiſſion der 
Gewerkſchaften Deutſchlands“. Damit 
war ein Organ der Gewerkſchafts⸗ 
bewegung geſchaffen, das für die Folge 
außerordentlich viel für die Ausbreitung 
der Verbände und die wirtſchaftliche und 
kulturelle Beſſerſtellung der Arbeiter 
getan hat. Aber je mehr ſich ihre Bedeutung 
hob, um ſo mehr wurde ſie auch zum Gegenſtand 
des Neides und des Mißtrauens der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei. 


In der Wahl von 1892 hatte die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei ihre Stimmenzahl beinahe 
verdoppelt, und dieſer Erfolg blendete mehr als 
die zähe und ſtille Kleinarbeit der Gewerkſchaften, 


obwohl er zu einem großen Teil gerade den 
Gewerkſchaften zu danken war. In der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei lehnte man auf 
Grund der marxiſtiſchen Entwicklungs- 
lehre die Gewerkſchaften theoretiſch ab. 
Man bezeichnete ſie ſogar als regelrechte Hinderniſſe 
zur Verwirklichung des Endzieles, weil ſie der 
„Verelendungstheorie“ praktiſch entgegenarbeiteten 
und dabei nicht fortzuleugnende Erfolge hatten. 


Auf dem Kölner Parteitag der Sozial⸗ 


demokratie 1893 platzten die Gegenſätze wuchtig 


und für jedermann ſichtbar aufeinander. Auf dieſem 
Parteitag wurde das Urteil über die Gewerkſchaften 
geſprochen. Es wurde eine Entſchließung angenom⸗ 
men, die zwar, wie üblich, die Notwendigkeit der 
Gewerkſchaften „anerkannte“, aber den Partei⸗ 
genoſſen ein abſolut rückhaltloſes Eintreten für die 
Gewerkſchaften verbot. Ein Antrag Legiens, den 
Parteigenoſſen den Eintritt in die Gewerkſchaften 
zur Pflicht zu machen, wurde abgelehnt. 


Hiermit war klar und deutlich die Wurzel des 
geiſtigen Kampfes bloßgelegt. Es ging nicht mehr 
um kleinliche Führerſtreitigkeiten, ſondern um die 
Frage: Orthodoxie im Sinne des reinen 
Marxismus oder praktiſche Arbeit zur 
Überwindung der täglichen Not. Die 
Sozialdemokratie entſchied ſich eindeutig für das 
erſtere, mußte aber notgedrungen die Gewerkſchaf⸗ 
ten in Kauf nehmen und verſuchte deshalb weiter, 
die Verbände unter ihre Obhut zu bekommen und 
ſie mit marxiſtiſchem Geiſt zu erfüllen. 
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Nach einer vorübergehenden Wirtſchaftsdepreſſion 


Anfang der neunziger Jahre ſetzte auch für die 


Gewerkſchaften ein neuer Aufſtieg ein. Die 
„Generalkommiſſion“ begann in zäher Arbeit 
ſchrittweiſe die innere Organiſation zu befeſtigen 
und auszubauen. Man ſtellte beſoldete Kräfte an 
und ſchuf ſich Gewerkſchaftshäuſer. Die emſige 
Arbeit bleibt nicht ohne Eindruck auf die Außen⸗ 
welt. Die Arbeiterſchaft bekam neues Zutrauen 
und erklärte in zunehmendem Maße ihren Beitritt. 


Von 237094 Mitgliedern des Jahres 
1892 ſtieg die Bewegung bis 1896 auf 
329 230 Mitglieder und 71 Verbände. 
Die Gewerkſchaften wuchſen langſam in 
das geſamte ſoziale Leben des damaligen 
Staates hinein, ſie nahmen praktiſchen 
Anteil an der Löſung der ſtrittigen 
Probleme des Tages und erzogen ihre 
Mitglieder nicht im entfernteſten zu dem 
aufſäſſigen Geiſt gegen Staat und 


Wirtſchaft, wie es die blindwütige 


Sozialdemokratie tat. 


Als die Gewerkſchaften dazu übergingen, durch 
Tarifverträge 


mit den Unternehmern den Arbeitsfrieden für 
größere Zeiträume zu ſichern und die Reibungs⸗ 
möglichkeiten zu vermindern, wurde das Mißtrauen 
der Sozialdemokratie ſtärker denn je. 


Die Mitglied erbewegung 


und die Geldlage erreichten vom J. Gewerkſchafts⸗ 
kongreß (1899) bis zum 5. Kölner Kongreß (1905) 
folgenden Stand: | . | 


3 „1 7 Ein⸗ Aus⸗ 

35] Mitglieder 

JahrſS z 8 nahmen | gaben 
S linsgeſamt] weibl. RM. RM. 


1899 55] 580 47319 280 7687 154] 64508760 5577547 
1900| 58] 68042722 844 9454075] 8088021] 7745902 
1901] 57] 677510|23699| 9722720| 8967 168) 8798 333 
60| 733 20628 218011097744/10005 528010253 559 
1903] 63] 887 6980 40 666016419 991/13 724 33612973 726 
1904 63 1052 108] 48 60420 19063017 738 756/16 109903 

1905 64 11 344 80374 411027 812 257025 024 234019 635 850 


Ver⸗ 


Damit war die Mitgliederzahl der Sozialdemo⸗ 
kratie längſt über flügelt. 


Im gleichen Maße, in dem die Gewerkſchaften 
ſich in der Richtung ſachlicher und fruchtbringender 
Arbeit entwickelten, gewann in der Sozialdemo⸗ 
kratie eine radikale Strömung die Oberhand. Der 
Konflikt zwiſchen beiden Organiſationen trieb zum 
Höhepunkt. Die radikale Sozialdemokratie predigte 
neuerdings den von der Jüdin Roſa Luxemburg 
aus Rußland importierten Gedanken des 
politiſchen Maſſenſtreiks und wollte den 
Gewerkſchaften die alleinige Laſt für die Opfer der 
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politiſchen Maifeier⸗Demonſtrationen aufbürden. 
Selbſtbewußt und faſt einmütig beſchloß daraufhin 
der Gewerkſchaftskongreß in Köln (1905): „Der 


Kongreß hält alle Verſuche, durch die 


Propagierung des politiſchen Maſſen⸗ 
ſtreiks eine beſtimmte Taktik feſtlegen 
zu wollen, für verwerflich; er empfiehlt 
der organiſierten Arbeiterſchaft, ſolchen 
Verſuchen energiſch entgegenzutreten.“ 


So entbrannte aus dem inneren Gegenſatz die 
offene Fehde. Die Sozialdemokratie verſtand es 
jedoch, die ſtarken Regungen der Selbſtherrlichkeit 
der Gewerkſchaften bald zu unterdücken. Auf dem 
Mannheimer Parteitag der Sozialdemokratie 
(1906) wurden die Gewerkſchafts führer zu einem 
„Abkommen“ getrieben, das wohl formell die 
Gleichberechtigung der Gewerkſchaften anerkannte, 


aber in Wirklichkeit deren Gleichſchaltung mit der 


Sozialdemokratie bedeutete. Immer ſeltener wurden 
die Fälle, in denen ſich einzelne Gewerkſchaftsführer 
auflehnten gegen die Politiſierung und gegen die 
Theoretiker des Marxismus, und immer zuver⸗ 


läſſiger funktionierte das marxiſtiſche Strafgericht 


gegen die „Ketzer“. 5 


So blieb es ohne nennenswerte Anderungen bis 
1914. Als Abſchluß dieſes zweiten Geſchichts⸗ 
abſchnittes der „freien“ Gewerkſchaftsbewegung 
diene folgende Überſicht der letzten neun Jahre, die 
ihren ſtetigen Aufſtieg klar veranſchaulicht: 


Mit⸗ 
Jahr glieder ⸗ ſchuß 
ſtärke RM. 


41 602 939 | 36 963 413 | 25 312 634 
51 397 784 | 43 122 519 | 33 242 545 
1 48 544 396 | 42 057 516 | 40 839 791 
50 529 114 | 46 264 031 | 43 480 932 
64 372 190 | 57 926 566 | 52 575 505 
2339 785 172086 957 60 025 080 | 62 105 821 
2553 162 |80375 597 | 61 238 421 | 80 833 168 
1913 |2573 718 82 176 747 | 75036 306 | 88 110 855 
1914 |2075 759* | 71033 156 79 709 641 | 81 457 712 


* Mobilmachung. 


Die Gewerkſchaſten während des Weltkrieg es 


Als das deutſche Volk 1914 zum Schickſals⸗ 
kampf aufgerufen wurde, erklärte die „General⸗ 
kommiſſion“ unverzüglich ihre Bereitwilligkeit, 
die Gewerkſchaften in den Dienſt des Vaterlandes 
zu ſtellen. Es gab bei ihr kein Schwanken wie bei 
der Leitung der Sozialdemokratie, die erſt drei 
Tage ſpäter unter dem Druck der aufgeſtandenen 
Nation und nicht zuletzt durch die ſpontane Gewerk⸗ 
ſchaftsentſcheidung ihre eigene Entſcheidung traf. 
Auch während der ganzen Kriegsdauer ſtanden die 
Gewerkſchaften in enger Zuſammenarbeit mit den 
ſtaatlichen Behörden treu zu ihrem Volk. Sie 


1 689 709 
1865 506 
1831 731 
1832 667 
2017 298 


1906 
1907 
1908 
1909 
1910 
1911 
1912 
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waren an der marxiſtiſchen Zerſetzung der Front 


und der Heimat unbeteiligt, im Gegenteil, die Zer⸗ 


ſetzungsarbeit der radikalen Marxiſten richtete ſich 
daher ſogar gegen die Gewerkſchaften. Der ſozial⸗ 
demokratiſche Jude Dr. Herzfeld gab 1917 
die Loſung heraus: 

„Gegen die Gewerkſchaftsinſtanzen iſt 
innerhalb der Gewerkſchaften vorzu⸗ 
gehen durch Gewinnung der Leitungen, 
ebenſo gegen die ſozialpatriotiſche Hal⸗ 
tung der Gewerkſchaftspreſſe“, ferner 
„ſyſtematiſcher Kampf gegen die Politik 
der Gewerkſchaftsinſtanzen innerhalb 
der Gewerkſchaften. Zu dieſem Zwecke 
Organiſierung der auf ſeiten der Oppo⸗ 
ſition ſtehenden Gewerkſchaftsmitglieder 
und Schaffung eines ſpeziellen Gewerk⸗ 
ſchaftsorgans“. 

Die „Generalkommiſſion“ ging zwar gegen ſolche 


Zerſetzungsverſuche vor, aber gleichwohl be» 


ginnt hier ihre ſchwere geſchichtliche 
Schuld, zwiſchen deutſchen Gewerkſchaf⸗ 
ten und dem internationalen Marxismus 
auch jetzt noch nicht den klaren Trennungs⸗ 
ſtrich gezogen zu haben. Das wäre der Augen⸗ 
blick geweſen, die Gewerkſchaften wieder vom 
Marxismus zu befreien. Denn der Traum einer 
„Gewerkſchafts⸗Internationale“ war zerflattert, die 
Solidarität des internationalen Proletariats hatte 
ſich als ein rieſiger Schwindel herausgeſtellt. Als 
der Führer der deutſchen freien Gewerkſchaften, 
Karl Legien, der zugleich Sekretär des „Inter⸗ 
nationalen Gewerkſchaftsbundes“ war, im 
Oktober 1916 bei den ausländiſchen Genoſſen einen 
internationalen Kongreß in Bern zwecks Friedens⸗ 
bemühungen vorſchlug, lehnten die „ eee und 
Engländer ſchroff ab. 
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Die Revolte vom 9. govember 1918 


leitete den letzten, den unrühmlichſten Abſchnitt 
der Gewerkſchaftsgeſchichte ein. An der Revolte 
ſelbſt zwar nicht unmittelbar beteiligt, ketteten nach 
deren Gelingen die Gewerkſchaften ihr eigenes 
Schickſal ganz an den Marxismus. Jetzt gab es 


bei ihren Führern keine Unterſchiede in der Ge⸗ 


ſinnung mehr, wie zu den Zeiten des Kölner 
Kongreſſes; marxiſtiſcher Geiſt beherſchte Partei 
und Gewerkſchaften in gleicher Weiſe, ausſchließ⸗ 
lich und allein beſtimmte jetzt der Jude! 


Am 13. Februar 1919 bildete ſich das erſte 
Reichskabinett der Republik. In ihm ſaßen zwei 
Gewerkſchaftler, Wiſſel und Schmidt, neben 
fünf anderen Sozialdemokraten; an der Spitze 
ſtand Ebert. Somit beſaßen Sozialdemokratie 
und Gewerkſchaften damals die ausreichende Macht, 
die dem deutſchen Arbeiter und dem deutſchen Volke 
gemachten Verſprechungen einzulöſen oder wenig⸗ 


ſtens die Einlöſung ernſthaft in Angriff zu nehmen. 


Die Bahn für die Verwirklichung der verworrenen 
Ideen der marxiſtiſchen Theoretiker war frei. Aber 
ſchon an der erſten Aufgabe und am . * 
ſprechen verſagten ſie. 


Die Gewerkſchaftsführer haben ſeit 1918 jede 
ſozialdemokratiſche Politik unterſtützt, gefördert und 
gebilligt. Sie folgten der Sozialdemokratie 
von der Unterzeichnung des Verſailler 
Diktats über die Annahme des Londoner 
Ultimatums bis zu den Dawes⸗ und 
Poung⸗Geſetzen und der Unterſtützung der 
Notverordnungspolitik Brünings. So 
wurden ſie mitſchuldig an der Ver⸗ 
ſklavung und Verelendung des Volkes, 
die in erſter Linie den Arbeiter traf. — 
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Immer enger wurde das Verhältnis zwiſchen 
Gewerkſchaften und Sozialdemokratiſcher Partei. 
Eine Organiſation benutzte die andere als Stütze 
in dem ſich durch Mitgliederſchwund ankündigenden 
Zerfall. Durch öffentliche Aufrufe und Hergabe 
von Wahlgeldern leiſteten die Gewerkſchaften der 
SPD. Wahlhilfe. Den Gipfel aber erreichte dieſer 
Mißbrauch des deutſchen Arbeiters und ſeiner 
Selbſthilfeorganiſationen, als die Gewerkſchaften 
in die „Eiſerne Front“, die berüchtigte mar⸗ 
riſtiſche Kampforganiſation gegen den National⸗ 
ſozialismus, eingegliedert wurden. 

Der freigewerkſchaftlich organiſierte Arbeiter 
ſelbſt aber äußerte unmißverſtändlich ſeine Anſicht 
über die Geſinnungsloſigkeit ſeiner Führer: Von 
7 751589 im Jahre 1922 ſank die Mit⸗ 
glieder zahl auf 4134902 im Jahre 1931 
und auf rund 3360 000 im April 1933. — 


— 


Ruhmlos war das Ende der Gewerkſchaften: 
Sie hatten ſich dem Marxismus verſchrieben und 
ſtarben mit ihm! Am 2. Mai 1933 beſetzte die 
NSDAP. ihre Verwaltungsſtellen und ſtellte die 
Reſte ihres Vermögens ſicher. Sie hörten praktiſch 
zu beſtehen auf, als ihre Mitglieder in die 
Deutſche Arbeitsfront übergeführt wurden. — 


us 


Die Zahlen der Arbeitsftreitigfeiten in Groß⸗ 
britannien und Nordirland ſtiegen im Jahre 
1935 auf 553 (1934: 471). Mit 271000 beteilig⸗ 
ten Arbeitsnehmern (1934: die Hälfte) find 1,96 
(1934: 0,96) Millionen Arbeitstage verloren ge⸗ 
gangen. Im Freiſtaat Irland iſt der Streikverluſt 
auf 288000 (1934: 180000) Tage geſtiegen. In 
der Tſchechoſlowakei verloren etwa 40000 
(1934: 38500) ſtreikende Arbeitnehmer insgeſamt 
490000 (1934: 264 500) Arbeitstage. In Hol⸗ 
land ſtieg bei unveränderten 152 Arbeitsſtreitig⸗ 
keiten die Zahl der beteiligten Arbeitnehmer auf 
12900 (1934: 6200) mit einem Arbeitsverluſt von 
262400 (1934: 114 200). Ungarn zeigt eine 
Steigerung der verlorenen Arbeitstage auf 111000 
(1934: 92000) Tage, woran bei gleichbleibender 


Zahl der Arbeitsſtreitigkeiten 16700 (1934: 


12800) Arbeiter beteiligt waren. In Auſtra⸗ 
lien betrug der Arbeitsverluſt 497000 (1934: 
370000) und in Südafrika 52000 (1934: 
2 u. 

Den größten Arbeitsverluſt hatten die Ver⸗ 
einigten Staaten, wo zwar die Zahl der 
Arbeitsſtreitigkeiten von 1856 auf 2014 ſtieg, aber 
die Zahl der Streikenden von 1,47 Millionen auf 
1,12 Millionen und der Verluſt von 19,59 auf 


15,46 Millionen Arbeitstage zurückging. Am 


ſtärkſten iſt der Arbeitsverluſt in Belgien zurück⸗ 
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Die urſprüsglichen Gedanken aber, aus denen 
die Gewerkſchaften einſt entſtanden waren, der 
Kampf des ehrlichen deutſchen Arbeiters um Schutz 
ſeiner Arbeit, um Anerkennung ſeines Wertes und 
um ſeine ſoziale Ehre finden erſt unter dem 
Nationalſozialismus ihre Erfüllung. In einem 
Umfange und in einer Art, die kein Gewerkſchaftler 
je zu träumen gewagt, verwirklicht Adolf Hitler im 
Dritten Reich den Gedanken der ſozialen Gerech⸗ 
tigkeit. Er entriß den Arbeiter der Prole» 
tariſierung, gab ihm ſeine Ehre und ſein 
Vaterland wieder, aber er zwang ihn zu⸗ 
gleich, den Klaſſenkampfgedanken zu 
begraben und verpflichtete ihn für den 
Gedanken der Betriebsgemeinſchaft, der 
Leiſtungsgemeinſchaft und der Volks- 
gemeinſchaft. 

Der Nationalſozialismus überwand nicht nur 
den Klaſſenkampfgedanken, ſondern neugeſtaltend 
und neuſchöpferiſch brachte er dem Arbeiter die 
Organiſation, in welcher er mit allen anderen 
ſchaffenden Deutſchen gemeinſam ſozialpolitiſch 
betreut wird: die Deutſche Arbeitsfront. Nicht 
mehr im Kampf gegen eine Klaſſe 
wird die Beſſerung ſeiner Lage erſtrebt, 
werden die Kräfte gegenſeitig verzehrt, 
ſondern die Volksgemeinſchaft ringt 
gemeinſam um eine beſſere Zukunftaller. 


gegangen, wo 0,62 Millionen (1934: 2,44 Mil⸗ 


lionen) Arbeitstage verloren gingen, obwohl die Zahl 


der Arbeitsſtreitigkeiten von 79 auf 150 und die⸗ 
jenige der beteiligten Arbeitnehmer von 36500 auf 
104000 geſtiegen iſt. Dänemark zeigt einen 
Rückgang mit einem Verluſt von 14000 (1934: 
146000) Arbeitstagen. Finnland hat ſich ge⸗ 
beſſert mit einem Arbeitsverluſt von 60 800 (1934: 
89 700) Arbeitstagen, ebenſo wie Norwegen, wo 
insgeſamt 235000 (1934: 364 200) Arbeitstage 
verloren gingen. Die Schweiz hat einen Verluſt 
von 15 143 (1934: 33 300) Arbeitstagen. Polen 
hat mit 957 (1934: 1186) Arbeitsſtreitigkeiten mit 
insgeſamt 448 000 (1934: 373000) Streikenden 
1,96 (1934: 2,41) Millionen Arbeitstage verloren. 
In Indien gingen 0,97 (1934: 4,78) Millionen 
und in Ka na da 288 700 (1934: 574 500) Arbeits- 
tage verloren. rn 

Dieſe Überficht, in der einige Länder nicht ent⸗ 
halten ſind, ergibt einen Verluſt von 24 Millionen 
Geſamtſtreiktagen im Jahre 1935. Es fehlen 
Frankreich, das 1930 7,21 Millionen Streik⸗ 
tage verlor; Spanien, das 1934 11,10 Mil⸗ 
lionen Streiktage aufwies, ſowie einige andere 
europäiſche Länder wie Bulgarien, Rumänien, 
Schweden uſw. 

Man kann den Geſamtverluſt des Jahres 


1935 auf 49-50 Millionen Arbeitstage ſchätzen. 
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Feierabend 


ben: 


Aufn.: Presseamt DAF. Wies ebech und Wolf 


W ir haben aus den oͤeut⸗ 


ſchen Betrieben Burgen des 
Gemeinſchaftslebens gemacht. 
Unfere Werkſcharen find die 
Turmwächter oͤieſer Burgen. 
Sie find eine glaubensſtarke 
Truppe, die dem Führer und 
feiner Idee blind ergeben ift. 
Dr. Ley 


Die junge Garde der Betriebsgemeinſt 


Aufn.: Wiesebach, Berlin 


— 


Deutſcher Sozialismus 


DR. ANTON RIEDLER 


in Wort und Tat 


Gueerſchnitt oͤurch das Wirken des Reichsleiters der DAS. 


Im April 1933 bekam der Reichsorganiſations⸗ 
leiter, Pg. Dr. Ley, vom Führer den Auftrag, 
die beſtehenden Gewerkſchaften zu übernehmen; drei 


Tage vor dem 1. Mai befahl der Führer, die 


Aktion im unmittelbaren Anſchluß an die erſtmalige 
Feier des „Tages der nationalen Arbeit“ durch⸗ 
zuführen. Dr. Ley hatte alles vorbereitet, die Aus⸗ 
führung ſetzte ſchlagartig ein und war vom größten 
Erfolg gekrönt. Das „Aktionskomitee zum 
Schutze der deutſchen Arbeit“ unter Führung 
des Reichsorganiſationsleiters übernahm die alten 
morſchen Gewerkſchaften. Es koſtete viel Mühe, 
ſich die alten Gewerkſchaftsbonzen vom Hals zu 
halten; Dr. Ley erzählt davon: „Als ich die 
Gewerkſchaften übernahm, konnte ich 
kaum ſchnell genug die Erklärungen an⸗ 
nehmen, die die einzelnen Vorſitzenden 
dieſer Gewerkſchaften überbrachten. Sie 
hatten ſchon alles längſt kommen ſehen. 
Sie waren froh, die Verantwortung los 
su fein und nahmen natürlich an, daß fie 
irgendwo wieder verwendet würden.“ 
Aber auch die Gegenſpieler des Klaſſenkampfes von 
der anderen Seite hatten ihr Herz entdeckt und 
boten ihre Dienſte an. 


Anläßlich des 1. Kongreſſes der deutſchen Arbeit, 
am 10. Mai 1933, wurde unter der Schirmherr⸗ 
ſchaft des Führers die „Deutſche Arbeits— 
front“ gegründet. Am 24. Oktober 1934 erließ 
der Führer und Reichskanzler die grundlegende 
Verordnung über Weſen und Ziel der Deutſchen 
Arbeitsfront, welche in § 4 u. a. beſtimmt: „Die 
Führung der Deutſchen Arbeitsfront hat 
die NSDAP. Der Reichsorganiſations⸗ 
leiter der NSDAP. führt die Deutſche 
Arbeitsfront. Er wird vom Führer und 
Reichskanzler ernannt.“ 


Dr. Ley ſteht als Reichsorganiſationsleiter der 


- NSOAP. im Auftrage des Führers ſeit vier 


Jahren an der Spitze der Arbeitsfront. „Meine 
Aufgabe als Organiſationsleiter der Partei oder 
als Leiter der Deutſchen Arbeitsfront war eine 
völlig einheitliche Aufgabe“, ſagt Dr. Ley, „in 
allem was ich tat, handelte ich als Dr» 
ganiſationsleiter der Partei.“ Er hat die 
Deutſche Arbeitsfront von Grund auf aufgebaut 
und damit gleichzeitig das neue deutſche Arbeits- 


4) 


und Wirtſchaftsleben mit eiſerner Fauſt mitgeformt 
und geſtaltet. 


Dr. Leys Reden während der erſten vier Jahre 
ſeiner aufbauenden Tätigkeit, die er anläßlich be⸗ 
deutſamer Ereigniſſe hielt, liegen heute in drei 
Bänden vor uns; der letzte mit dem Titel „Wir 
alle helfen dem Führer“ iſt erſt vor kurzem 
erſchienen. Schon eine kleine Auswahl einiger 
Sätze kann zeigen, wie Dr. Ley ſtets richtung⸗ 
gebend und wegweiſend vorangeht und daß ſeine 
Worte nicht nur Ideen bleiben, ſondern Taten 
werden. 

Verfolgen wir die große ſozialiſtiſche Linie, die 
er bisher die Deutſche Arbeitsfront geführt hat, 
dann können wir auch den Weg abſchätzen, den er 
in Verfolg dieſer Grundſätze die nächſten vier 
Jahre vorangehen wird. 

In ſeiner einfachen klaren Sprache, die jeder 
Volksgenoſſe verſtehen muß, fällt Dr. Ley die 
weltanſchauliche Grundentſcheidung des National- 
ſozialismus über 


das Weſen der Arbeit: 


„In der Vergangenheit, im liberaliſtiſchen Zeit— 
alter und in der Abwandlung des Marxismus, war 
die Arbeit eine Ware. Der eine verkaufte dieſe 
Ware und der andere handelte und kaufte ſie. Der 
Arbeiter verkaufte ſie und der Unternehmer kaufte 
ſie. So war dieſe Arbeit ein Handelsobjekt, das 
man ſogar an der Börſe handeln konnte. Denn 
die Aktien der Unternehmer ſtiegen oder fielen, je 
nachdem, wieviel wert dieſer Begriff Arbeit war .. 
In dieſer Tatſache (der Auffaſſung der Arbeit als 
Ware) ſehen wir eines der Grundübel der ver— 
gangenen Zeit. Wir erklären, daß daraus der Be— 
griff des Knechtes, des Proletariers, des Sklaven 
kommen mußte. Wenn die Arbeit Ware wäre, 
müßten ſich ſelbſtverſtändlich Arbeiter und Unter- 
nehmer als feindliche Parteien gegenüberſtehen. 
Dann wären die Gewerkſchaften richtig und die 
Unternehmerverbände, die Arbeitgeberverbände, am 
Platz geweſen. Wenn das richtig iſt, daß die Ar- 
beit eine Ware iſt, deren ich mich entledigen kann, 
dann war das alles richtig, was vor uns war. 
Dann iſt unſer Wollen falſch.“ 


Dieſer nationalſozialiſtiſchen Erkenntnis ent- 
ſprechend werden heute die Arbeitsbedingungen nicht 
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mehr von Gewerkſchaftsſekretären und Unter⸗ 


nehmervertretern ausgehandelt — wobei die Ar⸗ 


beitsbedingungen immer zugunſten jener Partei aus⸗ 


fielen, die gegebenenfalls den Streik bzw. die Aus⸗ 


ſperrung am längſten ertragen konnte —, ſondern 
von den Treuhändern der Arbeit als den 


ſozialpolitiſchen Beauftragten der Reichsregierung 


nach Beratung durch die neugegründeten Arbeits⸗ 
ausſchüſſe feſtgelegt. Die Gemeinſchafts⸗ 
ordnung iſt damit an die Stelle des ausgehandel⸗ 
ten Vertrages beziehungsweiſe an die Stelle der 
Klaſſen⸗ und Intereſſentenherrſchaft ge⸗ 
treten. 

Aber auch das Verhältnis der gemeinſam im 
gewerblichen Betrieb und im Bauernhof arbeiten⸗ 
den Volksgenoſſen zueinander beurteilt Dr. Ley 
unter dem großen Geſichtswinkel der weltanſchau⸗ 
lichen Entſcheidunn g N 

„Ich lehne die Begriffsbildung von Knecht und 
Herr ab. Das aus dem Orient übernommene 
Patriarchentum kann im neuen Deutſchland 
keine Geltung haben. Knecht und Herr gibt es 
bei uns nicht! ..“ 

Anſtelle des überwundenen Herrſchaftsdenkens 
tritt das Gemeinſchaftsdenken, das nicht Herr und 
Knecht, ſondern Führer und Gefolgſchaft kennt. 
Das Geſetz zur Ordnung der nationalen 
Arbeit anerkennt deswegen den Unternehmer 
nicht mehr als „Herrn im Hauſe“, ſondern legt 
ihm die Verpflichtung auf, ſeiner Gefolgſchaft 


Führer zu ſein; d. h. er muß dazu erzogen werden, 


ſo zu leben, wie er ſelbſt will, daß ſeine Gefolg⸗ 
ſchaft leben ſoll. Dem Landarbeiter wird durch die 
Ausbildungsordnung des Reichsnährſtandes und die 
ihm damit gegebenen Möglichkeiten, ſelbſt Bauer 
zu werden, das Odium des Geknechteten genommen. 


Die gleiche Macht, welche das drientaliſche 


Patriarchenverhältnis nach Deutſchland gebracht 
hatte — der politiſche Katholizismus — hatte die 
Arbeit zur Strafe und Buße für eine angeblich 
geerbte Sünde gemacht und damit an dem gleichen 
Strang wie der jüdiſche Marxismus gezogen; 
darüber ſagt Dr. Ley: * 

„Die anderen predigten: tut Buße! und 
ihr Leben war erfüllt von Sünde und 
Schuld. Daraus erwuchs die Minder- 
wertigkeit und Sklaverei und Knecht⸗ 
ſchaft. Und immer wieder mußte ver⸗ 
geben werden, damit der Menſch weiter⸗ 
leben konnte. Sie predigten ſpießbürger⸗ 
liche Angſt, meckerten an allem und waren 
in allem zu feige und zu erbärmlich. Sie 
verneinten das Leben. Die Arbeit war 
ihnen eine Laſt.“ 

Dem ſtellt Dr. Ley die nationalſozialiſtiſche Auf⸗ 
faſſung von der Ehre der kämpferiſchen Arbeit 
gegenül err 

„Arbeit heißt Kampf mit der Materie, 
mit den Energien der Welt und Werte 


2 


ſchaffen, ſchöpferiſch tätig ſein dürfen, 
Ideen verwirklichen, mit aufbauen: das 
alles iſt letzten Endes der Sinn des 
Daſeins!“ 


Erſt aus dieſer ehrenhaften Arbeitsauffaſſung 
iſt die Idee eines Arbeitsdienſtes denkbar, den 
der Nationalſozialismus geſchaffen hat, iſt die Ein⸗ 
richtung der Sozialen Ehrengerichtsbarkeit 
möglich, welche erſtmalig in der Welt vom neuen 
Deutſchland geformt wurde. Aus ihr ergibt ſich die 
Erkenntnis der Notwendigkeit jeder Arbeit und 
jedes Arbeitenden für den Aufbau und den Zu⸗ 
ſammenhalt der Volksgemeinſchaft: 


„Wir können auf keinen Deutſchen ver⸗ 


zichten, wenn Deutſchland wieder groß 


und mächtig werden ſoll. Wir wollen 
euch nicht bemitleiden, wir wollen aber 
auch nicht dulden, daß einer daher kommt 
und jammert: Ach, ihr armen Menſchen! 


Nein, nein, wir wollen alles tun um 


Deutſchland willen, wir wollen für euch 


Arbeit ſchaffen. Das könnt ihr von uns 


verlangen, von der Arbeitsfront, von der 
Partei und dem Staat, daß wir euch wie- 
der in Arbeit und Brot bringen.“ . 


Die Arbeitsbeſchaffung allein würde freilich 
nicht ausreichen, um die im Weimarer Staat ſo 
liebevoll gepflegte Kluft zwiſchen Unternehmer 
und Beſchäftigten zu beſeitigen; die zerſtörte 


Gerechtigkeit 


muß hergeſtellt werden und damit immer mehr das 
Arbeiterleid beſeitigt, von deſſen Exiſtenz allein 
der Marxismus und die politiſierende Kirche ihr 
Leben behaupteten. 

Die Gerechtigkeit im Arbeitsleben zu verwirk⸗ 
lichen iſt die ſchwierigſte Erziehungsaufgabe, die 
der Führer dem Reichsorganiſationsleiter geſtellt 
hat; ihre Durchführung und Vollendung kann nicht 
von heute auf morgen erwartet werden. Es muß 
vielmehr jeder Einzelne an ſeinem Platze mithelfen, 
und vor allem: ſelbſt gerecht ſein! Gerechtigkeit 
iſt die ſozialiſtiſche Eigenſchaft des 
Volks ganzen. 

„Unſer Sozialismus iſt kein Mitleid, um 
dem Einzelnen zu helfen, sondern unjer 
Sozialismus iſt Gerechtigkeit und Recht, 
iſt das, was dem Volke nützt. Und dem Volke 
nützt, was Deutschland ewig machen kann. 

Wir wollen nichts geſchenkt; der Arbeiter 
will nichts geſchenkt haben, wie kein deuf- 
ſcher Menſch etwas geſchenkt haben will!“ 


Dieſe Wahrheit verteidigt Dr. Ley gegen die 
kaltſchnäuzige Reaktion, die im liberalen Herr⸗ und 
Knecht⸗Denken befangen, alles als Kommunismus 
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und Marxismus bezeichnet, was ihren Geldbeutel 
berührt: „Wir find noch lange keine Marri⸗ 
ſten, weil wir fordern! Ein Marrift iſt 
der, der von der Gemeinſchaft mehr for— 
dert, als er gewillt iſt, der Gemeinſchaft 
zu geben.“ 


Jede Forderung dient aber nur wieder zum Auf- 
bau der Gemeinſchaft ſelbſt. Nur innerhalb dieſer 
Zielrichtung hat ſie Ausſicht auf Verwirklichung 
und muß verwirklicht werden, um der Gemein⸗ 
ſchaft willen. Für die berechtigte Forderung nach 
Arbeit, nach Schutz vor Not in Alter und Krank⸗ 
heit, nach einer ordentlichen Wohnung für die Fa⸗ 
milie, nach Teilnahme an den Kulturgütern der 
Nation gilt daher: 


„Alle dieſe Forderungen, das ſei ganz klar aus⸗ 
geſprochen, gehen nicht nur das Einzelweſen an, 
ſondern ſie werden aufgeſtellt im Intereſſe des 
Volkes, im Intereſſe der Nation, im Intereſſe 
Deutſchlands. Alles dies iſt notwendig, um 
Deutſchland zu erhalten. Wir ſtellen dieſe natür⸗ 
lichen, primitiven und einfachen Forderungen nicht 


etwa aus Mitleid auf, ſondern deshalb, weil fie 


Deutſchland nützen. — 


Wenn wir das Prinzip des Soldaten der Arbeit, 
des Beauftragten der Nation aufrichten, dann hat 
der Einzelne das Recht, von der Gemeinſchaft zu 
verlangen, daß ſie, wenn er in ſeiner Arbeit Not 
leidet, wenn er krank, invalide oder alt wird, für 
ihn ſorgt.“ 


Dennoch wird das 
Prinzip der Selbſtverantwortlichkeit 


aufrecht erhalten, weil es in der menſchlichen Natur 


begründet iſt und deſſen Verneinung zum Chaos 


führen müßte; es iſt aber auch klar, daß der Ein⸗ 
zelne als Genoſſe der Gemeinſchaft von dieſer ge⸗ 
ſchützt wird: „Wir können nicht nach marxiſti⸗ 
ſchem Vorbild Verſprechungen geben und 
den Menſchen erklären: wir nehmen dir 
deine Sorgen und Not ab — das iſt nicht 
möglich. Jeder Menſch muß mit feinen 
Sorgen ſelber fertig werden. Dieſer! 
Kampf, den jedes Weſen in ſeinem Leben 
beſtehen muß, iſt ein ununterbrochener 
Kampf und wird nur beftanden, wenn die⸗ 
ſem Einzelweſen die Gemeinſchaft hilft.“ 


Die nach den Grundſätzen der Gerechtigkeit auf⸗ 
gebaute Gemeinſchaft umfaßt alle Bereiche des 
volksgenöſſiſchen Lebens; ſie kann nicht an der 
Frage vorbeigehen, ob die materiellen Güter des 
Volkes richtig verteilt werden: „Es geht nicht an, 
daß man von einem Teil Opfer verlangt, 
während der andere Teil große Dividen- 
den ausſchüttet, und ebenſowenig geht 


es an, daß man aus Schwäche und Feigheit 


den Lohnforderungen immer wieder nach- 
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gibt und ſchließlich die Exiſtenz des Be⸗ 


triebes gefährdet.“ 


Vor dieſer Gefahr, die zur Zeit der Gewerk— 
ſchaften beſtand, wird die Volksgemeinſchaft durch 
die Treuhänder der Arbeit bewahrt; eine ungerecht: 
fertigte Gewinnverteilung auf Koſten der Arbeits- 
löhne zu verhindern, wird in Zukunft Aufgabe der 
Ehrengerichte ſein müſſen. Einen wichtigen 
Schritt zur Herſtellung der ſozialen Gerechtigkeit 
geht 

das neue Aktiengeſetz, 


welches beſtimmt, daß die Gewinnbeteiligung der 
Vorſtandsmitglieder der Aktiengeſellſchaften in 
einem angemeſſenen Verhältnis zu den Aufwen⸗ 
dungen zugunſten der Gefolgſchaft oder von Einrich⸗ 
tungen, die dem gemeinen Wohle dienen, ſtehen 
müſſen. 225 5 7 
Nach ſozialiſtiſchen Grundſätzen wird aber ebenſo 
das Kulturleben geregelt werden: 
„Grundſatz muß ſein: Nicht der, der Geld 


hat und Beſitz ſein eigen nennt, hat ein 
Anrecht auf den Genuß unſerer Kultur, 
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fondern nur der, derein inneres Bedürfnis 


danach hat, ganz gleich, ob ihn das Schick— 
ſal mit irdiſchen Gütern geſegnet Bote 


„Kraft durch Freude“ füllt heute die deut⸗ 
ſchen Theater und Konzertſäle mit arbeitenden 
Menſchen, in den Bergen der Alpen und auf hoher 
See erholt ſich der deutſche Arbeiter von dem 
Kampf des Alltags. Mit Stolz kann Dr. Ley als 
Führer der Deutſchen Arbeitsfront ſagen: 


„Das endgültige Ziel lautet: Wir müſſen nach 
dem heutigen Stand der Bevölkerung Deutſchlands 
jährlich 14 Millionen Werktätige 12 14 Tage 
auf Erholungsreiſen ſchicken können. Die derzeitigen 
Verkehrs⸗ und Unterkunftsmöglichkeiten können 
dieſe Aufgaben in gar keiner Weiſe bewältigen. Sie 
ſind heute ſchon alle an der Grenze des Möglichen. 
Als wir das vor zwei Jahren prophezeiten, lachte 
man uns aus. Wir werden nunmehr ſofort mit 
dem Neubau von Unterkunftsgelegenheiten und 
Schiffen beginnen. In den nächſten drei 
Jahren wird die Deutſche Arbeitsfront 
für 100 Millionen Reichsmark bauen, 
und zwar ein Seebad auf der Inſel Rügen 
mit 20000 Betten und allen Einrichtun⸗ 
gen der Erholung und der Freude. Ferner 
ein 15 OOO-Tonnen-⸗Schiff für 1500 
Paſſagiere ohne Maſſenſchlafräume, fon- 
dern ſämtliche Kabinen für zwei oder vier 
Perſonen.“ | 


Inzwiſchen laufen die KdF.⸗Schiffe vom Stapel 
und ein Heer von Arbeitern ſchafft für alle Arbeits— 
genoſſen die geplanten Seebäder: 


„Dann wird es wahr werden, was der— 
einft die SPD. in ihren Flugblättern im 
Jahre 1905 dem Arbeiter verſprach: Ihr 
werdet dereinſt mal in die Welt fahren, 
ihr werdet auf eigenen Schiffen fahren, 
und durch die Lüfte fliegen! — Was der 
Marxismus verſprochen hat, wird der 
Nationalſozialismus in die Tat um— 
ſietzen 


Der Durchführung der Erholung dient der 
jährliche Urlaub, welcher heute ſchon in faſt allen 
Tarifordnungen verankert iſt. Gerade hier hat 
der Nationalſozialismus ein Unrecht der Spitem- 
zeit an den Arbeitern gutzumachen; alle roten 
und gelben und ſchwarzen Gewerkſchaften 
waren nicht imſtande, das Recht auf jähr- 
lichen Urlaub des arbeitenden Deutſchen 
durchzuſetzen. Der nationalſozialiſtiſche Staat 
wird den Urlaubsanſpruch geſetzlich verankern, auf 
ausdrücklichen Befehl des Führers, wie Dr. Ley feſt⸗ 
ftellte: „Der Führer war es, der auch hier, 
wie immer, richtunggebend war. Er ſagte: 
„Ich will, daß dem Arbeiter ein aus— 
reichender Urlaub gewährt wird und daß 
alles geſchieht, um ihm dieſen Urlaub 
ſowie ſeine übrige Freizeit zu einer 
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wahren Erholung werden zu laſſen. Ich 


wünſche das, weil ich ein nervenſtarkes 


Volk will, denn nur mit einem Volk, das 
ſeine Nerven behält, kann man wahrhaft 
große Politik machen.““ 


Nicht zuletzt kündigt Dr. Ley eine großzügige 
Reform der Sozialverſicherung nach dem 
Programm der NSDAP. an, die aus der gegen⸗ 
wärtigen Verſicherung eine im wahrſten Sinne 
ſozialiſtiſche Einrichtung der Gemeinſchaft der 
Schaffenden machen wird: 


„Dann müſſen wir ein weiteres in dieſer großen 
ſozialen Revolution bedenken: daß nicht ein Teil des 
Volkes die Soziallaſten zu tragen hat, ſondern daß 
alle verpflichtet ſind, unſer Volk geſund und wider⸗ 
ſtandsfähig zu erhalten. Man wird ſagen, die Be⸗ 
völkerungsſchichten, die heute von den Soziallaſten 
befreit ſind, die ſind zahlenmäßig äußerſt gering. 
Zahlenmäßig ſchon, aber kapitalsmäßig nicht; ich 
habe mir das einmal herausgreifen laſſen. Im 
Jahre 1928, als unſer Volkseinkommen nach dem 
Krieg mit am höchſten ſtand, hatten wir ein Volks⸗ 
einkommen von 74 Milliarden. Davon wurden zu 
Soziallaſten nur 32 Milliarden herangezogen, alſo 
42 Milliarden waren nicht belaſtet. Ich glaube, 
wenn wir den Grundſatz aufſtellen, daß alle daran 
teilnehmen müſſen, daß wir dann dem Arbeiter auch 
eine ungeheure Erleichterung bringen können.“ 


Beſonderen Schutz der Gemeinſchaft können die 
Familienväter beanſpruchen, welche die Verant⸗ 
wortung für die Erziehung ihrer Kinder auf ſich 
genommen haben. Die Exiſtenz der Familie muß 
vor allem ſichergeſtellt werden. Deswegen ſind 
bereits jetzt alle Betriebe mit mehr als zehn Ange⸗ 
ſtellten verpflichtet, im angemeſſenen Umfange 
ältere Angeſtellte über 40 Jahre einzuſtellen. Dazu 


Sagt Dr. Ley: 


„Die Befürchtung, daß die Kinderreichen keine 
Arbeit mehr bekommen, muß natürlich zerſtreut 
werden. Das könnte dadurch geſchehen, daß man 


eine Ausgleichskaſſe 


errichtet, aus der dann dieſer Mehrlohn für die 
Kinderreichen bezahlt wird, ſo daß nicht etwa der 
Unternehmer dieſen Mehrlohn bezahlen muß. Man 
könnte hier ähnlich vorgehen wie bei der Arbeits- 
loſenverſicherung. Vielleicht könnte auch noch ein 
ſtaatlicher Beitrag für eine ſolche Ausgleichskaſſe 
gezahlt werden.“ 


Mit der Errichtung der Ausgleichskaſſen wurde 
bereits begonnen: die erſten Verſuche werden 
gegenwärtig in der Zigarreninduſtrie gemacht. 
Außerdem tragen aber die ſtaatliche Kinderbeihilfe 
(bei mehr als vier Kindern), die Streichung eines 
Teiles des Eheſtandsdarlehens bei der Geburt jedes 
Kindes ſowie die bedeutenden Steuerermäßigungen 
ſür Familienväter zum Laſtenausgleich bei. 
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Die Hilfe der Gemeinſchaft für diejenigen Volks⸗ 
genoſſen, die ſich in Notlage befinden, iſt keine milde 
Gabe im Sinne der ehemaligen Karitas, ſondern 
Erfüllung einer Gemeinſchaftspflicht. Ihre An⸗ 
nahme iſt daher nicht demütigend, ſondern ſelbſtver⸗ 
ſtändlich: 


„Wir machen nicht das Winterhilfswerk, um den 
Armen Almoſen zu geben, ſondern wir machen es, 
weil wir dieſe Menſchen für die Zukunft erhalten 
müſſen. Das iſt kein Mitleid, ſondern unſere 
Pflicht; das iſt kein Almoſen. Es iſt Pflicht 
jedes Menſchen, der andere Menſchen 


führt, für die Geſundheit ſeiner Gefolg⸗ 


ſchaft zu ſorgen. Dieſer Pflicht kann ſich kein 
Verantwortlicher entziehen. Es muß für ordentliche 
Arbeitsplätze, für friſche Luft, für weitgehende Ver⸗ 
hinderung von Berufskrankheiten geſorgt werden.“ 


Das „Amt für Volksgeſundheit“ und 
„Schönheit der Arbeit“ in der Deutſchen Ar- 
beitsfront ſorgen für die Verwirklichung dieſer 
Forderungen des Reichsorganiſationsleiters. Bisher 
wurden geſundheitliche Einrichtungen in rund 
20 000 Betrieben entweder neu geſchaffen oder ver⸗ 
beſſert und damit ein vielverſprechender Anfang in 
der Neugeſtaltung der Arbeitsumwelt gemacht. 


Vor allem obliegt aber dem Unternehmer ſelbſt 
als Führer des Betriebes die Pflicht der Fürſorge 
für ſeine Gefolgſchaft. Die Deutſche Arbeitsfront 
kann nur plangeſtaltend und beratend eingreifen: 


„Der Unternehmer kann uns heute nicht 
mehr ſagen, meine Fabrik iſt meine Pri- 
vatſache. Das war einmal, das hat auf⸗ 
gehört. Von ſeiner Fabrik hängt die Zu⸗ 
friedenheit der Menſchen ab, die da 
drinnen ſind, und dieſe Menſchen gehören 
uns. Infolgedeſſen hängt von feiner Ver⸗ 
nunft, von ſeiner Einſicht, ſeinem Denken 
und Handeln die Au ene dieſer 
Menſchen ab. Das iſt keine Privatſache 
mehr, das iſt eine öffentliche Angelegen— 
heit, und er muß ſein Denken und Tun 
auch danach einrichten und entſprechend 
verantworten!“ 


Die Verantwortlichkeit für die richtige Menſchen⸗ 
führung im Betriebe iſt durch die Soziale 
Ehrengerichtsbarkeit verwirklicht. Die über- 
wiegende Mehrzahl der bisher erhobenen Anklagen 
richtet ſich gegen böswillige Ausnutzung der Arbeits- 
kraft durch Unternehmer, die noch nicht verſtanden 
haben, daß ſie Führer ihres Betriebes ſein müſſen. 


Es iſt klar, daß heute noch ſo manches Unerfreu⸗ 
liche in einzelnen Betrieben vorkommt, die aller⸗ 


dings ſchon in der Minderzahl ſind. Eine ſoziale 


Revolution kann, wenn ſie Ewigkeitswerte ſchaffen 
will, das Beſtehende nicht ſchlechtweg vernichten, 
ſondern muß die im alten Syſtem großgewordenen 


— 
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Menſchen zur ſozialen Anſtändigkeit und Ehren⸗ 
haftigkeit erziehen; das gilt in gleicher Weiſe für 
die Gefolgſchaften wie für die Betriebsführer. Die 


Widerſtände, welche ſich der Durchführung des 


nationalen Sozialismus entgegenſetzen und durch 
andauernde Belehrung und Erziehung überwunden 
werden müſſen, ſind wahrhaftig nicht zu unter⸗ 
ſchätzen, wie Dr. Ley u. a. in RD Worten 

betonte: 28 


„Ob der unternehmer ſagt: es iſt doch 
unerhört, mich da immer in die Betriebs. 
zelle hineinzuklemmen — nein, das mache 
ich nicht! Du mußt! Da marſchieren 
zehntauſend Arbeiter, beſtes deutſches 
Blut. Es ſollte dir eine Ehre fein, vorne» 
weg marſchieren zu dürfen. Wenn du das 
nicht willſt, dann muß man dich in die 
Kolonne einreihen, damit dir dein Hin- 
termann ſolange auf die Haken tritt, bis 
du es richtig machſt.“ | 


Den tüchtigen jungen Handwerkern will die 
Deutſche Arbeitsfront die Möglichkeit des Auf⸗ 
ſtieges zur Selbſtändigkeit und zu Meiſterſtellungen 
geben; fie werden in Berufsſchulen geſchult und 
geprüft. „Es kann nur ein Teil von denjenigen, 
die dieſe Berufsausbildung und Erziehung durch— 
gemacht haben, ſelbſtändig werden. Wir wollen 
ihnen dann durch Perſonalkredite des Selbſt— 
hilfeamtes der Deutſchen Arbeitsfront zur Grün⸗ 
dung und Erhaltung einer ſelbſtändigen Exiſtenz 
verhelfen. Das iſt unſer letztes Ziel.“ 


Nach der Verordnung des Reichsorganiſations- 
leiters beginnt die Auszahlung der Handwerker⸗ 
kredite erſtmalig im Januar 1938; bis dahin wird 
der erſte Schulungsgang zu Ende ſein. 


Alle Beſtrebungen des Reichsorganiſationsleiters 
find, wie wir ſehen, in einer einheitlichen Linie ziel- 
ſicher ausgerichtet. Die nationalſozialiſtiſche welt⸗ 
anſchauliche Grundlegung iſt der Ausgangspunkt 
für alle einzelnen Maßnahmen, welche die vom 
Weimarer ſchwarzroten Staat übernommene kapi⸗ 
taliſtiſche Wirtſchaft in eine ſozialiſtiſche Arbeits- 
gemeinſchaft aller Schaffenden der Stirn und der 
Fauſt umwandeln muß. Ein zuſammenfaſſendes 
Bild gibt uns Dr. Ley, wenn er jagt: „Sozialis⸗ 
mus iſt Lebensbejahung, Sozialismus iſt 
Gemeinſchaft, Sozialismus iſt Kampf, 
Sozialismus iſt Kameradſchaft und 
Treue, Sozialismus iſt Ehre. 


Sozialismus, mein Freund, iſt das 
Blut und die Raſſe, der beilige, tief⸗ 
ernſte Glaube an einen Gott...“ 


Und ſeine ſoldatiſche Weiſung an die Gefolgſchaft 
aller ſchaffenden Deutſchen lautet: 


„Bleibt Fanatiker und werdet, ob in 
kleinem oder großem Befehlsbereich, 
Reformatoren der Nation!“ 
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Alaska ber Bir das! 


Berufspaten. Ein größeres mitteldeutſches 
Unternehmen hat ein bereits gut bewährtes Hilfs⸗ 
mittel für die Berufsausbildung eingeführt. 
Jeder Lehrling bekommt neben ſeinem Meiſter und 
unmittelbaren Vorgeſetzten noch einen „Berufs- 
paten“ zugewieſen. Der Berufspate übt als guter 
Fachmann in kameradſchaftlicher Weiſe die Paten⸗ 
ſchaft über einen Vertreter aus dem Nachwuchs 
ſeines Berufes und ſeines Betriebes aus. 

Dieſe Verſtärkung der Lehrlingsausbildung hat 
Anerkennung gefunden und wird daher hier im 
Intereſſe der jetzt im Frühjahr neu antretenden 
Lehrlinge als Anregung erwähnt. | d 


Nach dem „Offentlichen Geſundheitsdienſt“ 
wurden im Geſchäftsjahr 1935/36 über 3,5 Mil⸗ 
liarden für alkoholiſche Getränke und über 
2,25 Milliarden für Tabak ausgegeben, das fin) 
zuſammen 10 v. H. des Volkseinkommens (!). 


Von Auguſt 1933 bis zum 30. Januar 1937 
wurden 700000 Eheſtands darlehen (Durch⸗ 
ſchnittsbetrag: RM. 600, —) insgeſamt alſo 
420 Millionen RM. gewährt. Es werden weiterhin 
monatlich rund 15000 Eheſtandsdarlehen aus⸗ 
gegeben. Die Zahl der Eheſchließungen iſt von 
1933 — 35 um 420000 oder 26 Prozent höher ge⸗ 
weſen, als in den 3 Jahren zuvor. Unter Berück⸗ 
ſichtigung der Eheſchließungen 1936 kann an⸗ 
genommen werden, daß 500000 Ehen wegen der 
Möglichkeit der Erlangung eines Eheſtandsdarlehen 
geſchloſſen wurden. 

Die Zahl der Lebendgeborenen im Deutſchen 
Reich (ausſchließlich Saarland) hat ſich wie folgt 
entwickelt: 1933: 971174; 1934: 1198350; 

1935: 1261273. In den mit Eheſtandsdarlehen 
gegründeten Ehen ſind bis Ende Januar 1937 rund 
500000 lebende Kinder geboren. Das find im Ver⸗ 
hältnis faſt doppelt ſoviel Kinder, wie in den Ehen, 
die ſeit 1933 ohne Eheſtandsdarlehen geſchloſſen 
worden ſind. Die infolge der Geburt von Kin⸗ 
dern erlaſſene Summe hat bereits 70 Millionen 
Reichsmark und die Summe der Tilgungsausſetzun⸗ 
gen infolge der Geburt von Kindern bereits 25 Mil⸗ 
lionen Reichsmark überſchritten. | 

Die Rückflüſſe aus den gewährten Eheſtands⸗ 
darlehen werden für Kinderbeihilfen an kinder⸗ 
reiche Familien verwendet. Von Oktober 1935 bis 

Ende Januar 1937 ſind an 350000 minder⸗ 
bemittelte kinderreiche Familien insgeſamt 123 Mil⸗ 
lionen RM. gewährt worden. 
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Den 943 000 Tonnen der deutſchen Jahres⸗ 
erzeugung an Fetten aller Art ſteht 1936 ein Ge⸗ 


ſamtverbrauch von 1968000 Tonnen gegenüber. 


Dieſes Mehr kann faſt nur durch Auslandsein⸗ 
fuhr gedeckt werden, da die verſchiedenen Selbſt⸗ 
hilfe⸗Maßnahmen, wie auch Staatsſekretär Backe 
betonte, nicht ausreichen. Der Verbraucher ſelbſt 
muß ſich um den Ausgleich bemühen. 1936 wurde 
um annähernd ein Fünftel mehr Fett verbraucht 
als 1913. Während 1913 je Kopf der Bevölkerung 
6,2 kg Butter verbraucht wurden, waren es 1935 
7,4 kg. Im Margarineverbrauch lauten die 
entſprechenden Ziffern ſogar 3,3 kg zu 7,3 kg. Im 
ganzen flieg der Fettverbrauch je Kopf von 18,4 kg 
im Jahre 1913 auf 22,9 kg im Jahre 1935. Daß 
große Unterſchiede in dem allgemeinen Fettverbrauch 
beſtehen, zeigen folgende 1932 ermittelten Ziffern: 
Nach amtlichen Feſtſtellungen ſchwankt der Fett⸗ 
verbrauch bei Arbeitern zwiſchen 14 kg in Bayern 
und 27 kg in Norddeutſchland, bei Angeſtellten und 
Beamten zwiſchen 17 und 26 kg jährlich. Noch 
ſtärker ſind dieſe Unterſchiede beim Margarine⸗ 
verbrauch, da im letzten Vierteljahr 1936 der 
monatliche Margarineverbrauch je Kopf zwiſchen 
0,28 kg in Süddeutſchland und 1,25 kg in Nord⸗ 
deutſchland ſchwankt. » S 


Von insgeſamt 54979 Kindern, die im Schul⸗ 
jahr 1937/38 die Münchener Volksſchulen beſuchen, 


wurden 52836 (96,11 v. H.) für die Gemein⸗ 


ſchaftsſchule und 2143 (3,89 v. H.!) für die 
Konfeſſionsſchule gemeldet. | 


1933 wurden von der Bekenntnisſchule in 


München 89 v. H. der geſamten Schülerzahl der 


Münchener Volksſchulen erfaßt. Mit dem Ein⸗ 
treten für die Gemeinſchaftsſchule ſank dieſer Hun⸗ 
dertſatz ſchnell auf 65,45 v. H. im Jahre 1935, und 
bereits 1936 wurden von 55211 Kindern der 
Münchener Volksſchulen, 35 945 (65,11 v. H.) für 
die deutſche Gemeinſchaftsſchule und 19 266 (34,89 
v. H.) für die Bekenntnisſchule eingeſchrieben. 


Bei der im Gau Saarpfalz durchgeführten Ab⸗ 
ſtimmung über die Einführung der chriſtlichen 
Gemeinſchaftsſchule haben 97 v. H. der Erziehungs⸗ 
berechtigten für die Gemeinſchaftsſchule geſtimmt. 
In der Stadt Saarbrücken haben ſich ſogar von 
13746 Erziehungsberechtigten 13478 — das ſind 
98,1 v. H. — für die Einführung der chriſt⸗ 
lichen Gemeinſchaftsſchule bekannt. 
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Das deutſche Buch 


Meyers Lexikon. 8. Auflage. 


In völlig neuer Bearbeitung und Be⸗ 
bilderung. 1. Band: A- Boll. 

Preis: Je Band 15,— RM. FF 
Inſtitut, Leipzig. 

Ein Lexikon allein kann 1 ein gründliches, univer⸗ 
verſales Wiſſen geben, ſondern nur ein vorhandenes ergänzen 
und anregen. Andernfalls iſt es nur in der Lage, den 
verabſcheuungswürdigen Typ des Halbgebildeten, des ober⸗ 
flächlichen Vielwiſſers, zu züchten. Aber auch eine noch 
ſo vollſtändige bloße Aufzählung von Namen, Daten und 
Ereigniſſen und Anhäufung von „objektivem“ Wiſſen kann 
der Geiſteshaltung des Nationalſozialismus nicht entſprechen. 
Der Nationalſozialismus iſt eine Weltanſchauung und ver⸗ 
langt daher auch eine weltanſchauliche Wertung 
aller das Leben eines Volkes beſtimmenden Kräfte. Es iſt 
daher als ein begrüßenswerter Verſuch zu bezeichnen, daß 
es die neue Auflage von Meyers Lexikon ſich zur Aufgabe 
gemacht hat, das geſamte Gebiet des Wiſſens nach den 
Grundſätzen der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung aus⸗ 
zurichten. Die völlig neu bearbeitete Auflage des Meyer ⸗ 
ſchen Lexikons iſt, wie der bisher erſchienene erſte 
a erkennen läßt, der eee Verſuch auf dieſem 

ebiet. 

Das ganze Werk ſoll 12 Bände umfaſſen (10 Text- 
bände, 1 Regiſterband und 1 Atlasband). Der erſte Tert- 
band behandelt die Begriffe A Boll. Eine Neuheit in 
dieſem Lexikon iſt die Einfügung von bunten Bildern in den 
Text, ſowie die Zuſammenſtellung von Bildfolgen auf Kunſt⸗ 
drucktafeln. Ein beſonders wertvolles Hilfsmittel ſtellt der 
geplante Regiſter band dar. An Hand dieſes Bandes 
iſt eine ſyſtematiſche Auswertung aller in den Textbänden 
enthaltenen Artikel möglich. So findet man z. B. im 
Regiſterband unter der Rubrik „Friedrich der Große“ ſämt⸗ 
liche Stellen des Lexikons verzeichnet, wo Friedrich der Große 
irgendwie erwähnt wird. Beſonders hingewieſen ſei aber 
auch auf den geringen Preis des Werkes, ſo daß ſich auch 
aus dieſem Grunde die Anſchaffung lohnt. 


Dr. Robert Ley: 
„Durchbruch der ſozialen Ehre“ 


Mehden⸗ Verlag, Berlin. 1935, 
Preis gebunden 4,70 RM. 


„Deutſchland iſt ſchöner geworden“ 


Mehden⸗ Verlag, Berlin. 1936. 275 Seiten. 
Preis gebunden 4,50 RM. 


„Wir alle helfen dem Führer“ 


Zentralverlag der NSDAP. Franz Eher Nachf., 
München. 1937. 230 Seiten. Preis gebunden 3, — RM. 


In den drei Bänden liegen uns die bedeutſamſten 
Reden des Reichsorganiſationsleiters ſeit 
der Machtübernahme vor. Für jede weltanſchauliche und 
insbeſondere ſozialpolitiſche Schulungsarbeit werden dieſe 
Bücher unentbehrlich ſein, weil ſie die ſichere Grundlegung 
der nationalſozialiſtiſchen Arbeitsverfaſſung geben. Darüber 
hinaus ſind die Bände berufen, ein lebendiges Bild von dem 
Geſchehen der letzten Jahre und dem Willen des Führers 
und der Arbeit des Reichsleiters der DAF. zu vermitteln. 


278 Seiten. | 


Die politiſche Bedeutung der geſammelten Reden 
Dr. Ley's wird durch den Aufſatz in dieſem Heft „Deutſcher 
Sozialismus in Wort und Tat“ klar werden. 


Eberhard Kautter: 


„Wirtſchaftsgeiſt — 
Wehrgeiſt“ 
Propaganda⸗Verlag Paul Hochmuth, Berlin W 35. 


1935. 92 Seiten. Einzelpreis 1,30 RM., Sammelbefellun- 
gen billiger. 


Mit ſeltener Klarheit und außergewöhnlich zwingender Über⸗ 
zeugungskraft bietet das Werk ganz beſondere Schulungswerte. 
Es klärt die innere Struktur wichtigſter nationalpolitiſcher 
Begriffe, die uns als Schlagworte ebenſo überreichlich bekannt 
ſind, wie ſie andererſeits leider aber doch tatſächlich noch immer 
der ſo dringend notwendigen Geläufigkeit und des tieferen 


Sozialgeiſt — 


Erfaßtſeins entbehren. 


Die „Germaniſch Deutſche Frühzeit“, „Preußens Er⸗ 
hebung“, der „Weltkrieg“ und die „Deutſche Wiedergeburt“ 
werden auf ihre ſozialen, wehr⸗ und wirtſchaftspolitiſchen 
Entwicklungstendenzen unterſucht, in einer Allgemeinver⸗ 
ſtändlichkeit, die keine Unklarheiten duldet. — Der Haupt⸗ 
artikel dieſes Schulungsbriefes dürfte davon einen Eindruck 
geben. — Der Verlag liefert auch eine gute Kurzfaſſung 
obigen Werkes in Form eines 10⸗Pfennig⸗Heftes, das die 
Empfehlung maßgeblicher Stellen gefunden hat. N 


E. V. v. Rudolf: 


„Georg Ritter von Schönerer“ 
Der Vater des politiſchen Antiſemitismus 


Zentralverlag der NS DAP. Franz Eher 
Nach f., G. m. b. H., München. 1936. 140 Seiten, ge⸗ 
bunden 3,60 RM. 


Wer ſich über den Rahmen unſeres Aufſatzes (Seite 162) 
hinaus mit dem Leben und Kampf Schönerers be⸗ 
ſchäftigen will, dem ſei dieſes Buch empfohlen. Rudolf 
ſchildert uns aus eigenem Erleben heraus und unter Bei⸗ 
bringung zahlreichen Materials lebendig und allgemein ver⸗ 
ſtändlich den tragiſchen Kampf dieſes Mannes gegen alles 
undeutſche und artfremde Weſen und feine ernſthafte Be⸗ 
mühung um die Löſung der ſozialen Frage. 


„Werkleute fingen‘ 

Ein Liederbuch der MS.⸗Gemeinſchaft Kraft durch Freude, 
mit einem Geleitwort von Reichsleiter Dr. Ley; heraus- 
gegeben von Heinz Ameln. 64 Seiten. Kart. 0,50 RM. 
geb. 0,90 RM., Textheft 0,20 RM. 


„Wohlauf Kameraden“ 


Ein Liederbuch der jungen Mannſchaft von Soldaten, 
Bauern, Arbeitern und Studenten. Mit einem Geleitwort 
von Reichsminiſter Dr. Frick. Herausgegeben von Gerhard 
Pallmann. 144 Seiten. Kart. 1,30 RM., Leinen 1,75 RM. 
Bärenreiter Verlag, Kaſſel. 


Zwei gute Liederbücher, die gerade im Rahmen des vor⸗ 
liegenden Sonderheftes empfohlen werden können. 


Der Beitrag „Freiheit — Gleichheit — Brüderlichkeit“ 
auf Seite 165 ift dem Werk „H. St. Chamberlain, 
Politiſche Ideale“ mit Genehmigung des Verlags 
F. Bruckmann München entnommen. Wir empfehlen 
dieſes Buch. 


Auflage der April⸗Folge: über 1820000 


Nachdruck, auch auszugsweiſe, nur mit Genehmigung des Verlages. Herausgeber: Der Neichserganiſattons leiter Hauptſchulungs⸗ 


amt. Hauptſchriftleiter und verantwortlich für den Geſamtinhalt: Reichsamtsleiter Jung 


H. Woweries, M. d. N., Berlin W 57, 


Potsdamer Straße 75. Fernruf: 27 00 12. Verantwortlich für die EM 2 Bekanntmachungen: Hauptorganiſationsamt der NSDAP., 


München. Verlag: Zentralverlag der NSDAP. Franz Eher Nachf. G 


m. b. H., Berlin SW 68, Zimmerſtraße 88. Fernruf: 11 00 22. 


Druck: M. Müller & Sohn K. G., Berlin SW 15. 
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Ergänzungen jur erften Auflage des Organiſations buches der NSDAP. * 


Ausfdneiden und an den jeweils vorgeſchriebenen Stellen im Organiſationsbuch ein kleben. 


wohlfa 5 r t. 5 
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Winterhilfswerk des deutſchen Volkes. a 
Das Winterhilfswerk des deutſchen Volkes iſt ein vom Führer geſchaffenes ſelbſtändiges 


Hilfswerk zur Betreuung und Unterſtützung in Not geratener Volksgenoſſen. Die Leiſtungen 


des Winterhilfswerkes ſind zuſätzliche Leiſtungen zu den Fürſorgemaßnahmen des Staates, der 
Gemeinden, der NS.⸗Volkswohlfahrt und der anderen Verbände der freien Wohlfahrtspflege. Die 
0 4 En Betreuung der Hilfsbedürftigen werden aus freiwilligen Opfern des deutſchen Volkes 
aufgebracht. 5 \ 

Das Winterhilfswerk des deutſchen Volkes wird durch den Reichsmin iſter für Volks⸗ 
aufklärung und Propaganda geführt und beaufſichtigt. Auf ſeinen Vorſchlag ernennt und 
deni ie 2 und Reichskanzler den Reichsbeauftragten für das Winterhilfswerk des 

eutſchen Volkes. 5 5 b 

Der Leiter des Hauptamtes für Volkswohlfahrt iſt der Neichs beauftragte für das 
Winterhilfswerk des deutſchen Volkes. Bei ihm liegt die Leitung des Winterhilfswerkes. Er beruft 
die Reichsarbeitsgemeinſchaften und den Reichsbeirat für das Winterhilfswerk des deutſchen Volkes. 

Die Gau⸗, Kreis⸗, Ortsgruppen⸗ und Stützpunktamtsleiter der Amter für Volkswohlfahrt find 
die Gau⸗, Kreis⸗ und Ortsbeauftragten für das Winterhilfswerk des deutſchen Volkes. 

Für die Durchführung des Winterhilfswerkes find dem Neichsbeauftragten die Gaus, 
Kreis⸗ und Ortsbeauftragten verantwortlich. Sie geſchieht in Zuſammenarbeit mit allen Gliederungen 
der NSDAP., den ihr angeſchloſſenen und von ihr betreuten Verbänden, den Staats⸗ und 
Gemeindebehörden ſowie den ſonſtigen Organiſationen und Verbänden des deutſchen Volkes. 

Das Hauptamt für Volkswohlfahrt und die Amter für Volkswohlfahrt in den 
Gauen, Kreiſen und Ortsgruppen tragen als Dienſtſtellen des Winterhilfswerkes die Bezeichnung: 
„Reichs⸗, Gau⸗, Kreis⸗ und Ortsführung des Winterhilfswerkes des deutſchen Volkes.“ 


wohlfahrt. | 
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Ernährungshilfswerk des deutſchen Volkes. 


Die Durchführung des Ernährungshilfswerkes iſt der NS.⸗Volkswohlfahrt e. V. über⸗ 
tragen und wird gemäß der 8 0 des Beauftragten für den Vierjahresplan (ſiehe Runderlaß des 
Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſters des Innern vom 20. November 1936, betr. die Beteiligung der 
Gemeinden) unter Mitwirkung der deutſchen Gemeinden, des Reichsnährſtandes uſw. durchgeführt. 

Das Ernährungshilfswerk dient zur Erfaſſung der bisher nicht verwerteten Küchen⸗ und Nahrungs» 
mittelabfälle für eine zuſätzliche Maſt von Schweinen. 

Für die Leitung des Ernährungshilfswerkes iſt verantwortlich der Leiter des Hauptamtes 
für Volkswohlfahrt, dem wiederum für die ordnungsmäßige Erledigung der Aufgaben im Reichs⸗ 


gebiet die Gau⸗, Kreis⸗, Ortsgruppen⸗ und Stützpunktamtsleiter des Amtes für Volkswohlfahrt 
verantwortlich ſind. 


Nr. 46, Anderung (Seite 459, Abſatz „Erkennungs⸗ und Dienſtſtellenfarben“, Zeile 8 und 9 
ſtreichen und dafür ſetzen:) betr.: die Hitler⸗ Jugend. 


5. Nachrichter: gelb 
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Nr. 47. Anderung (Seite 460, den zweiten Satz im vorletzten Abſatz — Zeile 5 von unten — 
ſtreichen und dafür ſetzen:) betr.: die Hitler⸗Jugend. 
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Die Stickerei iſt aluminiumfarben. N eu 


„Kriegsopfer. e I, — f 


Nr. 49, Anderung (Seite 460, die Aufſtellung über „5J.⸗Abzeichen“ durchſtreichen und dafür 
ſetzen:) betr.: Die Hitler⸗Jugend. 


—äö§ꝛjD—ů (̃· —94ũ r ũ92ũe %u %õ„õ„õ„„„„„%v „r' ũ 329ꝙy=ů Vl ——— : ͤ 2 „ „„ „ „ 7 „„ „„ „„ „7 


Farbe der Mützenbeſatz⸗ Mützenbieſen⸗ 


ſtreifen und ⸗kordeln 


Schulterklappe Stickerei 
bzw. Armſcheibe 


Führer eines Banned. s ſchwarz ] aluminium ſchwarz alumin. (ſ. Abb.) 
Bannführer im Gebietsſ tab ſchwarz aluminium ſchwarz aluminium 
Oberbannführer im Gebietsſtab ſchwarz aluminium ſchwarz alumin. (ſ. Abb.) 
Gebietsführer im Gebietsſtaaöb ſchwarz aluminium ſchwar; aluminium 
Führer eines Gebietes. ſchwarz gold ſchwarz gold (ſ. Abb.) 
Bannführer im RJ x.⸗ Stab ſchwarz aluminium ſchwarz aluminium 
Oberbannführer im RJ. ⸗ Stab ſchwarz aluminium ſchwarz alumin. (ſ. Abb.) 
Gebiets⸗ und Obergebietsführer f 10 
%% é ſm„A—·˙ ũ ſchwarz aluminium ſchwarz aluminium 
Amtsleiter FWF... ſchwarz gold ſchwarz gold (ſ. Abb.) 
Führer eines Jungbannes weiß ſilber — ſilber 
Jungbannführer im Gebietsſtab . karmeſin ſilber — ſilber 
Oberjungbannführer im Gebietsſtab larmeſin ſilber —— ſilber 
Gebietsjungvolkführer im Gebietsſtab karmeſin ſilber — ſilber 
Führer des DIL. im Gebiet hochrot gold — gold 
Jungbannführer im RIJF.⸗ Stab. larmeſin ſilber — ſilber 
Oberjungbannführer im RJF.⸗Stab karmeſin ſilber — ſilber 
Gebietsjungvo kführer i. RIJF.⸗Stab karmeſin ſilber — ſilber 
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Nr. 54, Nachtrag zur graphiſchen Darſtellung (Seite 125, Stab des Ortsgruppenleiters) betr.: 
Geſchäfts führung. 

Unter die Rechtecke „Kaſſenleiter“ und „Hilfskaſſenobmann“ iſt ein neues Rechteck in gleicher 
Form und Größe einzuzeichnen mit der Inſchrift „Geſchäfts führer“. Dieſes Rechteck iſt zu 
verbinden mit der fetten Verbindungslinie, die beim „Propagandaleiter“ nach rechts die letzte 
Abzweigung hat. 560 
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Nr. 55, Nachtrag zur graphiſchen Darſtellung (Seite 135, Stab des Kreisle iters) betr.: 
Adjutant. 


Zwiſchen dem Rechteck, Kreisleiter“ und der erſten waagerechten fetten Verbindungslinie iſt eine 
dünne Linie mit anſchließendem gleichſeitigem Dreieck nach links über dem Rechteck des Schulungs⸗ 


leiters mit der Inſchrift „Ad j.“ einzuzeichnen. 


— ... 
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Nr. 57, Nachtrag zur graphiſchen Darſtellung (Seite 145, Yuslandssrgan iſation der 
nnen... 
Unter dem Rechteck „Schulungsamt“ ift das nebenſtehende Zeichen eines 
Hauſes mit der Inſchrift „Gau⸗Schulungsburg“ anzuhängen und beide, 
Schulungsamt und Gau⸗Schulungsburg, mit einer dünnen Linie zu verbinden. 


DAS PARTEIARCHIV FUR NATIONALSOZIALISTISCHE 
FEIER= UND FREIZEITGESTALTUNG 


Verantwortlich für den Inhalt: Fritz Kaiſer. Nur für 
Dienftftellen der N SD R., ihrer Gliederungen und 
angeſchlollenen Verbände beſtimmt. Auf dem 
Dienſtweg werden beliefert Hoheitsträger,Propa- 
gandaleiter, Schulungsleiter und Kulturſtellen⸗ 
leiter der NS D AP. fomie die Warte der NS. 
Gemeinſchaft »Kraft durch Freude «. Alle Dienft=- 
ſtellenleiter der ſonſtigen Gliederungen und 
angefchloffenen Verbände (SK., SS., NSK K., HI., 
. BDM., NSDStB., NS.-Frauenſchaft ufro.) beſtellen 
einzeln unter Angabe der Parteitätigkeit unmittel- 
bar beim Zentralverlag der NSDAP., München. 
Bezugspreis: halbjährl. (6 Lieferungen) RM. 1,80 
beifreier Lieferung Erfcheinungsmeife :monatlich. 


»Die neue Gemeinfchaft« erfcheint im Auftrage der Reichspropagandaleitung 


(Amtsleitung Kultur). Ständige Mitarbeiter: Beauftragte des Hauptfchulungsamtes 
der NSDAP., des Amtes Feierabend der NS.-Gemeinfchaft »Kraft durch Freude e und 
der zuftändigen Dienftftellen in den Gliederungen und angeſchloſlenen Verbänden, 


ZENTRALVERLAG DER NSDAP., FRANZ EHER NACHF., 
ABTEILUNG BUCHVERLAG, MÜNCHEN 2 NO 


ANERKANNTE . 
BERUFSERZIEHUNGSSTATTE 


Esfoll der Tüchtigfte nach oben kommen das iſt unſer 


Wille. Deshalb haben wir den Reichsberufsmettkam 


pf 
beranſtaltet und das Leiſtungs abzeichen fürbefondere 


Leiſtungen und fürMufterbetriebe gekhaffen.D:Roberrley 


Umſchlagzeichnung von Hans Schirmer, Berlin 


Oben: Leiftungszeichen für anerkannte Berufserziehunssftätten 
Zeichnung: R. Grundemann, Berlin 
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